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InkriT-Aufruf zur Rettung der Zeitschrift Das Argument

Seit seiner Gründung im Jahre 1996 war die Zeitschrift Das 
Argument Sprachrohr, Grundlage und Diskussionsforum für das 
gemeinnützige Berliner Institut für kritische Theorie (InkriT) e.V. 
Für die Verfolgung seiner Ziele, vor allem die Förderung kritischer 
Theorie, nicht zuletzt des Historisch-kritischen Wörterbuchs 
des Marxismus und der in diesem Zusammenhang jährlich statt-
fi ndenden internationalen Tagungen, ist dieses Organ kritischer 
Sozialwissenschaft unentbehrlich. 

Der Argument-Verlag befi ndet sich seit längerem in einer 
ökonomisch äußerst schwierigen Lage. Dabei bringt er als Non-
Profi t-Unternehmen die wichtigsten InkriT-Publikationen heraus 
– neben der Kritischen Werkausgabe von Antonio Gramscis Gefäng-
nisheften und dem Historisch-kritischen Wörterbuch des Marxismus 
auch die Berliner Beiträge zur kritischen Theorie, eine Reihe, in der 
bislang der InkriT-Tagungsband zum 100. Geburtstag von Brecht, 
Gramsci und Marcuse sowie Jan Rehmanns Postmoderner Links-
Nietzscheanismus und W.F. Haugs um die Sondierungen zu Marx / 
Lenin / Luxemburg erweiterte Neuaufl age der Dreizehn Versuche zur 
Erneuerung marxistischen Denkens erschienen sind und die deut-
sche Ausgabe von Domenico Losurdos Standardwerk zu Nietzsche 
in Vorbereitung ist.

Angesichts der Tatsache, dass Das Argument rote Zahlen schreibt 
und in seiner Existenz bedroht ist, hat der Vorstand des InkriT 
beschlossen, zum Erhalt der Zeitschrift im Rahmen seiner Möglich-
keiten beizutragen. Benötigt werden pro Heft 1 000 Euro.

Das InkriT bittet daher um Spenden mit dem Stichwort Argument 
auf das InkriT-Konto 17 35 76 84 00 bei der SEB AG, Filiale Berlin, 
BLZ 100 101 11.1 

1   Diese Spenden sind steuerlich abzugsfähig. Zum Jahresende wird eine Spendenbescheinigung 
ausgestellt.
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Thomas Barfuss

Konformität 
und bizarres 
Bewusstsein

Zur Verallgemeinerung  und 
Veraltung von Lebensweisen 

in der Kultur 
des 20. Jahrhunderts

Im Buchhandel oder direkt vom Argument-Versand:
Reichenberger Str. 150, 10999 Berlin, Fax: 030 / 611 42 70, versand@argument.de

Argument
www.argument.de

»Nicht nur in Krisen tragen Intellektuelle 
zur allgemeinen Verunsicherung bei, indem 
sie Denk- und Lebensart der Mehrheit als 
 Spießertum kritisieren. Damit fördern sie 
auch Veränderungen (…). Es sind kluge, 
spannende Gedanken, die der Autor in 11 
Studien um Bücher wie Babbit von S. Lewis 
oder Hesses Steppenwolf oder Filme von 
 Chaplin, Lang und Pasolini bis hin zu Easy
Rider und American Graffi ti kreisen lässt.« 
PS

Den Konformismus von links durchdringen

Thomas Barfuss
Konformität und bizarres Bewusstsein
Zur Verallgemeinerung und Veraltung von 
Lebensweisen in der Kultur des 
20. Jahrhunderts
AS 291 · 20,50 € · ISBN 3-88619-291-1

Jan Rehmann
Postmoderner Links-Nietzscheanismus
Deleuze & Foucault. Eine Dekonstruktion
AS 298 · 16,50 € · ISBN 3-88619-298-9

»Wäre das Ethos wissenschaftlicher Redlich-
keit bestimmend, müsste Rehmanns neues 
Buch die Foucault-Literatur das Fürchten 
lehren. Unnachsichtig konfrontiert es Inter-
pretationen mit dem interpretierten Text, 
sekundär übernommene und weitertradier-
te Interpretationen mit den Untiefen ihrer 
jeweiligen Matrix. Es trägt dazu bei,  einen 
lähmenden Zauber zu brechen, ohne die 
fruchtbaren Impulse des kritisierten Denkens 
preiszugeben.« 
Wolfgang Fritz Haug 
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Frigga Haug

Hilferuf zur Rettung des Argument-Verlags

Die ökonomische Lage hat sich im Jahre 2005 dramatisch verschlechtert. Nach 
einem Aufschwung im Vorjahr brach der Umsatz um etwa 15 Prozent ein. Ein solcher 
Rückgang lässt sich nicht mehr leicht verkraften. Wir haben eine Weile gezweifelt, 
ob wir den Verlag weiterführen können und sollen. Wir haben uns zu dem Entschluss 
durchgerungen, uns dafür mit aller Kraft einzusetzen. Ein wichtiger Punkt war dabei 
die Veränderung der politischen Landschaft, die uns Mut macht. Ein weiterer Aktiv-
posten sind die gerade erst sich amortisierenden Projekte: einige Titel, die in die 
Gewinnzone kommen; der Erfolg unseres ersten Hörbuchs zum Kommunistischen 
Manifest, die allmählich wachsende Akzeptanz einer Reihe unserer Titel sowohl im 
Wissenschaftsbereich wie in der Belletristik (siehe die Verlagsmitteilungen).

Zunächst einmal haben wir ein drastisches Sanierungsprogramm in Gang gesetzt 
und Einschnitte bei Personal, technischer Ausstattung und Räumlichkeiten vorge-
nommen. Dazu überlegen wir, das Kapital der GmbH abzuwerten (wie zuletzt vor 
sieben Jahren) und eine Rekapitalisierung einzuleiten. Das geht nur, wenn wir neue 
Gesellschafter fi nden. Daher rufen wir um Hilfe: durch Zeichnung von Gesellschaf-
teranteilen das gestrandete Schiff wieder fl ott zu machen.

Zur Behebung des dramatischen Liquiditätsmangels gibt es weitere Möglich-
keiten, den Verlag am Leben zu erhalten. Vor allem »Buchpatenschaften« helfen 
dabei. Hierbei geht es um zinslose Kredite zur Vorfi nanzierung einer Neuerschei-
nung oder einer Neuaufl age, wobei das Darlehen garantiert zu einem Drittel bereits 
vier Monate nach Erscheinen des betreffenden Titels und der Rest in 10 monatlichen 
Raten zurückgezahlt wir. Hilfreich ist schließlich alles, was unsere Bücher und Zeit-
schriften (oder die Kenntnis davon, auch durch Rezensionen oder Empfehlungen) 
unter die Leute bringt. Nicht zuletzt geht es um die Gewinnung neuer Abonnenten 
für unser Flaggschiff, die Zeitschrift Das Argument.

Nachfragen und Hilfsangebote bitte an Frigga Haug, c/o Argument-Verlag, Glashüt-
tenstr. 28, D-20357 Hamburg, Fax: +49 [0]40 40 18 00 20 oder friggahaug@aol.com

Argument-Neuerscheinungen

Wissenschaft
Neu im November: »Beschäftigen wird uns ebensowohl, was es heißt, in der 
Philosophie Marxist zu sein, als auch die noch viel kniffl igere Frage, was es heißt, im 
Marxismus Philosoph zu sein.« Wolfgang Fritz Haug: Philosophie und Marxismus. 
Eine Einführung (ISBN 3-88619-331-4, ca. 12,50 €). Mit dieser Vorlesung hat Haug 
sich nach 35-jähriger Lehrtätigkeit im Winter 2000 auf 2001 von Berlin und seiner 
Freien Universität verabschiedet. »Wie man bei einem Buch das Vorwort zuletzt 
schreibt, holt die Abschiedsvorlesung die Vorschule [...] nach. Sie tut dies, indem sie 
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die Voraussetzungen kritischen Philosophierens im Anschluss an Marx refl ektiert, 
dessen Denkentwicklung sie einer eingehenden Relektüre unterzieht.« (Vorwort)

Im September erschien bereits der Nachdruck von W.F. Haugs High-Tech-Kapita-
lismus (AS 294, ISBN 3-88619-294-6, 19,50 €), und Ende Oktober folgt die um zwei 
Kapitel zur literarischen Ästhetik erweiterte Neuausgabe seiner »philosophischen 
Programm- und Bekenntnisschrift« Philosophieren mit Brecht und Gramsci (ISBN 
3-88619-315-2, ca. 17,90 €).

Schon wenige Monate nach Erscheinen ist die erste Aufl age des Argument-
Hörbuchs Das Kommunistische Manifest mit der Einführung von Eric Hobsbawm, 
eindringlich vorgetragen von Rolf Becker, vollständig verkauft. Die zweite Aufl age 
kommt Anfang Oktober (Hörbuch, 2 CDs, ISBN 3-88619-463-9, 19,90 €). – Die 
klassische Buchausgabe des Kommunistischen Manifests mit Eric Hobsbawms 
Einführung (gebunden, ISBN 3-88619-322-5, 12,90 €) geht bereits in die 6. Aufl age 
und ist seit Oktober wieder lieferbar.

Soeben erschienen sind die Neuaufl agen von Frigga Haug, Vorlesungen zur 
Einführung in die Erinnerungsarbeit (ISBN 3-88619-321-7, 17,90 €), und Peter 
Brückner, Sozialpsychologie des Kapitalismus (mit einem Vorwort von Klaus Weber 
und in Kooperation mit dem Psychosozial-Verlag, ISBN 3-88619-328-4, 15,90 €).

Belletristik
Eine der besten deutschen Krimiautorinnen ist Christine Lehmann, Journalistin 
aus Stuttgart. Ihre Harte Schule begeistert durch eine so im Deutschen noch nicht 
gekannte, aus Subkulturen schöpfende Sprache, die dem tough talk der besten ameri-
kanischen Autoren etwas ebenso Ebenbürtiges wie Eigenständiges zur Seite stellt 
(Ariadne 1157). Anfang Oktober kommt ihr neuer Krimi Höhlenangst (Ariadne 
1161, ISBN 3-88619-891-X, 9,90 €): Tief, dunkel und viele Kilometer lang unter-
graben die Höhlen der Schwäbischen Alb das Land. Wenn Gerüchte von Korruption 
und Mord umgehen, steckt die narbengesichtige Journalistin Lisa Nerz ihre Nase 
auch ins fi nsterste Fledermausnest. Politisch subversiv, literarisch ein Hochgenuss.

Ende Oktober erscheint das Debüt der Berlinerin Barbara Ahrens, Operation 
Schönheit (Ariadne 1162, ISBN 3-88619-892-8, 10,90 €). So notwendig wie aufklä-
rerisch geht es um die Thematik Brustkrebs, eine Krankheit, die heute jede fünfte 
Frau trifft. Aber aus Leid lässt sich auch Geld machen. Als ein Berliner Chirurg, der 
sich einen Namen durch aufwendige Prothesenherstellung gemacht hat, erschossen 
aufgefunden wird, nimmt die Polizei die Selbsthilfegruppe der Krebspatientinnen 
unter die Lupe. Die Detektivin auf eigene Faust, Dora Wulff, sympathisiert mit der 
Tat und macht sich ihrerseits auf die Suche. 

Noch im September erschien der Roman Hannah und die Anderen von Adriana 
Stern (Ariadne 4009, ISBN 3-88619-993-7, 10,90 €). Spannend wie ein Krimi, 
erzählt er die Geschichte eines Mädchens mit der wissenschaftlich umstrittenen 
Diagnose der »multiplen Persönlichkeit«.

Neu aufgelegt erscheint im Oktober Ariadnes Schwabenanthologie Mord isch 
hald a Gschäft (Ariadne 1154, ISBN 3-88619-884-7, 9,90 €).
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Juan José Tamayo

Die USA, der Papst und der Mord an Erzbischof Romero 

Eine Erinnerung

Am 24. März jährte sich zum 25. Mal die Ermordung von Monseñor Oscar A. 
Romero, Erzbischof von San Salvador. Alle Anzeichen wiesen von Anfang an auf 
Major Roberto D Abuisson – den Kopf der Todesschwadronen – als Drahtzieher 
des Mordes. Warum töteten sie einen Erzbischof in einem so katholischen und von 
einem christdemokratischen Präsidenten geführten Land wie El Salvador? 

Monseñor Romero war immer ein konservativer Priester und Bischof, Rom 
gehorsam und wenig empfänglich für die Ungerechtigkeiten in diesem kleinen, von 
wenigen Familien kontrollierten Land. Gerade wegen seiner Unterwerfung unter den 
Vatikan wurde er 1977 zum Erzbischof von San Salvador ernannt. Kaum aber mit der 
Realität konfrontiert, kam es bei ihm, wie vor ihm bei anderen lateinamerikanischen 
Bischöfen, zu einem einschneidenden Wandel, einer »Bekehrung«, wie die Christen 
sagen. Ausgelöst wurde seine Wandlung durch die Ermordung von Rutilio Grande, 
eines Jesuiten, der die Armen im Bauerndorf Aguilares politisch sensibilisierte. »Wenn 
sie ihn für das, was er getan hat, ermordet haben, muss ich den gleichen Weg gehen. 
Rutilio hat mir die Augen geöffnet«, war sein Kommentar vor dem Leichnam des 
ermordeten Jesuiten. Von diesem Augenblick an entschied er, an keiner Amtshandlung 
der Regierung mehr teilzunehmen, solange das Verbrechen nicht untersucht würde, 
und er hörte nicht auf, seine prophetische Stimme gegen die Regierung und die herr-
schende Klasse zu erheben, die ihn mit Geld zum Schweigen bringen wollte.

Dann kamen die Morde an weiteren Priestern, überhaupt die Repression gegen 
die katholische Kirche, der systematische Verstoß gegen die Menschenrechte und die 
Massaker an der wehrlosen Zivilbevölkerung. Romero denunzierte die Missbräuche 
der Regierung, die die Gewalt rechtfertigte, ja sie zu einer der Säulen des Staates 
machte, und den Großteil des Volkes in einem Zustand der chronischen strukturellen 
Armut hielt. Er verurteilte die Gewalt der Armee gegen führende Politiker, Kirchen-
leute und Gewerkschafter, die die Menschenrechte verteidigten und das repressive 
System kritisierten. Er trat für einen Strukturwandel ein, der eine bessere Verteilung 
des Reichtums ermöglichen sollte, nicht nur für eine Erneuerung der Fassade, die 
alles beim Alten ließ. Er rief stets zur Aussöhnung zwischen Guerilla und Armee 
auf; eine Aussöhnung, die über das Niederlegen der Waffen und die Schaffung einer 
gerechteren Gesellschaft führte. Und all dies durch das Wort seiner Predigten, die er 
jeden Sonntag in der Kathedrale hielt und die über das Radio der Diözese im ganzen 
Land verbreitet wurden.

Eine grundlegende Rolle bei seiner ›Bekehrung‹ spielten die Befreiungstheologen 
Ignacio Ellacuría, Rektor der Universidad Centroamericana José Simeón Cañas 
(UCA), 1989 ermordet, und Jon Sobrino, gegenwärtig Leiter des Theologischen 
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Zentrums Monseñor Romero. Jener verschaffte ihm die analytischen Grundlagen 
für eine bessere Kenntnis der soziopolitischen Realität und für ein eingreifendes 
religiöses Handeln. »Mit Monseñor Romero ging Gott durch El Salvador«, pfl egte 
Ellacuría zu sagen. Dieser gab ihm die Schlüssel zu einer theologischen Interpreta-
tion der Realität und einer auf Befreiung zielenden Praxis in der Todeshölle, in die 
sich das Land verwandelt hatte.

Die ersten, die angesichts der veränderten Haltung Romeros aufgeschreckt 
wurden, waren der Nuntius des Vatikans und die vermögende Klasse, die zum 
gleichen Befund kamen: Wir haben uns geirrt, als wir ihn zum Erzbischof ernannten. 
In dem Maße wie Romero sich für die Verteidigung der Menschenrechte einsetzte 
und Regierung und Armee anklagte, distanzierte sich der Vatikan von ihm und neigte 
gar dazu, seiner prophetischen Amtsführung die Legitimation zu entziehen oder sie 
wenigstens in Frage zu stellen. In nur 18 Monaten musste er nicht weniger als drei 
apostolische Visitatoren empfangen, die mit Schnüffl ernase Beweismittel gegen ihn 
suchten, um seine Absetzung zu rechtfertigen.

Nach der Wahl Johannes Pauls II. suchte er um eine ›Audienz‹ in Rom nach, 
um den Papst über die dramatische Lage in El Salvador und seine Arbeit für die 
Versöhnung zu unterrichten. Die vatikanische Bürokratie ließ ihn mehrere Wochen 
warten, bis er vom Papst empfangen wurde. Das Treffen konnte nicht enttäuschender 
sein, wie der deutsche Theologe Martin Maier – ein guter Kenner El Salvadors, wo 
er seine Doktorarbeit bei Jon Sobrino schrieb – in seinem Buch, Oscar Romero: 
Meister der Spiritualität (2001)1, bezeugte. Johannes Paul, der vorab sehr negative 
Berichte über den Erzbischof erhalten hatte, verabschiedete ihn mit einer entmu-
tigenden Botschaft: »Suchen Sie das Einverständnis mit der Regierung«. Unter 
Tränen verließ der Erzbischof die Audienz und erklärte: »Der Papst hat mich nicht 
verstanden, er kann nicht verstehen, weil El Salvador nicht Polen ist.« Im Januar 
1980, kurz vor seiner Ermordung, fand ein neues Treffen mit dem Papst statt, das 
am ehesten als bittersüß bezeichnet werden kann. Der Papst ermunterte ihn, weiter 
die soziale Gerechtigkeit zu verteidigen und sich vornehmlich für die Armen 
einzusetzen, warnte ihn aber vor der Gefahr der Infi ltration des Marxismus und der 
Unterhöhlung des Glaubens des Volkes Christi. Darauf antwortete Romero, es gebe 
auch einen Antikommunismus, den der Rechten, der nicht die Religion verteidige, 
sondern den Kapitalismus.

Ohne die Unterstützung des Vatikans und unter ständiger Bedrohung durch die 
Armee konnte das, was folgte, nichts anderes sein als die Chronik eines angekün-
digten Todes. Der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen brachte, war die Predigt, 
die er am Sonntag, dem 23. März 1980, in der Kathedrale hielt. Nachdem er eine 
lange Namensliste von Opfern der Gewalt der vorangehenden Woche verlesen 
hatte, wandte er sich direkt an die Regierung, die Armee und besonders an die 
Soldaten und bat sie in beklemmendem Ton, von Morden an Mitbürgern abzulassen: 

1   Anm. d. Übers.: Der deutsche Titel verschluckt, im Unterschied zum spanischen, die tätig-kriti-
sche Seite dieser Spiritualität (Oscar Romero, Mística y lucha por la justicia, Barcelona 2005).
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»Brüder, Sie sind von unserem eigenen Volk, Sie töten Ihre eigenen Brüder unter den 
Bauern, und gegenüber einem Tötungsbefehl, den ein Mensch gibt, muss das Gesetz 
Gottes vorwalten, das sagt: du sollst nicht töten. Kein Soldat ist verpfl ichtet, einem 
Befehl gegen das Gesetz Gottes zu gehorchen [...] Ein unmoralisches Gesetz muss 
niemand erfüllen [...] Es ist endlich Zeit, dass Sie Ihr Gewissen zurückerlangen, dass 
Sie Ihrem Gewissen gehorchen und nicht dem Befehl der Sünde. Die Kirche als 
Verteidigerin der Rechte Gottes, des göttlichen Gesetzes, der menschlichen Würde, 
der Person kann nicht schweigen vor soviel Unheil. Wir verlangen, dass die Regie-
rung ernstnimmt, dass die mit soviel Blut befl eckten Reformen zwecklos sind.« Und 
er schloss seinen ebenso dramatischen wie verzweifelten Aufruf mit den Worten: 
»Im Namen Gottes denn, und im Namen dieses leidgeprüften Volkes, dessen Klagen 
jeden Tag lauter zum Himmel aufsteigen, fl ehe ich Sie an, bitte ich Sie, befehle ich 
Ihnen im Namen Gottes: Lassen Sie ab von der Unterdrückung!«

Die Militärführer verstanden diese Worte als Aufruf an die Soldaten zur Dienst-
verweigerung, zum Ungehorsam. Am folgenden Tag bezeichnete ein Armeeoffi zier 
die Predigt des Erzbischofs als Straftat. Noch am selben Tag, als er in einem Spital 
der Hauptstadt eine Totenmesse feierte, sahen die Teilnehmer der Zeremonie, wie 
er, von einem tödlichen Schuss getroffen, hinter dem Altar zusammenbrach. Zur 
selben Zeit unterstützten die Vereinigten Staaten des christlichen Reagan die salva-
dorianische Regierung mit enormen Summen, damit sich diese an einer wehrlosen 
Bürgerschaft vergreifen konnte, und legitimierten mit Militärberatern den Befehl der 
Armee, Priester zu ermorden.

25 Jahre danach hat die Gestalt von Romero in El Salvador, in Lateinamerika 
und in der ganzen Welt sowohl religiös wie sozial an Bedeutung gewonnen und 
ist, zusammen mit den ermordeten Ordensschwestern und Jesuiten, zum Symbol 
eines Christentums der Befreiung geworden. Pedro Casaldáliga, ein anderer 
Bischof-Prophet und oft am Rande des Martyriums, hat die Gestalt Romeros mit 
folgenden Worten unsterblich gemacht: »Wie Jesus, auf Befehl des Reiches. Armer, 
glorreicher Hirte, verlassen von den eigenen Amtsbrüdern und Tischgenossen! Die 
Kurien konnten dich nicht verstehen. Keine wohl bestellte Synagoge kann Christus 
verstehen [...] Heiliger Romero von Amerika, unser Hirte und Märtyrer: Niemand 
wird deine letzte Predigt zum Verstummen bringen!« Romero selbst war prophe-
tisch, als er ein paar Tage vor seinem Tod einem Journalisten erklärte: »Wenn sie 
mich töten, werde ich im salvadorianischen Volk wieder auferstehen.«

Aus dem Spanischen von Ruedi Graf
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Hermann Klenner

Jürgen Seifert – Bürgerrechtler par excellence

Am 4. Juni 2005 starb der am 18. April 1928 geborene Jürgen Seifert, seit 1970 
bis zu seiner Emeritierung Universitätsprofessor für Politische Wissenschaft in 
Hannover. Der Redlichsten einer ist nun und überraschend von uns gegangen. Es 
wäre töricht vorzugeben, dass ein anderer bereit stünde, seinen Platz auszufüllen. Der 
ursprüngliche Werkzeugmacher und danach studierte und promovierte Jurist – wegen 
seiner Mitgliedschaft im Bundesvorstand des SDS 1961 aus der SPD ausgeschlossen 
– kämpfte mit den Mitteln des gesprochenen wie des geschriebenen Wortes, auch als 
juristischer Experte der gewerkschaftlichen Opposition und in gewollter Gemeinschaft 
mit Gesinnungsgenossen unterschiedlicher Denkweise, gegen die atomare und 
sonstige Aufrüstung der Bundesrepublik, gegen den Vietnamkrieg der USA und 
deren Bündnispartner in Deutschland, gegen die Berufsverbote, die Notstandsgesetz-
gebung und anderweitige Einschränkungen der Grundrechte, übrigens auch gegen 
rechtsstaatswidriges Verhalten der Gauckbehörde. Er war Bundesvorsitzender der 
Humanistischen Union, Gründungsmitglied des Republikanischen Anwältinnen- und 
Anwältevereins, ideenreichstes Mitglied im (schließlich an der übereinstimmenden 
Politik von CDU und SPD gescheiterten) Kuratorium für einen demokratisch 
verfassten Bund deutscher Länder, Redaktionsmitglied der Kritischen Justiz und der 
Vorgänge, bis zuletzt Mitglied der G-10 Kommission des Deutschen Bundestages zur 
parlamentarischen Kontrolle der Geheimdienste.

Als Wissenschaftler gehörte er zu der okkasionell produzierenden Minderheit. 
Das in der von Michael Buckmiller und Joachim Perels unter dem Titel »Opposition 
als Triebkraft der Demokratie« herausgegebenen Festschrift (Hannover 1998, 535-
60) veröffentlichte Verzeichnis seiner etwa fünfhundert Publikationen beweist es: 
JS schrieb aus dem existenziellen Drang, der »Forderung des Tages« zu genügen. 
Selbst seine beiden wichtigsten Monographien (Kampf um Verfassungspositionen, 
Köln 1974, sowie Politik zwischen Destruktion und Gestaltung, Hannover 1997) 
bündeln bereits andernorts publizierte Artikel. Das verlieh seinen Äußerungen eine 
intellektuelle Lebendigkeit, die mit Perfektionierungspublikationen längst bekannter 
Weltanschauungen nicht zu erreichen ist. 

Okkasionell darf nicht etwa als prinzipienlos verstanden werden. Geschult vor allem 
am Gedankengut wie an der politischen Haltung von Karl Marx (über dessen Verständnis 
der Freiheitsrechte er publiziert hat), von Rosa Luxemburg (deren Beitrag zu einer 
Theorie sozialistischer Rechtspolitik er erörtert hat), von Karl Korsch (dessen Politische 
Texte er herausgegeben hat) und von Wolfgang Abendroth (mit dem er öffentlich und 
dann veröffentlicht diskutiert hat) bezog er eine glasklare Position, um, wie er es einmal 
formulierte, den dialektischen Zusammenhang zwischen dem Kampf um die Erringung 
und Verteidigung der politischen Emanzipation und dem Kampf um die Emanzipation 



Jürgen Seifert – Bürgerrechtler par excellence 445

DAS ARGUMENT 262/2005 ©

der Arbeiterklasse begreifl ich zu machen. Er, der 1958 gemeinsam mit Ulrike Meinhof 
in Münster einen »Arbeitskreis für ein kernwaffenfreies Deutschland« gegründet und 
auch einige mit ihr geschriebene Artikel veröffentlicht hatte, zögerte später nicht, die 
terroristischen RAF-Aktionen ebenso wie die organisiert betriebene Verwechslung von 
sozialkritischem Denken mit Terrorismus-Sympathie als unvereinbar mit Bürgerechten 
anzuprangern, ganz zu schweigen vom Herabwirtschaften gewisser Rechtskonzeptionen 
zu einer Legitimationstheorie der herrschenden Machtverhältnisse. 

Geben wir lieber Jürgen Seifert selbst das Wort; er kann es sich ja nicht mehr 
nehmen:

Auch die durch Regeln kanalisierte Gewalt bleibt Gewalt.

Ist es mit dem Maßstab des Rechts überhaupt möglich, den Unterschied zwischen 
arm und reich aufzuheben?

Die gefährlichste Antwort ist die Fixierung auf das Nationale oder Religiöse.

Der linke Jurist muss fragen, wo haben sich die materiellen Lebensverhältnisse so 
verändert, dass neue Rechtsforderungen formuliert werden können, die ihrerseits 
den politischen Kampf initiativ beeinfl ussen.

Wenn die Macht der Arbeiterklasse nicht hinter Rechtspositionen steht, wird die 
Nutzung der Legalität nutzlos wie das Wasserschöpfen mit einem Sieb.

Erst im politischen Kräftefeld entscheidet sich, ob Generalklauseln bloßes Instru-
ment zur Sanktionierung von Herrschaftsinteressen werden.

Solange rivalisierende politisch-soziale Kräfte mit gewisser Chancengleichheit 
bestehen und solange ein nicht einseitig besetztes Verfassungsgericht angerufen 
werden kann, wird ein Verfassungstext kein bloßes Blatt Papier werden.

Der Kampf um Verfassungspositionen ist ein Kampf um die eigenen Interessen.

Viele Verfassungspatrioten übersehen, dass politische Freiheit nur die Vorausset-
zung schafft zur Realisierung sozialer Freiheit und zur Bewältigung ökologischer 
Probleme.

Eine Gesellschaft, die das kritische Potenzial der Intellektuellen ausgrenzt, kann 
sich nicht erneuern.

Jenseits des politischen Streites habe ich so etwas wie eine juristische Lösung im 
Hinterkopf.

Den politischen Kräften, die nach der Vereinigung Deutschlands jede Erneuerung 
unserer Verfassung blockierten, ging es primär um Machterhalt; sie fürchten und 
bevormunden das Volk.

Gesellschaftliche Umverteilung von unten nach oben wird verschleiert; deshalb 
braucht man »Globalisierung« als Schlagwort und »organisierte Kriminalität« als 
Feindbild. 

Sozialist zu sein, ist für mich kein Irrtum. Ohne Gegenwehr der Arbeitnehmer und 
ohne Schutz für sozial Schwache kommt es zu Gewalttaten des Kapitals.
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Frigga Haug

Holzkamps Haltung1

»Er hat Vorschläge gemacht. Wir
Haben sie angenommen.
Durch eine solche Inschrift
Wären wir alle geehrt.«
Brecht

Zehn Jahre sind vergangen seit Klaus Holzkamp gestorben ist. Sein Eingreifen in die 
tradierte Psychologie, seine Grundlegung einer marxistischen Psychologie ist nach-
lesbar. An seine Haltung aber und seine Herangehensweise ist besonders zu erinnern, 
da sie unentbehrliche Fermente für die weiterführende Rezeption seines Werks 
bereithalten. Bereits in seinen frühen Arbeiten, etwa in dem schon 1968 erschienenen 
Buch Wissenschaft als Handlung, suchte er nach einem Weg, menschliche Praxis 
mit Theoriebildung zusammenzubringen. Später wird er dies weiterentwickeln und 
direkt auf die handelnden Subjekte beziehen durch ein in die abstraktesten Sätze 
eingeschobenes »je mein«, das daran erinnert, sich selbst niemals aus der Theorie-
bildung hinauszudenken, sondern sich »unverschämt bescheiden« (Brecht) als den 
Spiegel einzusetzen, durch den Allgemeinaussagen refl ektiert werden müssen. 

Was Holzkamp anpackte, machte er sich mit Wucht zu eigen. Was er für richtig 
hielt, vertrat er mit einer leidenschaftlichen Einseitigkeit, die seiner Sprache etwas 
barock Privates mitteilen konnte. Ungeduldig setzte er Neologismen ein, wo die 
geläufi ge Sprache nicht ausdrücken wollte, worum es ihm ging. »Gebrauchswertverge-
genständlichung« zum Beispiel verwies darauf, dass in den Dingen, die uns umgeben, 
menschlich gesetzte Zwecke stecken und die menschliche Gesellschaftlichkeit selbst 
dann noch sinnlich erfahrbar ist, wenn einer allein im Wald mit einer Axt tätig ist, die 
nämlich die Arbeit ganzer Generationen widerspiegelt. Die Ausdrücke wurden immer 
länger: »Bedingungs-Bedeutungs-Begründungs-Analyse«, eine Begriffskette als 
Leitfaden für Forschung. Dies ist freilich beweglich zu handhaben, denn dogmatisch 
angewandt können solche Begriffsvorschläge den Sinn ihrer Einführung, den in der 
tradierten Sprache enthaltenen ideologischen Erkenntnisfallen zu entkommen, ins 
Gegenteil verkehren. Zudem erschweren solche Sprachschöpfungen die Übersetzung.

Immer wieder überraschte Holzkamp mit seiner Fähigkeit, Neues zu entdecken. 
So leidenschaftlich er eine einmal gewonnene Erkenntnis vertrat, ja Problematisie-
rungen laut und bestimmt zurückwies, lange Reden dagegen hielt und keine Kritik 

1   Am 24. April 2004 organisierte die Gesellschaft für subjektwissenschaftliche Forschung und 
Praxis eine Tagung zu meinem Buch Lernverhältnisse. Hier versprach ich: »In dieser Diskussion 
vermisse ich Klaus Holzkamp am meisten wegen seiner Haltung. Ich habe vor, zum 10. Todestag 
im nächsten Jahr im Argument einige Überlegungen zu seiner Haltung zu notieren, die die Erinne-
rung daran wachhalten.« (FKP 48/2005, 75)
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hörte, so plötzlich konnte er innehalten, zuhören, die Einwände auf sich selbst 
beziehen, das gerade noch für richtig Gehaltene fallen lassen und sich erneut auf 
den Weg der Rekonzeptualisierung machen. Wie ein Pionier im urbar zu machenden 
Gelände, begann er unermüdlich mit neuer Rodung, gleichermaßen ungestüm und 
stets bereit, Entdeckungen zu machen. So blieb es nicht aus, dass er Mitstreiter, 
die seine Lehre zu Glaubenssätzen erstarren ließen, verlor, neue gewann – aber 
nie selbst auf die Idee kam, Andersdenkende einfach auszuschließen bzw. sich in 
den entscheidenden Momenten solcher Ausschließung widersetzte. Was solche 
Wendungen ermöglichte, sein Denken beweglich hielt, hing mit der methodischen 
Grundentscheidung zusammen, an der Wirklichkeit der tätigen Menschen anzu-
setzen, hier den Rätseln von Denken und Erkennen, von Persönlichkeitsentwicklung 
und -behinderung nachzuspüren.

Als wäre es gestern gewesen, entsinne ich mich an ein solches Theorie-Ereignis. 
Es war auf einer jener Tagungen in den 1980er Jahren, zu denen aus vielen Städten 
Hunderte von Studenten sich aufmachten, um Kritische Psychologie zu erfahren. 
Nach Jahren kühler Fremdheit, in denen meine Untersuchungen zur weiblichen 
Vergesellschaftung in der kritisch-psychologischen Hauptströmung eine umstrit-
tene Randexistenz führten, war ich eingeladen, die Studien zu weiblicher Angst 
vorzustellen. Ich sprach über eine widersprüchliche Vergesellschaftung, in der 
heranwachsende Frauen schließlich dazu kommen, sich zum Schutze gegen andere 
Männer einen eigenen Mann zuzulegen. Ich hatte noch nicht ganz ausgeredet, als 
Holzkamp zu einer langen Rede ansetzte, in der er alles bezweifelte: die Angst, die 
Wahrnehmung des je anderen Geschlechts, die Erziehung zur Heterosexualität, die 
Alltagsgeschichten. Meine Gegenreden fruchteten nichts. Ich sprach wie von einem 
anderen Stern. Nach langem Hin und Her, in dem außer uns beiden niemand zu Wort 
kam, hielten wir erschöpft inne. Wir entschlossen uns zu einem nächtlichen Gang 
um den Block. In der Schwärze der Nacht, in der die Geräusche einem unheimlicher 
auf den Leib rücken, fragte ich ihn, einer plötzlichen Eingebung folgend, was er 
empfi nden würde, ginge er allein durch eine dunkle, menschenleere Straße und 
hörte hinter sich das bekannte Klipp-klapp hochhackiger Schuhe. Er zögerte einen 
Augenblick und meinte dann, es würde ihn erregen. »Und was denkst du«, hielt 
ich entgegen, »würde wohl eine Frau allein in dunkler Gasse spüren, wenn sie 
hinter sich die schnell herannahenden festen Schritte eines Mannes vernähme?« Er 
antwortete, schon leicht unsicher, dass sie vermutlich das Nämliche empfände. Seine 
Unkenntnis der weiblichen Situation brachte mich zum Lachen. Er könne davon 
ausgehen, sagte ich dann, dass so gut wie alle Frauen dabei in Panik geraten würden, 
unzählige Geschichten von Vergewaltigung bis Mord im Kopf. Holzkamp wurde 
zusehends von einer anderen Erregung erfasst. Offenbar dämmerte ihm plötzlich, 
was in den einzelnen Geschichten der Frauen sich schon herauskristallisierte, dass 
im gewöhnlichen Alltag bzw. besonders in den gewöhnlichen Nächten, Frauen 
fremde Männer nicht so sehr als Mitmenschen, sondern als Tiere wahrnehmen, 
als triebhafte Natur, die ungehemmt und unkontrolliert jederzeit gewalttätig über 
sie herfallen könnte. Der Gedanke ergriff von ihm Besitz, er maß ihn dem bislang 
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für die Kritische Psychologie Entworfenen an und schloss bündig: »Wenn dem so 
ist, müssen wir auf kategorialer Ebene den Begriff der Geschlechterverhältnisse 
einführen. Das bedeutet allerdings, dass alles bisher Entwickelte neu durchdacht 
werden muss. Dies aber«, schloss er, »müsst dann ihr machen. Ihr seid jünger.« 

Holzkamps weiteren Veröffentlichungen nachspürend wird man den Einzug 
dieser Dimension nachzeichnen können, allerdings nur spurenweise. Es geht, 
theoretisch gesprochen, jetzt darum, dass Standpunkt und Perspektive der einzelnen 
durchaus verschieden, ja entgegengesetzt sein können. Was für die einen eigenes 
Interesse, kann für die anderen Bedrohung sein. Kritische Psychologie musste 
folglich auf den Dialog setzen, auf die gemeinsame Erarbeitung eines Horizonts, der 
die verschiedenen Perspektiven umschließt.

Jahre später ging es um sexuellen Missbrauch als Gegenstand Kritischer Psycho-
logie. Holzkamp hatte im Anschluss an Katharina Rutschkys Buch, wo ein schlechter 
Umgang mit der Statistik aufgewiesen und entsprechend die Wirklichkeit von 
Missbrauch bezweifelt, die Motive der feministischen Initiativen als eigensüchtig 
und sogar skandalös denunziert wurden, sich schnell und bestimmt der Gruppe der 
Zweifl er an feministischer Redlichkeit angeschlossen und die Notwendigkeit, sich 
der Thematik anzunehmen, verneint. Die folgende Auseinandersetzung drohte das 
Forum Kritische Psychologie zu zerreißen – ein Riss, der bis heute anhält. Aber 
Holzkamp wurde, gerade als er seine Mitstreiter die Gründe der beteiligten Frauen 
und Mädchen für nichtig erklären hörte, plötzlich klar, dass eben diese besserwis-
serische Abwehr mit dem Grundsatz, Handlungsbegründungen zum Gegenstand 
von Analysen zu machen, unvereinbar war. So schrieb er seinen eigenen Beitrag 
als Versuch, die herrschenden Opfer-Täter-Diskurse selbst zum Gegenstand der 
Analyse und die subjektiven Erfahrungen von Gewalt bearbeitbar zu machen, um so 
schließlich »die weibliche Befreiungsperspektive« als »Implikat der menschlichen 
Befreiungsperspektive« hervortreten zu lassen (FKP 33, 1994, 156). Notwendig 
werde, »die gesellschaftliche Dimension sexueller Männergewalt wie die öffentliche 
Diskussion darüber« in die Entwicklung Kritischer Psychologie einzubeziehen (5).

Auch dieser Analysevorschlag ist kein Abschluss; das für richtig Gehaltene 
musste der ständig zweifelnden Überprüfung ausgesetzt bleiben. Die Theorie musste 
offen bleiben für immer neue Entdeckungen unter sich verändernden Bedingungen. 
Wenn etwas festzuschreiben war, dann genau dies. Die Unbedingtheit, sich restlos 
und schonungslos in die Arbeit zu werfen, ermöglichte zugleich die Bereitschaft, 
immer wieder von vorn zu beginnen, nichts für fertig zu erachten. So begann 
Holzkamp noch angesichts des Todes, Vorschläge für eine kritisch-psychologische 
Erarbeitung von »Lebensführung« zu machen. Was für die einen als problematisch 
erscheinen mag, ist für die anderen eine unabdingbar anzustrebende Haltung: 
Erkenntnis als unabschließbaren und situierten Prozess zu begreifen, daher immer 
für Entdeckungen bereit zu sein und sich dabei selbst in Frage stellen zu können.



 449

DAS ARGUMENT 262/2005 ©

Nachrichten aus dem Patriarchat

Die Falschen und die Richtigen!

Falsch scheint die Vergreisung unserer Gesellschaft, also der Geburtenrückgang bei 
immer höherer Lebenserwartung. Meinte noch der Altkanzler Adenauer »Kinder haben 
die Menschen sowieso!«, ist dies heute zusehends komplizierter. Es gibt Ein-Kind-Fami-
lien, Alleinerziehende und immer mehr Menschen ohne Kind, sei es als DINKs (Double 
income, no kids), SINKs (Single income) und NINKs (No income), so dass Deutschland, 
was die Geburtenrate anbelangt, in Europa zu den Schlusslichtern gehört. Dies führt zu 
einem Nachfragerückgang bei Babykost, -bekleidung, Kinderwagen usw., Lehrerüber-
fl uss, Schulschließungen, Wohnungsleerstand und -abriss, Arbeitskräftemangel und 
fehlenden Beitragszahlern in der Sozialversicherung und damit zu deren Kollaps. So 
zählte der Bundespräsident Köhler den Mangel an Kindern, damit die Vergreisung der 
Gesellschaft zu den Problemen, die ihn bewogen, den Bundestag aufzulösen. Die Sorge 
um die Nation bewegte auch Jürgen Rüttgers bei der Green Card Diskussion (»Kinder 
statt Inder«!) und wird ähnlich in den großen Wochenzeitungen Spiegel (37/2005: 
»Generation Kinderlos«) und stern (27/2005: »Land ohne Kind«) diskutiert.

Die makropolitisch bedingte Sorge von Politikern um Bevölkerungszahlen hat in 
der Geschichte zu widersprüchlichen staatlichen Interventionen zur Steigerung oder 
Drosselung individueller Reproduktion geführt: zu Verboten, fi nanziellen Anreizen und 
oft genug zur Indienstnahme der privaten Sehnsüchte nach Geborgenheit, Erfüllung 
und Glück. Zu denken wäre dabei an die Ehe- und Zeugungsgebote, die Augustus für 
Angehörige der römischen Führungsschicht erließ, weiter die strenge Bestrafung von 
Abtreibung und Kindestötung und Verfolgung von Hebammen als Hexen einerseits, 
Heiratsverbote für Arme seit dem beginnenden Mittelalter andererseits, die Ehe- und 
Steuererleichterungen im Merkantilismus, als im Bevölkerungswachstum eine politische 
und ökonomische Stärkung des Staates gesehen wurde und wiederum die Angst im 
ausgehenden 19. Jh. vor ungebremstem Bevölkerungswachstum, dem durch Empfäng-
nisverhütung beizukommen wäre. Bei all diesen politischen Wechselbädern wird aber 
deutlich, dass es regelmäßig auch um die Qualität von Bevölkerung ging. Der Kinder-
reichtum der niederen Stände wurde ebenso beklagt, wie die geringe Geburtenfreudigkeit 
der mittleren und höheren Schichten, insbesondere der Akademiker. In bebilderten 
Statistiken wurde etwa nachgewiesen, dass unappetitlich aussehende, asoziale Familien 
reichlich freche, faule Gören in die Welt setzten, während deutsche Arbeiterfamilien sich 
gerade eben noch reproduzierten und die besonders wertvollen Akademiker familien 
sich der Aufgabe deutscher Arterhaltung mit weniger als 1,5 Kindern pro Paar 
entzogen. Dass sich an der falschen Reproduktionsweise wenig geändert hat, zeigt eine 
Forderung von Daniel Bahr (FDP), der Staat müsse »Akademiker bei der Erfüllung 
ihres Kinderwunsches unterstützen«. Das bezieht sich auf das neuere Datum, dass 
von den Akademikerinnen um 40 etwa 40 % kinderlos sind, also gerade jene, die ihre 
Kinder fördern und damit den wertvollen Teil der Nation für den globalen Wettbewerb 



450 Nachrichten aus dem Patriarchat

DAS ARGUMENT 262/2005 ©

fi t machen könnten. Bahr fährt fort: »In Deutschland kriegen die Falschen die Kinder. 
Es ist falsch, dass in diesem Land nur die sozial Schwachen die Kinder kriegen« und 
zeigt sich damit auch als uninformiert. Nicht nur Akademikerinnen, sondern alle Frauen 
in Deutschland sind gebärfaul geworden; nur noch 29 % der 25 bis 29-jährigen haben 
Kinder. Sollte Adam Smith  Behauptung (Wohlstand der Nationen), dass die Menschen 
ihr Reproduktionsverhalten nach Marktgesichtspunkten ausrichten, auch in unserer Zeit 
gelten? Smith verwies auch darauf, dass eine junge Witwe mit vier bis fünf Kindern 
im arbeitskräftehungrigen Nordamerika anders als im britischen Mutterland eine gute 
Partie sei, während bei wirtschaftlicher Stagnation wie im damaligen China oder gar 
Wohlstandsrückgang wie in Bengalen durch Kindesaussetzung, -tötung und Verhun-
gernlassen die Arbeitskräftequantität dem Bedarf angepasst würde. – Wenn Bahr über 
die sozial Schwachen als die Falschen spricht, ist ihm wohl auch entgangen, dass nach 
dem Armutsbericht der Bundesregierung Einkommensarmut häufi ger bei Familien als 
bei Kinderlosen und ganz besonders bei alleinerziehenden Frauen anzutreffen ist, so dass 
das Kinderhaben als ›Armutsfalle‹ bezeichnet wird. Unter diesen Umständen wären die 
vielfach erhobenen Forderungen, Kind und Beruf zu vereinbaren, – partnerschaftliche 
Teilung der Familienarbeit, die Entwicklung familienfreundlicher Betriebe sowie eine 
Änderung von Steuer-, Sozial- und Familienpolitik in Gang zu setzen – sinnlos. Der 
Satz der Familienministerin Renate Schmidt, »Zu einem modernen Lebensstil gehören 
Kinder« und ihr Aufruf zur Bescheidenheit, »Wir müssen die Erst-Mal-Mentalität 
überwinden, die vor das erste Kind erst mal den Berufseinstieg, Hausbau, Heirat, großes 
fi nanzielles Polster setzt«, wäre als bloße Beschwörung ausgemacht. 

Aber kann nicht möglicherweise das gute Vorbild von erfolgreichen Frauen, die 
Kindererziehung und Karriere unter einen Hut kriegen und nicht in der Armutsfalle 
landen, bei den Frauen in Deutschland Zukunftsvertrauen und die Realisierung von 
Kinderwunsch fördern? Denken wir an Politikerinnen: Renate Schmidt, Jutta Limbach 
und Herta Däubler-Gmelin kämen, da schon zu alt, als Vorbilder für die heutigen 
jungen Frauen nicht in Frage, Monika Hohlmeier, die Tochter von Franz Josef Strauß 
und ehemalige Ministerin in Bayern mangels dauerhaften Erfolgs ebenfalls nicht. Aber 
es bleiben noch einige: etwa die Sozialministerin von Hessen, Silke Lautenschläger, 
deren Eltern sich liebevoll um die Enkel kümmern, weiter Silvana Koch-Mehrin, 
Vorstandsmitglied der FDP und Europaabgeordnete, für die nach ihrer energischen 
Intervention anstandslos ein Wickelraum im Parlamentsgebäude eingerichtet 
wurde und schließlich Ursula von der Leyen. Die Ärztin und siebenfache Mutter 
ist niedersächsische Sozialministerin und Gesundheitsexpertin in Angela Merkels 
Kompetenzteam. Die Ministerin hat an Merkels Gesundheitsprämiensystem mitgear-
beitet, und zieht gegen die Anspruchsmentalität der sozial Schwachen z.B. beim Kauf 
eines Schulranzens zu Felde. Sie kürzt die Landesblindenhilfe und geht gegen Hono-
rarforderungen von Kiefernorthopäden vor. Auf Grund ihres Organisationstalents 
kann sie Amt und Kindererziehung miteinander vereinbaren, eine echte Powerfrau! 
– Was lehrt uns das? Die Falschen können nichts richtig machen, nur die Richtigen 
können das. Folglich sind die Lebensumstände insgesamt doch nicht die falschen und 
brauchen deshalb auch nicht verändert zu werden.  Silke Wittich-Neven
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Wolfgang Fritz Haug

Untergang der deutschen Linksregierung 
– Aufstieg der Linkspartei

I.

Die rot-grüne Regierung ist gescheitert. Ihr Untergang hat den Aufstieg der 
Linkspartei möglich gemacht. Diese hat fürs Erste ihre vier Hauptziele erreicht: In 
Fraktionsstärke ist sie in den Bundestag eingezogen, mit mehr Sitzen als die Grünen; 
sie hat wesentlich dazu beigetragen, den schwarzgelben Block zu verhindern; die 
rot-grüne »Hartz«-Koalition eines etwas sozialeren Neoliberalismus ist abgewählt; 
den von Rot-Grün Enttäuschten aber ist eine demokratische Alternative geboten 
und damit der Zuwachs der Neofaschisten gestoppt worden, die den Protest gegen 
soziale Ungerechtigkeit in nationalistischen Fremdenhass zu verwandeln trachten.

Die Zusammensetzung der Links-Wählerschaft gibt Anlass zur Hoffnung. Die 
beiden Altersextreme Jungwähler und Rentner sind mit je 8 Prozent gleich gut 
vertreten und liegen nur leicht unterm Gesamtdurchschnitt. Die Arbeitslosen aber 
haben die Linkspartei zu 25 Prozent und bisherige Nichtwähler, die es jetzt an die 
Urnen gezogen hat, zu 55 Prozent gewählt. Sie hat also Hunderttausenden das 
Gefühl gegeben, doch nicht völlig machtlos zu sein. Tatsächlich sind in Erwartung 
der Wahlen die Depressionswerte der Deutschen auf die Hälfte gesunken, was der 
Psychiater Fritz Simon mit einem Schwinden der Ohnmachtsgefühle erklärt. Die 
Wahl der Linkspartei/PDS habe wie ein Antidepressivum gewirkt: »Oskar Lafontaine  
konkurriert mit der Pharmaindustrie« (FAZ, 16.9.05, 14).

»Die Kräfteverhältnisse sind auf eine Weise in Bewegung gekommen«, schrieben 
wir vor einem Jahr, »die das Parteiensystem aufbrechen könnte.«1 Nun ist es so weit. 
Das Spiel der alternierenden Machtblöcke ist aufgebrochen, und die schlecht verhüllte 
Ratlosigkeit der »Politiker«, deren Berufsname sich »allmählich in ein Schimpfwort« 
verwandelt (Noelle), bietet das Material zu einem öffentlichen Lehrstück. 

Wenn die Exponenten der organisatorisch erst noch zu schaffenden Linkspartei 
sich als lernfähig erweisen und weiterhin so geistesgegenwärtig handeln, wie sie es 
beim Wahrnehmen dieser geschichtlichen Chance getan haben, werden sie den neuge-
wonnenen Platz im Parteiensystem auf Dauer behaupten. Damit werden die sozial 
Schwachen und die sozialistisch Problem- und Verantwortungsbewussten und damit 
auch die Kritik des Kapitalismus und die Suche nach einer Alternative parlamentari-
schen Ausdruck gefunden haben. Im Zusammenspiel mit – und vor allem angetrieben 
von – der sozialen »Bewegung der Bewegungen« könnte sie die Kräfteverhältnisse auf 
eine Weise verändern, die auch die Sozialdemokratie wieder auf einen Kurs zöge, der 
ihrem Namen entspricht. Auf diesem Weg sind viele Hürden zu nehmen, nicht zuletzt 

1   Editorial zu Argument 256/2004, Sich arm arbeiten? Das große Roll-back, 338.
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die der political correctness und des undialektischen Fundamentalismus. Erst recht 
gilt es, dem notorischen Sog der parlamentarischen Entfremdung von der Basis zu 
widerstehen. Verlangt ist jenes »Operierenkönnen mit Antinomien« (Brecht), das den 
Sozialismus-Gesprächen des InkriT als methodische Richtschnur zugrundeliegt. Es 
»könnte schon bald auf die Probe gestellt werden angesichts der Differenz linkskeynesia-
nischer Orientierungen und der radikaleren Suche nach neuen Formen solidarischer 
Vergesellschaftung. Es wird sich herausstellen, dass es kein Zurück zur Epoche des 
Fließbands mit den sozialen Errungenschaften ihrer gewerkschaftlichen Kämpfe gibt 
und dass die neuen Lösungen auf Grundlage der hochtechnologischen Produktionsweise 
gesucht werden müssen. Das heißt freilich nicht, dass die  Gerechtigkeitsvorstellungen 
 aufzugeben wären, die nicht nur mit der sozialistischen Gleichheitskonzeption, sondern 
auch mit der redistributiven Funktion des demokratischen Staates verbunden sind. 
Ihnen erneut zum Zuge zu verhelfen ist der Einsatz linker Politik.« (Unterhaltungen 
über den Sozialismus, Vorwort zur Internet-Ausgabe)

Der Wahlkampf überraschte mit einer kaum mehr für möglich gehaltenen 
Wiederkehr der Argumente. Hinter den Konterfeis mit den nichtssagenden Slogans 
(»Vertrauen in Deutschland« vs. »Deutschland hat Besseres verdient«) nach dem 
Muster der Waschmittelreklame trat plötzlich eine wirtschafts- und sozialpolitische 
Strategiedebatte hervor. Dies ist vor allem Gerhard Schröders Verdienst, der mit unbe-
streitbarer Kompetenz dem gegnerischen »Kompetenz-Team« auf den Leib gerückt 
ist. Die von Abermillionen am Bildschirm verfolgten Schaukämpfe gerieten zu einer 
wechselseitigen Verfolgungsjagd durch die Bedingungen und Handlungsmöglich-
keiten bzw. -folgen angesichts der ökonomischen Verhältnisse. Der Wahlkampf wurde 
zum antagonistischen Teach-In, und das Fernsehen näherte sich unversehens seinem 
Ideal an, die Gesellschaft teilnehmen zu lassen an den Auseinandersetzungen ihrer 
Gruppenexponenten. Wie die dramatischen Verschiebungen der Wahlergebnisse im 
Vergleich zu den Prognosen zeigen, muss dabei Millionen ein Licht aufgegangen sein, 
wo ihre Interessen liegen könnten bzw. wo auf keinen Fall. 

Freilich war der Antagonismus, wie er in Rede und Gegenrede zwischen Schwarz-
Gelb und Rot-Grün zum Ausdruck kam, in der linken Hauptsache entkernt. Denn 
die vier – oder, zählt man CDU und CSU getrennt, fünf – Parteien, die das Telebild 
beherrschen durften, waren sich in den neoliberalen Grundlagen einig. Bereits die 
Hartz-IV-Reformen waren ja faktisch von einer informellen großen Koalition getragen. 
Nicht die Heilmittel waren zwischen den beiden Machtanwärtern umstritten, sondern 
bloß die Dosis. Dass es für die sozial Schwachen und die Lohnarbeitenden nach unten, 
für die Reichen nach oben gehen solle, war nicht kontrovers, nur das Ausmaß. 

Das Scheitern des Mehrheitsstrebens beider Blöcke und das momentane Unent-
schieden zwischen ihnen ermöglichte es dem Chefökonomen der Financial Times 
Deutschland, nach der Wahl, folgende Wahrheiten auf den Punkt zu bringen: »Vor 
zwanzig Jahren versprachen die führenden Ökonomen eine bessere Welt, wenn nur 
endlich die Infl ation bekämpft werde – inzwischen liegt die Teuerung seit Jahren auf 
historischem Tief. Dann hieß es, dass Leistung sich wieder lohnen müsse und der 
Spitzensteuersatz dringend sinken – die Sätze fi elen seitdem auf konkurrenzfähiges 
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Rekordtief. Mal lag die deutsche Krise an viel zu hohen Lohnabschlüssen, mal am 
fehlenden Niedriglohnsektor. Jetzt steigen die Löhne schon seit Jahren langsamer als 
in jedem anderen vergleichbaren Land der Welt, nach Schätzungen arbeiten 20 % der 
Erwerbstätigen heute für Niedriglöhne; nur jeder Zweite verdient sein Geld noch mit 
Normaljobs, die andern befristet, in Zeitarbeit, Ein-Euro- oder Minijobs. Von ultra-
starren Tarifverträgen kann vor lauter Tariffl ucht, Öffnungsklauseln und sonstigen 
Umgehungen kaum noch die Rede sein. [...] Die versprochene Wirkung blieb bislang 
aus.« (Fricke) Eine Grafi k mit der Überschrift »Wunderrezept ohne Wunderwirkung« 
zeigt in Form eines X zwei gegenläufi ge Kurven: die »Lohnstückkosten«, berechnet 
auf Löhne pro Umsatzeinheit, sind zwischen 2001 und 2005 fast ununterbrochen 
gesunken, während die Arbeitslosigkeit gestiegen ist. Fricke hat daher Verständnis 
dafür, »dass das Volk so unartig gegen Großexperten und selbsternannte Wahrheits-
verwalter gestimmt hat«. Keines der konkurrierenden Rezepte fl ößte genügend 
Vertrauen ein. Wenn, wie die Schwarz-Gelben nicht müde wurden, Rot-Grün um 
die Ohren zu hauen, pro Tag im Schnitt tausend Menschen ihre Jobs verlieren, 
weil die Arbeitsplätze ins Ausland verlagert werden, dann lässt dies »das Jammern 
über Beschäftigte, die man nicht mehr los werde, für Nichtökonomen merkwürdig 
wirken« (ebd.). Wer überdies das Unheil verfolgt hat, das die tropischen Wirbelstürme 
in den USA dank der euphemistisch sogenannten Verschlankung des Staates anrichten 
konnten, wird auch von diesem Wunderrezept nichts Gutes mehr erwarten. Weniger 
Geld für die Instandhaltung der Dämme, insgesamt weniger Daseinsvorsorge, dafür 
mehr Militär, geht einher mit weniger Hegemonie, dafür mehr Herrschaft, im Innern 
nicht weniger als nach außen, wie der Grundrechteabbau in den USA zeigt.

II.

Die Linken haben also einen Sieg zu feiern. Sie sollten sich dennoch nicht täuschen: 
Rot-Grün war die deutsche Linksregierung unterm Neoliberalismus. Eine andere 
steht vorläufi g noch in den Sternen, und was mit Aussicht auf Erfolg anders gemacht 
werden könnte, nicht weniger. Das Schicksal von Rot-Grün tritt deutlicher hervor, 
vergleicht man es unterm Gesichtspunkt der widersprüchlichen Handlungsmöglich-
keiten und -folgen mit dem anderer Linksregierungen unterm Neoliberalismus. Dabei 
darf das Bench-mark-Denken nicht dazu verführen, diesen Vergleich auf neoliberale 
Erfolgsmuster wie Großbritannien, Holland oder Finnland usw. zu beschränken. 
Viel aufschlussreicher ist der Vergleich mit denen, die auf unterschiedliche Weise 
versuchen, den Konkurrenzverhältnissen, Finanzmächten und imperialen Akteuren 
des entfesselten Weltmarkts zumindest partiell etwas Alternatives abzutrotzen, wie 
es, wenigstens in Anfl ügen, selbst Rot-Grün versucht hat. So wichtig im übrigen das 
weithin ausstrahlende Zeichen ist, das die Verweigerung der Teilnahme am Irakkrieg 
gesetzt hat – es kann nicht die Beteiligung am nicht weniger völkerrechtswidrigen 
Jugoslawienkrieg vergessen machen. »Rücktritt von der Sozialpolitik – Eintritt in 
den Krieg«, titelten wir damals (Argument 230/1999). Das markierte den Moment 
von Lafontaines Doppelrücktritt als Finanzminister und als SPD-Vorsitzender.
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»Wurden sie geschubst, oder sind sie gesprungen?« Diese Frage, mit der Patrick Bond 
im vorliegenden Heft seine Kritik am abhängigen Neoliberalismus der südafrikanischen 
Linksregierung einleitet, stellt sich auch bei den Akteuren von Rot-Grün. Geschubste 
Springer sind sie allemal gewesen, wenngleich sie von ungleich besserer Position aus 
›springen‹ konnten als die Linksregierungen der Dritten Welt oder der Schwellenländer 
und der aufstrebenden Länder Asiens und Lateinamerikas. Die deutsche Wirtschafts-
macht speiste die Illusion, die mitbetriebene Dynamik zu beherrschen. Nicht alles 
war Illusion. Vom Standpunkt des zumeist transnational agierenden Exportsektors 
des deutschen Kapitalismus gebührt Rot-Grün zweifellos das Verdienst, das Land 
ein großes Stück weit an die Konkurrenzverhältnisse des neoliberal globalisierten 
Kapitalismus angepasst zu haben. Doch wenn der Export überschuss den Erfolg dieser 
›Modernisierung‹ zeigt, so der Arbeitsplätzemangel ihren Preis. Deutschland sollte 
Juniorpromotor jener neuen globalen Arbeitsteilung sein, die aus China die Fabrik und 
aus Indien das Software- und Call-Center der Welt gemacht hat, während der deutsche 
Maschinenbau seine Produkte dorthin verkauft. Freilich wird diese Arbeitsteilung nur 
transitorisch sein, denn die wissenschaftlich-technischen Aufholprozesse, die aus den 
›Billiglohnländern‹ High-Tech-Produzenten machen und sie zu preiswerter produzie-
renden Konkurrenten der deutschen Konzerne machen werden (sofern diese nicht eh in 
China produzieren lassen), sind bereits im Gange. Es gibt in diesem Wettlauf um Macht 
und um die Reichtümer dieser Welt nur verfolgte Verfolger.

Dass die neoliberalen Rezepte gegen Arbeitslosigkeit gescheitert sind, wurde 
von den etablierten Parteien unisono diskret beschwiegen und allenfalls von Oskar 
Lafontaine in den Randzeiten, die der Linkspartei zugestanden waren, ausgesprochen . 
Umstritten zwischen den beiden Wahlblöcken war einzig, ob noch mehr vom 
Gescheiterten in die Tat umzusetzen sei. Der anti-neoliberale Protest war damit aber in 
der öffentlichen Repräsentation weit mehr marginalisiert als in der Bevölkerung, was 
der Linkspartei zugute kam. Deren beide ebenso charismatischen wie verleumdeten 
Sprecher, die diesem Protest, wo immer sie ins Bild und zu Wort kamen, Ausdruck 
verliehen, versäumten es andererseits, die neo-imperialen Prozesse des transnatio-
nalen High-Tech-Kapitalismus ins Bewusstsein zu heben, zu deren Auswirkungen 
die Arbeitslosigkeit in Deutschland und die Depression der Binnenkonjunktur des 
Exportweltmeisters gehören. Sie erweckten den Eindruck, es gäbe eine Rückkehr 
zum nationalstaatlich getragenen Sozialkeynesianismus nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Obgleich viele Widersprüche in Gestalt der Zielkonfl ikte staatlichen Handelns ganz 
aufklärerisch verhandelt wurden, beschränkte sich somit die konkrete Analyse der 
konkreten Situation und damit das politische Maßnehmen an den Bewegungsformen, 
Widersprüchen und Kräfteverhältnissen des transnationalen High-Tech-Kapitalismus 
auf dessen Epiphänomene und Epizentren. Die Kritik der politischen Ökonomie des 
konkreten Zustands blieb ein riesenhafter blinder Fleck. 

Diese Abwesenheit hat Symptomcharakter. Bei Linken verrät sie das Zögern an der 
Schwelle zur Neuerfi ndung sozialer Politik auf der neuen Grundlage. Bei den rivali-
sierenden Machtblöcken weist sie auf eine ins Bewusstlose verdrängte Subalternität 
der deutschen (wie jeder anderen nationalstaatlichen) Politik im Verhältnis zu den 
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transnational-ökonomischen Prozessen und Herrschaftsmächten sowie zu deren 
imperia len, v.a. von den USA kontrollierten Dispositiven der Macht. Die Befl issenheit, 
mit der die politische Klasse die neoliberalen Losungen herunterbetet, drückt jene 
»freudeschlotternde Zustimmung« aus, die Brecht im Aufhaltsamen Aufstieg des 
Arturo Ui vorführt. Das transnationale Kapital kann sich dem nationalstaatlichen Zugriff 
weitgehend entziehen. Seine Flucht ist ihm der beste Angriff, und die Krisenfolgen 
für die betroffenen Länder sind katastrophal. Es ist, als hätte das Wahlvolk tatsächlich 
gespürt, dass es bei den Machtkämpfen darum ging, wer die Gesetze des Weltmarkts 
und die Diktate des Finanzkapitals und der transnationalen Konzerne im Lande 
exekutieren würde. Diese Doppelfunktion, dass der von unten getragene Lokalchef 
dominantermaßen die Imperialmacht gegen seine eigene Basis vertritt, lässt sich gut mit 
dem mexikanischen Begriff des Kazikentums (caciquismo) fassen. Wie schon unter den 
Azteken pfl egten auch im modernen Mexiko »die regionalen Machtbereiche als solche 
keineswegs beseitigt« zu werden, »wohl aber die älteren eigenständigen cacicazcos 
von gefährlichen Macht rivalen des Präsidenten vernichtet, wenn sich diese nicht als 
loyale Statthalter ins neue Machtsystem integrieren ließen« (Tobler 1984, 96). Mutatis 
mutandis verhält es sich analog im neoliberal globalisierten Kapitalismus unter der 
»imperialen Präsidentschaft« der USA (Saxe-Fernández). Wer aus liberal-parlamentari-
schen Wahlen als neuer Kazike, nun eben auf nationalstaatlicher Stufenleiter, hervorgeht, 
wird die imperialen Imperative gegen die eigenen Leute durchsetzen müssen, fi eberhaft 
bemüht, dies einerseits zu vertuschen, andererseits es so zu praktizieren, dass er seine 
Wählerbasis wenigstens mit Subalternitätsgewinnen abspeisen kann.2

III.

Um sich nicht an Illusionen zu berauschen ist es unabdingbar, sich Klarheit zu 
verschaffen über die Gründe des Scheiterns der rot-grünen Regierung. Gerhard 
Schröder wollte gemessen werden an den Erfolgen im Kampf gegen Arbeitslosigkeit. 
Nun wurde er daran gemessen und von einer großen Mehrheit für unfähig befunden. 
Sein Einsatz im Wahlkampf hat zwar die SPD ein großes Stück weit aus dem Tal geholt 
und fast den Gleichstand mit der CDU/CSU erreicht, doch davor haben ihm schließlich 
nur noch acht Prozent der Befragten zugetraut, Rezepte gegen die Arbeitslosigkeit 
zu haben.3 Der CDU bescheinigten dies auf ihrem trügerischen Höhenfl ug immerhin 
28 Prozent, doch dies wohl eher aus einem halb resignierten »Wechselwillen« heraus, 
denn die Arbeitsmarktbilanz sah »nach sieben Jahren Rot-Grün für Schröder nicht 
schlechter aus als in den letzten Jahren der Ära Kohl« (Welter).

2  Robert Cox sah es schon Anfang der 90er Jahre kommen: »Der Staat wird zu einem Transmis-
sionsriemen von der globalen zur nationalen Wirtschaft, während er bis dahin als das Bollwerk 
agiert hat, das die nationale Wohlfahrt vor externen Erschütterungen verteidigte.« (Cox 1992, 30f) 
In Wahrheit ist das keine Alternative, sondern ein unvermeidlicher Zielkonfl ikt, bei dem die Welt-
marktinteressen eine Dominanzverschiebung erreicht haben. Der Nationalstaat ist zum Kaziken 
des Imperiums geworden.

3  Nur 12 bzw. 18 Prozent der Wähler glaubten, die SPD bzw. die CDU könnten die Renten sichern.
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Wie also ist die Hauptursache der Niederlage von Rot-Grün, der Misserfolg im 
Kampf gegen Arbeitslosigkeit zu begreifen? Den Schlüssel zur Beantwortung 
verspricht die Aufknotung des paradoxen Widerspruchs, dass zugleich mit den 
Exporten die Konkurse von Rekord zu Rekord eilen. Sieger am Weltmarkt mit 
Depression am Binnenmarkt – wie geht das zusammen? »Die größte Exportmacht 
exportiert weiterhin massenhaft Kapital und verlagert die Produktion in Länder mit 
niedrigeren Löhnen und geringerer Steuerbelastung« (Sotelo).

Schröder folgte den neoliberalen Rezepten. Die hauptsächlichen Heilmittel suchte 
er in der Generalmobilmachung zur Lohnarbeit und in der steuerlichen Entlastung der 
Großverdiener. Jene sollten den ökonomischen Arbeitszwang zu spüren bekommen, 
diesen sollte Lust dazu gemacht werden, jene einzustellen. Um in der globalisierten 
Konkurrenz mithalten zu können, sollte die Konkurrenz der Arbeitskräfte auf dem 
Binnenmarkt entfesselt werden. Das verkennt die beiden langfristig wirkenden und 
einander überdeterminierenden Grundtendenzen auf diesem Feld: Die entgrenzte 
globale Mobilität des Kapitals setzt eine unwiderstehliche Lohnkostensenkung in 
Gang, die erst am Niveau der ›Niedriglohnländer‹ ihre innere Grenze fände. Ein Lohn-
gefälle von eins zu zwanzig drängt unter marktradikalen Bedingungen mit ungeheurer 
Wucht zum Ausgleich und saugt die Arbeitsplätze aus den Hochlohnländern ab. Die 
vielbeschworene Gegentendenz besteht darin, mit hochtechnologischen Innovationen 
die Arbeitsproduktivität zu forcieren. Dies bedeutet aber eine proportionale Senkung 
der Arbeitsnachfrage. Mit diesem Dilemma umzugehen, ist das Grundproblem aller 
Wirtschafts- und Sozialpolitik der entwickelten Länder. 

Was also ist zu tun? Die bittere Erkenntnis lautet, dass eine antineoliberale 
Politik »in einem isolierten Land« kaum nennenswerten politischen Spielraum im 
Großen hat. Auch die Stärkung des Binnenmarktes durch Lohnerhöhungen und 
andere aus einer Reichensteuer zu fi nanzierende Leistungen, wie die Linkspartei sie 
fordert, würde – abgesehen davon, dass mit einer »Kapitalfl ucht mit katastrophalen 
Konsequenzen« zu rechnen wäre – nicht ohne weiteres neue Arbeitsplätze schaffen: 
»Die verfügbare Technologie erlaubt Produktionssteigerung ohne verstärkten 
Arbeitskräfte-Einsatz, zugleich kann der Import billigerer Produkte eine größere 
Binnennachfrage befriedigen« (Sotelo).

Noch weniger als Lohnerhöhungen würden freilich Lohnsenkungen, klammert 
man die privat-konsumtive Beanspruchung fremder Arbeitskraft aus, die Zahl der 
Arbeitsplätze dauerhaft vergrößern. Denn das Lohnniveau müsste sich dem konkur-
rierenden Minimalniveau etwa in China, das im Moment noch bei ca. 4 Prozent der 
deutschen Löhne liegt, zumindest annähern. Das Rennen auf dieses unerreichbare Ziel 
hin peitschen die neoliberalen Ideologen an. »Wer als Arbeitnehmer in einem solchen 
volatilen wirtschaftlichen Umfeld [...] auf den Arbeitsmärkten im Geschäft bleiben 
will, muss entweder besser, billiger oder schneller werden«, eiferte es im Beraterstab 
des (sozialdemokratischen) Wirtschaftsministers (Berthold ). Und: »Grundsätzlich 
müssen sich die Arbeitnehmer selbst um ihr Humankapital kümmern.« (Ebd.) Wenn 
die neoliberalen Rezepte versagten, hieß es, sie seien nicht radikal genug befolgt 
worden: »Kündigungen sind zu erleichtern, befristete Arbeitsverträge zu erweitern, 
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Leiharbeit zu fördern, ertragsabhängige Entlohnungen zu forcieren.« Ferner »muss 
die betriebliche Regelungssperre fallen, die Tarifgebundenheit aufgelockert, die 
Allgemeinverbindlichkeit abgeschafft und die Nachwirkung von Tarifverträgen 
verkürzt werden« (ebd.). Solche Maßnahmen wirken für die Exportindustrie 
profi tsteigernd, während sie den Binnenmarkt niederdrücken. Die Zahl dauerhafter 
Arbeitsplätze in technologieintensiven Bereichen werden sie schwerlich erhöhen. 
Von diesen Bereichen geht ja gerade die »hochtechnologische Arbeitslosigkeit« 
aus (vgl. dazu Haug 2004, 360; 2003, 127 u. 135).4 Was gut ist für die deutschen 
Konzerne, ist nicht mehr automatisch gut für den Konzern Deutschland. 

Was in der Tat von der politischen Klasse insgesamt und von Gerhard Schröder im 
Besonderen nicht begriffen wird, ist die Entwicklungsphase, in der sich der Kapita-
lismus in Ländern wie Deutschland befi ndet. In Gestalt der Exportindustrie gewinnt 
die Verselbständigung der kapitalistischen Ökonomie gegen die Gesellschaft, deren 
Reproduktion sie der Ideologie zufolge dienen soll, handgreifl iche Existenz. Dass 
das kapitalistische System eines Landes als Subsystem des Weltmarkts prächtig 
gedeiht, während es das eigene Land und dessen Staat der Stagnation überantwortet, 
dass mithin die globale Einklinkung sich als nationale Abkoppelung bemerkbar 
macht, ist eine der Formen, in denen sich eine historische Grenze des Kapitalismus 
manifestiert. Ein Entwicklungsboom à la China ist in Ländern wie Deutschland mit 
Kapitalismus nicht mehr zu machen. Auf dem Wege der Industrialisierung lässt 
sich, wenn die Rahmenbedingungen stimmen, stürmisch Mehrwert produzieren, 
realisieren und kapitalisieren, also Kapital akkumulieren – zumal wenn die Akku-
mulationskrise wie in China von der Staatspartei gleichsam kurzerhand ›verboten‹ 
wird. Auch am Krieg lässt sich verdienen und nach ihm am Wiederaufbau, soweit 
dieser Profi t abwirft. Doch in einer bereits hochentwickelten Gesellschaft geht das 
nur in engen Grenzen. Insofern hat der Begriff »Spätkapitalismus« doch seinen 
Sinn. Man muss ihn nur von der Assoziation befreien, er kündige das baldige Ende 
des Kapitalismus an. In Wirklichkeit vermag dieser so lange krisenhaft stagnieren, 
bis jene Grenze sich durch endogene oder exogene Anstöße verschiebt und neue 
Konjunkturen ermöglicht. Ein aktuelles Beispiel bieten die ökonomischen Folgen 
des Hurrikans »Katrina«. Es war, als überzöge die von Abgasen aufgeheizte Atmo-
sphäre den Süden der USA mit der Verwüstung eines Kriegsgebietes der Dritten Welt. 
Obwohl das Haushaltsdefi zit um Hunderte Milliarden Dollar zunehmen würde, 
spekulierte das Kapital prompt auf Wiederaufbau, und der Dollarkurs stieg. Innova-
tionen wie der »CD-Player«, das »Handy«, die »Playstation« oder die elektronische 

4  Ein Schritt auf einem endlosen Weg verdeutlicht das exemplarisch: Um mit Toyota und Honda 
konkurrieren zu können, wird Daimler-Chrysler in den USA mehr Roboter einsetzen. Diese 
können Werkzeuge binnen 42 Sekunden wechseln und sich auf andere Modelle umprogrammie-
ren. Vier Modelle können so an ein und demselben Band montiert werden. Chrysler versucht, 
die Arbeitszeit pro Wagen von 35,85 Stunden 2004 auf unter 30 bis 2007 zu reduzieren. Toyota 
benötigt bereits jetzt nur 28 Arbeitsstunden, um in den USA ein Auto herzustellen. Bei gleich-
bleibender Arbeitszeit und Arbeitsintensität werden dadurch rund 15 Prozent der Arbeitsplätze bei 
Chrysler entbehrlich.
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Kamera geben nicht viel mehr als konjunkturelle Strohfeuer her, zumal diese Güter 
ebenfalls entweder bereits in China hergestellt werden, dessen Ausfuhr bis zu einem 
Drittel aus elektronischen Produkten besteht, oder auf einer technologischen Basis 
erzeugt werden, die den Faktor lebendige Arbeit minimiert. »Insgesamt funktioniert 
hier der Kapitalismus nicht mehr in einer Weise, die der Bevölkerungsmehrheit die 
Teilhabe an den Entwicklungsmöglichkeiten gewährt. Alles spricht dafür, dass es 
sich nicht nur um eine Umstrukturierungskrise handelt, sondern um ein Problem, 
das durch alles Auf und Ab hindurch den Kapitalismus nicht mehr loslassen wird. 
[...] Die Dialektik von Nah- und Fernzielen wartet unter solchen Bedingungen mit 
einer Überraschung auf: Das Fernste ist das Nächstliegende. Um der Demokratie 
willen muss die Linke bestrebt sein, die Legitimationskrise der repräsentativen 
Demokratie in die Legitimationskrise des Kapitalismus zu überführen. Weil – noch! – 
keine Alternative zum Kapitalismus im Ganzen in Sicht ist, wird die sozialistische 
Einbettung der vielen Lösungen, die in irgendeiner Weise den Kapitalismus im 
Einzelnen überschreiten, zur Tagesaufgabe. Alle Politik wird zunehmend zu Politik 
an der Grenze des Kapitalismus.« (Haug 2005) An Überschreitungen fehlt es nicht. 
Ein gemeinsamer ›sozialistischer‹ Horizont aber, in dem die einzelnen Projekte an 
Kraft und Richtung gewinnen würden, zeichnet sich erst undeutlich ab.
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Gerhard Schoenberner

Linkspartei – aus der Vorgeschichte eines Wahlerfolgs

Schon die bloße Ankündigung der Bildung einer Partei links der Sozialdemokratie, 
wie es sie in allen europäischen Nachbarländern gibt, löste Turbulenzen aus, als ginge 
es nicht um einen Schritt zur Normalisierung der politischen Landschaft, sondern um 
eine mittlere Staatskrise. Entsprechend panisch waren die Reaktionen. Ausgerechnet 
die etablierten Parteien warfen der Linken vor, ihre Wähler zu betrügen und ihnen 
unhaltbare Versprechungen zu machen, was große Enttäuschungen unvermeidlich 
mache, gerade so, als bestünde die Gefahr, dass Gysi und Lafontaine die nächste 
Regierung bilden würden. Statt sich mit ihrer Wahlplattform auseinanderzusetzen, 
beschränkte man sich darauf, die beiden Spitzenkandidaten persönlich herabzu-
setzen, und zwar unisono und mit den stets wortgleichen Formulierungen. 

Eine besondere Rolle spielten die beiden Parteien der bisherigen Regierungskoali-
tion. Die stellvertretende SPD-Bundesvorsitzende Ute Vogt forderte »Boykottiert 
Lafontaine« und riet ihren Genossen, sich nicht mit ihm in eine Talk Show zu setzen. 
Der Landesvorsitzende in Mecklenburg-Vorpommern entdeckte plötzlich, dass 
sein Koalitionspartner PDS »immer noch die alte SED« sei. Und der frühere SPD-
Geschäftsführer Olaf Scholz führte als Beweis für die inhaltliche Übereinstimmung 
von PDS und NPD die vehemente Ablehnung von Hartz IV an. Auf ähnlichem Niveau 
argumentieren Klaus Herpprecht (»Wie links ist diese Linkspartei?«, Cicero 9/2005) 
und Richard Schröder (»Oskars Ruhmestaten«, Der Spiegel 29/2005).

Die einigermaßen überproportionierte Empörung über Lafontaines »Fremd-
arbeiter«-Ausspruch sah die Grünen vorn, die sich von der neuen Konkurrenz 
offenbar am meisten bedroht fühlten. »Ausländerhetze eines Rechtspopulisten«, 
befand Volker Beck. Lafontaine bediene sich der »Sprache des Dritten Reiches«, 
um Wählerstimmen am rechten Rand zu mobilisieren, erklärte Claudia Roth. Von 
»Nazi-Jargon« sprach Christian Semmler in der taz und behauptete voreilig, die 
Nazis hätten dieses Kompositum erfunden. Es sei ihnen darum gegangen, die 
»Anders- und Minderwertigkeit ausländischer Arbeiter sprachlich zu fi xieren«. Das 
Wort habe eine analoge Funktion zum Begriff »fremdrassig«. Es fehlt eigentlich nur 
noch die Schlussfolgerung, dieser Wortgebrauch sei in letzter Konsequenz ein Ja 
zur Gaskammer. Schützenhilfe kam von Brandenburgs Innenminister Schönbohm: 
Wenn Lafontaine so weiter mache, »könnte das ein Fall für den Verfassungsschutz 
werden«. Aber den Vogel schoss der Grünen-Chef Bütikofer ab. Lafontaine hatte 
in einer Rede wahrheitsgemäß erklärt, dass die auf Drängen der USA von der EU 
verhandelten Aufl agen für den Iran weit über die Bestimmungen des Atomwaffen-
sperrvertrages hinausgehen. Im Übrigen, hatte er hinzugefügt, wäre es schwer, selbst 
gegen eine iranische Atombombe etwas einzuwenden, solange Indien, Pakistan 
und auch Israel über sie verfügen. Bütikofers Kommentar: Lafontaine habe ein 
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»Plädoyer für die iranische Atombombe« gehalten. Die Erwähnung Israels in diesem 
Zusammenhang sei »hart an der Grenze des erklärten Antisemitismus.«

Die Angst vor dem bekannten, bereits vor 150 Jahren in Europa umgehenden 
Gespenst, dessen Wiederauftauchen Der Spiegel eine eigene Titelgeschichte 
gewidmet hat, scheint beträchtlich. Die FAZ zeigte sich beunruhigt, dass »Oskar 
Lafontaine zur besten Sendezeit in der ARD interviewt wird« und Phönix »den 
Wahlparteitag der WASG stundenlang übertragen« hat, das sei Schleichwerbung. Die 
Parteien der »Neuen Mitte« aber betonten auf einmal wieder ihr linkes Profi l und 
schrieben rasch ihre Wahlprogramme ein wenig um.

Wenn die neue Partei schon im Vorfeld derartige Reaktionen hervorbrachte, kann 
man damit rechnen, dass sie auch im Parlament die versteinerten Verhältnisse zum 
Tanzen bringen wird.
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Rick Wolff

Ökonomisches Fundament und fundamentalistische Religion

Bushs Wiederwahl und die Perspektive einer US-Linkspartei

Das religiöse Elend ist in einem der Ausdruck des wirklichen Elendes und in einem 
die  Protestation gegen das wirkliche Elend. Die Religion ist der Seufzer der bedräng-
ten Kreatur, das Gemüt einer herzlosen Welt, wie sie der Geist geistloser Zustände ist. 
Sie ist das Opium des Volks.
(Karl Marx, Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie. Einleitung, MEW 1, 378)

I.

Die Geschichte der us-amerikanischen Wirtschaft ist die Geschichte der stetig anstei-
genden Ausbeutung von Arbeiterinnen und Arbeitern. Unter Ausbeutung verstehe 
ich gemäß Marx  präziser Defi nition, dass die us-amerikanischen Arbeiterinnen für 
die Kapitalisten einen stetig wachsenden Überschuss (surplus) produziert haben. 
Der Graben zwischen dem von den Arbeitern geschaffenen Wert und den ausge-
zahlten Löhnen weitet sich ständig aus. Bis in die 1970er Jahre hinein war es ihnen 
aufgrund zunehmender Produktivität möglich, eine stetige Anhebung der Reallöhne 
durchzufechten. Allerdings wuchsen die Überschüsse schneller als die Löhne. Und 
angeeignet wurden diese Überschüsse von einer immer kleiner werdenden Zahl 
immer größer werdender Konzerne. Entsprechend konzentrierten die jeweiligen 
Topmanager und Shareholder dieser Konzerne den produktiven Reichtum und die 
politische Macht Amerikas in ihren Händen.1 Um diese Entwicklung in Bezug auf 
die jüngst vergangenen Jahrzehnte zu illustrieren: Das US Census Bureau berichtet, 
dass sich der Anteil der oberen 20 % der us-amerikanischen Privathaushalte am 
aggregierten Nationaleinkommen zwischen 1980 und 2001 von 43,7 % auf 50,1 % 
vergrößert hat. Die obersten 5 % der us-amerikanischen Privathaushalte verfügten 
1980 zusammen über 15,8 % des aggregierten Nationaleinkommens, 2001 lag 
dieser Anteil bei 22,4 %.

Historisch gesehen gewöhnte sich die us-amerikanische Arbeiterschaft an eine 
Wirtschaftsweise, in welcher der Anstieg der durchschnittlichen Reallöhne mit 
einer gleichzeitig wachsenden Ungleichheit nicht nur in Bezug auf die Verteilung 
der Vermögensbestände und der Einkommen, sondern auch in Bezug auf politische 
Macht und kulturelle Möglichkeiten korrelierte. Sie gelangte an einen Punkt, an 

1   Die jüngsten Daten belegen, dass die vermögendsten 5 % der us-amerikanischen Familien zwei 
Drittel des gesamten Finanzvolumens besitzen und über 60 % des Reinvermögens der us-ameri-
kanischen Volkswirtschaft verfügen. Vgl. das Datenmaterial, das Edward Wolff, der führende 
Experte in Fragen der us-amerikanischen Reichtumsverteilung, in seinen Arbeiten zusammenge-
tragen hat: http://www.levy.org, 5.9.2005.
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dem die Aussicht auf und die Erzielung von steigenden Reallöhnen als ausreichende 
Kompensation für schlechte Arbeitsbedingungen und die sich verstärkende 
Ausbeutung, was auch immer man davon verstand oder intuitiv fühlte, begriffen 
wurde. Der Grad der absoluten Konsumtion, die eine Arbeiterin erreichen konnte, 
entwickelte sich zu einer der wesentlichen Bemessungsgrundlagen des individuellen 
Selbstwertgefühls, einem Stützpfeiler der Selbstachtung und des Eindrucks, zu 
den ›Gewinnern‹ zu gehören. Der aus der sich vertiefenden sozialen Ungleichheit 
resultierende relative Niedergang, der die Arbeiter tatsächlich eher auf die Seite 
der ›Verlierer‹ stellte, wurde auf diese Weise zumindest partiell verschleiert. Eine 
andersartige Kritik am ›materialistischen‹ Ansinnen der Lohnsteigerung kam aus der 
organisierten Religion, besonders von deren fundamentalistischem Flügel, wo man 
ein Verblassen der Religiosität unter den Arbeitern befürchtete.

Freilich gab es immer einige Akteure, die den auf ›Konsumtion im Austausch für 
Ausbeutung‹ hinauslaufenden ›Deal‹ ablehnten und die konsumbasierte Defi nition 
von Gewinnern und Verlierern in Frage stellten. Sie forderten stattdessen, dass die 
Arbeiterinnen die Verfügungsgewalt über ihre Produkte (oder zumindest einen Teil 
davon) erhielten. Ihnen sollte die reale Entscheidungsmacht über die Arbeitsbedin-
gungen und die Verwendung der von ihnen produzierten Überschüsse zukommen. 
Solche Forderungen konnten jedoch in der us-amerikanischen Geschichte nur 
äußerst selten realisiert werden. Neben diesen Arbeitern gab es einige andere, die sich 
tatsächlich den religiösen Fundamentalismen anschlossen. Manche von ihnen taten 
dies, weil sie an der Ökonomie der steigenden Reallöhne nicht teilhaben konnten 
(hierzu zählen Land- und Agrararbeiter sowie Opfer rassischer, ethnischer und/oder 
geschlechtlicher Diskriminierung). Andere folgten der Kritik an den ›materialisti-
schen‹ oder ›säkularen‹ Werten und begaben sich auf die Suche nach spirituellen 
›Dimensionen‹ oder ›Trost‹. Gleichwohl konnte die Religion nicht gegenüber dem 
unbarmherzig steigenden Prozentsatz von Arbeitern bestehen, für die der Konsumis -
mus das Ziel darstellte und steigende Reallöhne das Mittel zu seiner Erreichung.

Der ›Deal‹ umfasste, was die us-amerikanische Gesellschaft seinerzeit domi-
nierte: Die Kapitalisten konnten mithilfe der Automation, der Beschleunigung 
des Arbeitsprozesses oder der Verlängerung der Wochen-, Jahres- oder Lebens-
arbeitszeit usw. usf. den Grad der Ausbeutung nach oben schrauben, solange nur 
gewährleistet blieb, dass die Arbeiter höhere Löhne verbuchen konnten. Nicht nur 
die Kapitalisten, sondern auch die meisten Intellektuellen und Vertreter der Arbeiter-
bewegung verständigten sich über die Vernünftigkeit dieses ›Übereinkommens‹. 
Der Konsumismus konnte die us-amerikanischen ›Werte‹ dominieren, weil er als 
legitimierende Erklärung für kapitalistische Ausbeutung und soziale Ungleichheit 
funktionierte. Die meisten Professoren im Fachbereich Wirtschaftswissenschaft 
lehrten eine Theorie (die ›Neoklassik‹), die auf der Kernidee basiert, dass Arbeit an 
sich notwendigerweise abscheulich und beschwerlich ist – ein ›negativer Nutzen‹, 
der einzig und allein durch den ›Nutzen‹ Konsum kompensiert werden kann. Für 
die Gewerkschaften hatte die Erzielung höherer Löhne für ihre Mitglieder oberste 
Priorität, und häufi g billigten sozialistische und kommunistische Organisatoren 
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diese Priorität. Für viele dienten die steigenden Reallöhne als ›Beweis‹ für den 
›Erfolg‹ des us-amerikanischen Kapitalismus und/oder sie maßen den ›Erfolg‹ der 
Arbeiter- und anderen linken Bewegungen an der Erreichung steigender Löhne.

II.

Der konsumorientierte ›Deal‹ wurde in den 1970er Jahren durch eine grund legende 
Kehrtwende innerhalb des us-amerikanischen Kapitalismus beendet. Die Ausbeutung 
setzte ihre historische Aufwärtsbewegung fort, jedoch kam der Anstieg der Real-
löhne zum Stillstand. Der Rest dieses Aufsatzes setzt sich zum einen mit der Frage 
auseinander, wie und warum dies geschah. Vor allem aber nimmt er die tiefgreifenden 
sozialen Konsequenzen in den Blick, die aus dem Ende des ›Deals‹ resultierten. 

Die Genesung der anderen kapitalistischen Ökonomien von den Zerstörungen des 
Zweiten Weltkrieges hatte mittlerweile die Nachkriegsprofi tabilität des us-ameri-
kanischen Kapitalismus unterminiert. Die Kapitalisten reagierten auf diese 
Entwicklung mit einer Verlagerung der Produktion ins Ausland, wo höhere Profi te 
realisiert werden konnten. Um die an Washington abgeführten Steuern zu mindern, 
verschärften sie ihre Attacken auf die sogenannte ›Verschwendung und Ineffi zienz‹ 
des Staates. Das Feigenblatt, das erforderlich war, um die Steuersenkungen für die 
Großkonzerne und die reichsten Familien zu verhüllen, bestand aus gleichzeitigen, 
weit geringer ausfallenden Steuersenkungen zugunsten der mittleren und niedrigeren 
Einkommen. Die so verringerten Staatseinnahmen führten zu einem Niedergang 
der öffentlichen Dienstleistungen und zum Ende der seit der Großen Depression 
bemerkenswerten Zunahme der öffentlichen Beschäftigung. Neue Mitglieder der 
lohnabhängigen Arbeiterschaft in den USA – junge Menschen und Migrantinnen 
– sahen sich nun gezwungen, ein Beschäftigungsverhältnis in der Privatwirtschaft zu 
fi nden. Die wachsende Zahl der Jobsuchenden überstieg die Zahl der Jobangebote. 

So begann in den 1970er Jahren der lange Abwärtstrend der Reallöhne, der seither 
die us-amerikanische Geschichte geprägt hat. Den Gewerkschaften mangelte es an 
Kraft, diesen Trend aufzuhalten, geschweige denn ihn umzukehren. Kapitalisten, die 
bis dahin den Wohlfahrtsstaat mitgetragen hatten, reagierten auf ihre geschmälerten 
Profi te mit einem Schwenk nach rechts. Zudem verschwand mit dem Zusammenbruch 
der sowjetischen Alternative ein Grund für die Besorgnis, dass sinkende Löhne und 
Sozialleistungen die Kapitalismuskritiker befl ügeln würden. Es bestand, wie es das 
Bush-Umfeld ausdrückte, keine Notwendigkeit mehr, ›die Linke bei Laune zu halten‹. 

III.

Die Arbeiterinnen und Arbeiter reagierten auf zwei dramatische Weisen. Auf der einen 
Seite steigerten sie die individuelle und familiäre Haushaltsverschuldung bis zu einem 
Grad, der bis dahin in den USA und überall auf der Welt unbekannt gewesen war. Die 
Gesamtsumme der privaten Haushaltsverschuldung in den USA – gemessen als Anteil 
am Bruttosozialprodukt – wuchs von unter 50 % im Jahr 1982 auf 85 % im Jahr 2002. 
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Mithilfe der Schuldenaufnahme gelang es den Arbeiterinnen, die Auswirkungen 
der sinkenden Reallöhne und der eingeschränkten öffentlichen Dienstleistungen 
auf ihren Lebensstandard partiell aufzuwiegen. Auf der anderen Seite ließen die 
Arbeiterhaushalte eine höhere Anzahl von Familienangehörigen (Frauen, ältere 
und junge Angehörige sowie erwachsene Männer) eine längere Arbeitszeit in nicht 
selten mehreren Jobs ableisten. So hat der Internationale Währungsfond berechnet, 
dass die durchschnittliche Pro-Kopf-Stundenzahl der Arbeiter in den USA um 19 % 
angestiegen ist, während sie im gleichen Zeitraum in Großbritannien, Deutschland, 
Frankreich und Italien um 11 % bzw. 19 %, 23 % und 18 % sank. 

Mit Verschuldung und Arbeitsstress traten weitere Bedrückungen ins Leben der 
arbeitenden Bevölkerung. In den Familien kamen die wachsenden Spannungen durch 
eine Zunahme der Scheidungs- und Trennungsraten zum Ausdruck. Es gibt eine 
große Anzahl an Belegen dafür, dass zwischenmenschliche Konfl ikte, Entfremdung, 
Formen des (emotionalen, physischen und sexuellen) Missbrauchs sowie Gewaltan-
wendung seither angestiegen sind – zwischen Lebenspartnern, Eltern und Kindern, 
Erwachsenen und älteren Familienmitgliedern. Depressionen, dysfunktionale Fami-
lien (traditionelle wie ›alternative‹) sowie die Abhängigkeit von illegalen oder legalen 
Drogen wurden in Filmen, Fernsehsendungen, Büchern und Zeitungen als die neue 
›Normalität‹ der us-amerikanischen Kultur beschrieben. Männliche und weibliche 
Arbeiter sahen sich nun gezwungen, neue Formen des familiären Zusammenlebens, 
der zwischenmenschlichen Beziehungen und der sexuellen Verbindungen zu fi nden 
oder zu erschaffen (und damit einhergehend: neue Religionen oder neue Auslegungen 
der alten Religionen, die diese spirituell bekräftigen würden). 

Je länger die Trends der Reallohnsenkung, der Verschuldung und der Einschnitte 
in die staatlichen Dienstleistungen fortdauern, umso mehr schlagen sie sich bei den 
Arbeiterinnen in der Form von düsteren und bitteren Zukunftserwartungen nieder. 
Gleichzeitig brachten die gleichen Trends ab der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 
hochschießende Gewinne und damit eine neue historische Spekulationsblase hervor, 
die zu einer weiteren Zunahme der Vermögens- und Einkommensungleichheiten 
in den Vereinigten Staaten führte. Die Börseneuphorie aus der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre (Allen Greenspans ›New Economy‹) nährte die Hoffnung einiger 
Arbeiter, dass die Spekulationsgewinne irgendwie zu Trickle-down-Effekten führen 
würden, die letzten Endes ihre angewachsene Belastung lindern könnten, aber das 
Platzen der Spekulationsblase Anfang 2000 vernichtete auch diese Hoffnungen.

IV.

Arbeiterinnen und Arbeiter, für die der Konsumismus und mit ihm ein angemessenes 
Selbstwertgefühl außer Reichweite geriet, deren Familienleben zerfi el oder von 
Zerfall bedroht wurde und die keine andere gesellschaftliche Einrichtung vorfanden, 
die ihren Fall aufzuhalten vermocht hätte, wandten sich den Kirchen als ihrer letzten 
und aussichtsreichsten Hoffnung zu. In den stärker fundamentalistisch ausgerich-
teten Kirchen fanden sie – richtungsübergreifend – eine aktive Protestbewegung 
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gegen vieles, was ihnen an die Nieren ging. Die Lebensverhältnisse der Lohnar-
beitenden lösten sich auf. Die Kirchen verschrieben sich einer Wiederherstellung 
der traditionellen Familien(-werte) und zugleich einer heftigen, alttestamentarisch 
anmutenden Wut auf Abtreibung, Homosexualität, den Karrierismus von Frauen, 
die allzu laxe Kindererziehung, die multikulturelle Erziehung und die sexuelle 
Freizügigkeit. All diese Dinge wurden zu den Hauptfeinden ›der‹ Familie und den 
zentralen Bedrohungen für die alte Lebensqualität der Arbeiterinnen (die ›gute alte 
Zeit‹) stilisiert. 

Um das neue Publikum der verzweifelnden Arbeiter für die aktive Mitarbeit 
zu gewinnen, erweiterten die Kirchen ihre Achse des Bösen. Sie zapften ein 
lang zurückreichendes Ressentiment der us-amerikanischen Arbeiter an und 
intensivierten ihre Angriffe auf die Akademiker und die Intellektuellen an Ost- und 
Westküste. Diese wurden als Menschen dargestellt, denen es an jeder Form eines 
mitfühlenden Verständnisses für die ›wirklich arbeitenden Amerikaner‹ mangelte; 
man zeichnete das Zerrbild eines Küstenintellektuellen, der jene Arbeiter von oben 
herab behandelt, sie lächerlich macht und sie letzten Endes genauso hasst wie 
die gesamte christliche Religion, die traditionelle Familie usw. usf. Diese Anti-
Arbeiter-und-Anti-Fundamentalisten-Snobs hatten sich, so die Darstellung, der 
Medien bemächtigt, die in der Folge ihre ›Werte‹ bewarben und nicht diejenigen der 
›wirklichen Amerikaner‹. Anstelle der Unternehmer und Politiker, die die Löhne und 
die öffentlichen Dienstleistungen beschnitten, nahmen die Feinde der Arbeiterinnen 
so die Gestalt von ›liberalen‹, urbanen, übergebildeten, verweichlichten, elitären 
Snobs an, die sich ihrer Kontrolle über die Medien bedienten, um das arbeitende und 
christliche Amerika als rückständig, borniert und ungebildet zu attackieren. 

Sich selbst präsentierten die fundamentalistischen Kirchen im Gegenzug als 
führende gesellschaftliche Kraft, die fähig war, alles das wiederherzustellen, was 
Amerika verloren hatte. Das beinhaltete zunächst die Mobilisierung von Arbeitern 
in fundamentalistisch angeführten sozialen Kampagnen auf kommunaler Ebene 
– z.B. gegen Abtreibung (als ›Feind der Familie‹), für die väterliche Autorität, für 
die Wiedereinführung von Schulgebeten (›Rückkehr Gottes in das Leben unserer 
Kinder‹), für Eingriffe in die schulischen Lehrpläne zur ›Wiederherstellung der 
traditionellen Familienwerte, der Gemeinschaftlichkeit und der Religion‹. Ferner 
gab es kirchlich getragene Picknicke, Sonntagsschulen und kommunale Projekte zur 
›Wiederherstellung des familiären Beisammenseins‹. In einem zweiten Schritt stellte 
man diese Kampagnen auf eine breitere und einheitlichere Grundlage, so dass sie eine 
organisierte Massenbasis für die Republikanische Partei schaffen konnten und eine 
direkte Einfl ussnahme auf die Parteipolitik ermöglichten. In einem dritten Schritt 
unterstützte man sie dabei, die politische Vorherrschaft zu gewinnen, während der 
(vorerst) letzte Schritt schließlich darin bestand, die eigentliche, von den gewählten 
Republikanerinnen verfolgte Politik mitzugestalten, vom Präsidentenamt bis zu 
den Lokalregierungen. Demokraten, die sich den fundamentalistischen Kirchen 
und ihrem Programm widersetzten, wurden als ›liberals‹, d.h. als im weitesten 
Sinne ›Linke‹ verunglimpft. Nicht von Interesse war für die  Fundamentalisten eine 
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Unterscheidung zwischen ›liberals‹ und ›radicals‹. Ganz im Gegenteil: Ihre Ziele 
liefen darin zusammen, alle Nicht-Fundamentalisten in den Topf eines einzigen 
hassenswerten ›Anderen‹ zu werfen.

Eine wachsende Zahl verzweifelter Arbeiterinnen fand in den Kirchen eine Form 
von Gemeinschaft. Hier waren sie willkommen, hier sprach man mitfühlend über 
den Druck und die Schwierigkeiten in ihren Lebensumständen und in ihren Familien, 
hier mobilisierte man sie im Rahmen von pro-republikanischen Kampagnen, die als 
eine Art Heilsmittel dienten. Zugegeben, die Republikaner hatten den Arbeitern 
wenig anzubieten, was ihre ökonomische Situation gebessert hätte (wenig mehr als 
Lobeshymnen auf ›harte Arbeit‹ und das Gerede von der ›Eigentümergesellschaft‹ 
sowie der ›Rückgabe der Steuern an das Volk‹). Ihre Steuernachlässe hatten lediglich 
Symbolwertcharakter, da sie niemals zu einer Verbesserung der sozialen Situation 
beitrugen. Tatsächlich versprachen sie eine solche nicht einmal. Mit der Ausnahme 
von Pat Buchanan, der hierfür marginalisiert wurde, vermieden die Republikaner es 
stattdessen, die großen Konzerne ernsthaft zu kritisieren.

 

V.

Aber die Bush-Republikaner veranstalteten eine riesige Selbstinszenierungsshow, in 
der sie sich als die Verfechter der fundamentalistischen Religion darstellten. Hierin 
lag der Kern des geschickten Bündnisses. Die Fundamentalisten organisierten die 
Massenzustimmung für das neoliberale Ziel der Republikaner, die Vermächtnisse 
des New Deal (die Arbeiterschutzgesetze, der Wohlfahrtsstaat und die staatliche 
Wirtschaftsregulierung, etc.) rückgängig zu machen. Im Gegenzug entwickelten 
die Bush-Republikaner selbst eine fundamentalistische Agenda: Begrenzung oder 
Abschaffung von Abtreibung, gleichgeschlechtlichen Ehen und homosexuellen 
Bürgerfreiheiten sowie Förderung von Schulgebeten, religiös zensierten Lehrplänen 
und der Sexualabstinenz von Teenagern. Ferner erleichterten die Republikaner 
die staatliche Subventionierung von fundamentalistischen (und anderen) Kirchen 
in der Form von glaubensbasierten Substituten staatlicher Sozialprogramme, die 
Unterstützung von religiösen Schulen und andere Verwässerungen der Trennung 
von Staat und Religion. 

Ein enger Bündnispartner der fundamentalistischen Religion ist dieser Tage 
der militante Nationalismus (die in den USA hierfür bevorzugte Bezeichnung heißt 
›Patriotismus‹). Die wiederholten Bemerkungen Bushs und anderer über die ›Kreuz-
züge von Gut gegen Böse‹ in Afghanistan und im Irak verknüpfen Gott und Krieg 
auf eine klassische Art und Weise. Das Bedürfnis der verzweifelten Arbeiter nach 
›kick-ass‹-Erlebnissen und Vergeltungsschlägen gegen zumindest einen Teil ihrer 
Bedrücker bringt sie zu einer Art emphatischer Unterstützung der Truppen, hoher 
Militärs und einer Regierung, die ›hart bleibt‹. Ähnlich bilden die US Patriot Acts 
so mächtige Bollwerke gegen die äußere Bedrohung, dass sie auch gegen den 
wehleidigen Einwand bestehen können, dass damit die inneren Bürgerfreiheiten 
bedenklich eingeschränkt werden. Ganz allgemein erfordern Kriege in aller Regel, 
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dass beide Seiten das ›gute‹ Wir in die Welt posaunen, das einem ›schlechten‹ Sie 
gegenübersteht. Vor diesem Hintergrund lässt sich Bushs Wahlmantra erläutern, dem 
zufolge ›wir‹ die Bewahrer der Moralität und ›unserer‹ Religion gegen die Unmoral, 
den Terror(ismus) und ›deren‹ Religion sind, die unsere bedrohe.

In den Präsidentschaftswahlen von 2004 positionierten sich Bush und die Repu-
blikaner als die Garanten der fundamentalistischen Religion und des militärischen 
Nationalismus. Sie gerierten sich im Verhältnis zu den Demokraten als die besseren 
Christen und als Bollwerk gegen die terroristischen Ausländer. Somit waren sie 
auf der Seite der einzigen übriggebliebenen zivilgesellschaftlichen Institutionen, 
an die sich die verzweifelten Arbeiterinnen in ihrer Suche nach Trost, Ablenkung 
und einem positiven Sinngefühl, dem Gefühl, eher zu den ›Gewinnern‹ als zu den 
›Verlierern‹ zu gehören, wenden konnten.

Angesichts der langen Geschichte von Bushs Finanzverbindungen und seiner 
politischen Steigbügelhalter hätte man ihn als den Alliierten und Diener der großen 
Konzerne ansehen können, der in seiner ersten Amtszeit viele Arbeiter in ihre 
fi nanzielle und persönliche Sackgasse getrieben hat. Und tatsächlich sahen ihn 
viele Arbeiter genau in diesem Licht. Sie gaben der gestiegenen Bush-Antipathie 
in den Monaten vor dem November 2004 ihren Rückhalt. Ausschlaggebend war 
nichts destotrotz die – im Vergleich zu vorangegangenen Wahlen – größere Zahl 
von Arbeitern, die den ›wiedergeborenen‹ Bush stattdessen als einen glaubwür-
digen Förderer und Träger des religiösen Fundamentalismus sahen, an den sie 
sich geklammert hatten. Die republikanische Wahlpropaganda kultivierte diese 
Sichtweise, während die Demokraten – und besonders John Kerry – diejenigen 
traditionellen Vorschläge für geringe soziale Erleichterungen in Umlauf brachten, an 
die eine Vielzahl von Arbeiterinnen längst nicht mehr glaubt.

VI.

Das Ergebnis der Präsidentschaftswahlen war trotz allem knapp. In den Staaten 
Arizona und Nevada entschied sich eine Mehrheit für Bush, gleichzeitig aber 
votierte sie auch für plebiszitäre Initiativen wie die Erhöhung der Mindestlöhne 
in diesen Staaten. Die Tatsache, dass so viele Arbeiterinnen sich (noch) nicht dem 
religiösen Fundamentalismus zugewandt haben, sollte den Demokraten und ihren 
traditionellen Verbündeten eine Lehre und ein Ansporn sein, eine alternative soziale 
Bewegung ins Leben zu rufen – eine Bewegung, die sich auf materielle Lösungen 
für die Probleme der Arbeiter konzentriert (die Schaffung von Arbeitsplätzen, die 
Umschichtung der Steuerbelastung weg von den Arbeitern, Arbeitsplatzsicherheit, 
die Kontrolle der Arbeiter über die Unternehmensentscheidungen, staatlich subven-
tionierte Sozialprogramme etc.).

Die Demokraten müssen diese materiellen Lösungsansätze auch in explizit morali-
scher Form vortragen – als Fragestellungen mit Grundsatzwertcharakter. Hierfür gibt 
es zwei Gründe. Erstens kann eine solche moralisch gespeiste Kampagne die rigide 
und exklusive republikanische Gleichsetzung von religiösem Fundamentalismus mit 
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den guten Werten untergraben. Zweitens würde sie den verzweifelten Arbeiterinnen 
die Möglichkeit eines alternativen moralischen Kreuzzuges eröffnen, an den sich ihre 
Hoffnung auf eine positive Veränderung heften könnte. Beides könnte zudem nicht nur 
alternative Zielsetzungen, sondern auch andere Feindbestimmungen mit sich bringen 
– so zum Beispiel die Macht der Konzerne, ihr riesiger Reichtum und ihre demokratisch 
nicht legitimierte Macht sowie ihr skandalöser Betrug an den Arbeitern, der diese oft in 
die Verzweifl ung geschleudert hat. Die Demokraten könnten die Republikaner als die 
Verbündeten jener Kräfte brandmarken. Sie könnten den religiösen Fundamentalismus 
als den Schleier enttarnen, mit dem die Republikaner den Arbeitern eine kostenlose 
›spirituelle‹ Kompensation für ihr Elend offerieren, anstatt ihnen die reale, materielle 
Unterstützung zukommen zu lassen, derer sie so dringend bedürfen. Sie könnten eine 
auf Arbeit basierte Gegenmoral in Stellung bringen – am Arbeitsplatz, aber nicht nur 
dort, sondern auch zuhause. Eine solche Moral könnte die anständige Entlohnung 
aller Formen von Arbeit beinhalten, die Schaffung eines Systems der betrieblichen 
Mitbestimmung, die verstärkte Besteuerung der Konzerne und der reichsten 20 % 
der Privathaushalte, die Schaffung von Gemeinschaftlichkeit um die gemeinsamen 
Sozialprogramme, die von diesen verlagerten Steuern fi nanziert würden. 

Die Demokraten könnten allerdings auch zu dem Schluss kommen, dass es ein 
zu gefährliches Unterfangen ist, die eigenen Unterstützer aus der Konzernwelt durch 
einen Schritt in diese Richtung zu verschrecken. Sie könnten auch davor zurück-
schrecken, die religiösen Fundamentalisten zu ›verprellen‹. Sie könnten schlicht 
den bisher eingeschlagenen Kurs beibehalten und damit den eigenen Niedergang 
fortsetzen. Hierdurch würden sie ein gutes Abbild der us-amerikanischen Gewerk-
schaften sein, die aus den gleichen Gründen schon seit langem im Niedergang 
begriffen sind – und zwar zu einem großen Teil deshalb, weil sie nicht willens waren, 
ihre Ausrichtung zu ändern. 

Die Demokraten könnten durchaus dabei versagen, die richtigen Schlüsse aus 
den Wahlen von 2004 und der ihnen zugrunde liegenden Geschichte zu ziehen. 
Dann könnte vielleicht endlich der historische Moment für die neue politische Partei 
gekommen sein, deren Fehlen schon so lange eine genuin demokratische Politik in 
den Vereinigten Staaten verhindert hat. Die Aussicht auf einen Bush-Sieg bei den 
Präsidentschaftswahlen 2004 sorgte für eine – verglichen mit den letzten Jahren 
– verstärkte politische Aktivität im Mitte-Links-Spektrum und eine erhöhte Parti-
zipation an der traditionellen Basis der Demokratischen Partei. In einer weiteren 
dialektischen Wendung könnte die zweite Amtsperiode George W. Bushs die Linke 
für eine wirkliche Wiedergeburt mobilisieren. Ihr Ausdruck könnte in einer neuen 
politischen Organisation bestehen, die sich eher auf die Frage der ökonomischen und 
sozialen Gleichheit als auf das Konsumniveau, eher auf die säkulare Verständigung 
als auf das religiöse Sektierertum, eher auf einen friedlichen Internationalismus als 
auf Krieg und eher auf eine Globalisierung der ausgeglichenen Entwicklung als auf 
die neoliberale Ungleichheitspolitik konzentriert.

Aus dem Amerikanischen von Ingar Solty
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Ingar Solty

Eine Linkspartei für die USA?

Bemerkungen zu Rick Wolff

I.

»Der Kapitalismus«, so John Maynard Keynes, »ist der außergewöhnliche Glaube, 
dass die übelsten Leute aus den übelsten Gründen irgendwie für das Gemeinwohl 
von uns allen handeln werden.« Jedoch so außergewöhnlich dieser Glaube an die 
Universalisierbarkeit des kapitalistischen Partikularismus scheint, so triumphierend 
scheint er im Zuge der globalen neoliberalen Schwächung der Linken. Bis zum 
Niedergang der umfassenden gesellschaftspolitischen Visionen zugunsten des 
ökonomischen Totalitarismus, seien diese nun bürgerlich-liberaler, agrarisch-kleinbür-
gerlich-konservativer oder proletarisch-sozialdemokratischer Herkunft, pfl egte man 
in der moralischen, die gesellschaftlichen Strukturen personalisierenden Rhetorik des 
konservativen  Antikapitalismus jenen Partikularismus noch als »Klassenegoismus« 
zu geißeln. Heute jedoch neigt dieser wieder dazu, unter dem universalistischen 
Deckmantel der gesellschaftlichen Verhandlung einer entpolitisierten und als techno-
kratisch verstandenen »Marktwirtschaft«, die es »zukunftsfähig zu machen« gilt, zu 
verschwinden, als sei sie ein Geschöpf der besten Idee und nicht der gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse. Gleichzeitig verstärkt sich aber in Ermangelung der alten Kraft 
des »Sozialismus im Kapitalismus« (Eduard Heimann) auf der einen Seite, der die an 
sich barbarische kapitalistische Produktionsweise in einen stets krisenhaft bleibenden, 
jedoch zumindest temporär stabilen und auch materielle Konzessionen gewährenden 
gesellschaftlichen Regulationszusammenhang zwang, und der konsequenten Inter-
nationalisierung des Staates auf der anderen Seite die fundamentale Krisenhaftigkeit 
und Widersprüchlichkeit des global entfesselten Kapitalismus. In Europa treffen diese 
Widersprüche auf eine Klasse von Lohnabhängigen, die aus den unterschiedlichsten 
historischen Gründen – Faschismus, konservativer Wohlfahrtsstaat, konsumkapita-
listische Individualisierung, etc. – annähernd so fragmentiert ist, wie es die USA schon 
lange vorweg genommen haben: Zu dem Zeitpunkt, da Klassenbewusstsein für die 
Verteidigung der sozialen Errungenschaften am dringlichsten ist, fehlt es weitgehend, 
und das Gespenst der rechtsradikalen Barbarisierung steht drohend am Horizont.

Die heutigen Abstiegsängste der im Fordismus noch in die sogenannte Mittelschicht 
und deren Ideologie aufgestiegenen Teile der Arbeiterklasse fi nden zusammen mit den 
Resten des institutionalisierten Klassenbewusstseins dennoch einen Ausdruck in der 
politischen Sphäre, welcher diese Ängste aufgreift und ihnen eine Stimme verleiht: 
Dieser alles in allem defensiv-orientierte »Linkspopulismus« füllt das Vakuum, das 
die traditionelle Sozialdemokratie nach ihrer neoliberalen Transformation hinterlassen 
hat. Die historische Chance besteht in der Realisierung der gramscianischen, quasi 



470 Ingar Solty

DAS ARGUMENT 262/2005 ©

sozialkonstruktivistischen Erkenntnis, der zufolge der Sozialismus auch »Organisation« 
ist, d.h. dass die politische Kultur nicht bloß die Widerspiegelung einer objektiven 
Klassenlage ist, sondern dass eine politische Organisation sich auch in die Lage versetzt 
sehen kann, sich die politische Sphäre zu nutze machen zu müssen, um ein tiefergehendes 
Bewusstsein des eigenen Klasseninteresses ›quasi von oben‹ erst zu generieren und hier-
durch das diskursive Umfeld zu schaffen, in das die zu konstituierende soziale Bewegung 
hineinzustoßen vermag. Es sei dahingestellt, ob es sich dabei um ein bewusstes Manöver 
oder um »List der Geschichte« handelt. Tatsache ist, dass sich die gegenwärtigen Formen 
des auf die Bewahrung des »Sozialstaates« gerichteten Linkspopulismus in Deutschland 
und den USA sehr ähneln, sich dabei allerdings auf unterschiedliche politische Strategien 
und Institutionen stützen. Diese Differenz lässt sich aus der unterschiedlichen Entwick-
lung der bürgerlichen Gesellschaft in beiden Ländern verstehen. Die realexistierenden 
Linksparteien in den USA und in Deutschland, die Democratic (und nicht etwa die Green) 
Party und die Linke. PDS, sind somit als »historische Fund sachen« zu betrachten, die 
verschiedene strategische Vorgehensweisen erfordern. 

II.

Tatsächlich besteht eine verblüffende Ähnlichkeit in der linkspopulistischen Rhetorik, 
mit der Howard Dean 2004 und Oskar Lafontaine 2005 versucht haben, der Klassen-
fragmentierung eine neue Form der Klassenpolitik entgegenzusetzen; auch ihre davon 
herrührenden »Skandale« ähnelten sich. Wie bei Lafontaines »Fremdarbeiter«-Äuße-
rungen war der Skandal vorprogrammiert, als Howard Dean in einem im Des Moines 
Register veröffentlichten Interview verlauten ließ, dass er »immer noch der Kandidat 
für die Typen mit Konföderiertenfahnen sein« wolle. Und während Lafontaine im 
SZ-Interview an die Adresse (nicht nur) seiner linkspuristischen Kritiker, die über seine 
Publikationstätigkeit für die Bild-Zeitung mäkelten, weitergab, dass er »diese Kritik nie 
akzeptiert habe. Das sind Leute, die Gramsci nicht gelesen haben«, rechtfertigte sich Dean 
für seinen »rassistischen Ausrutscher«, indem er sich bestrebt zeigte, eine neue Identität 
der Arbeiterklasse auf Grundlage der gegen die »Wertefrage« gerichteten sozialen Frage 
zu stiften: »Bei uns gibt es im Süden weiße Familien, die für die Steuersenkungen für 
das reichste eine Prozent der Bevölkerung stimmen, während ihre Kinder weiter ohne 
Gesundheitsfürsorge bleiben. Die arbeitenden Leute durch die Rasse zu trennen, ist in 
den letzten drei Jahrzehnten einer der Eckpfeiler der Republi kanerpolitik gewesen [...]. 
Der einzige Weg, George Bush zu schlagen, ist, dass die weißen und die afroamerikani-
schen Arbeiterfamilien der Südstaaten sich zusammen unter dem Demokratischen Dach 
versammeln, so wie sie es unter Roosevelt getan haben.« Und: »Weiße Südstaatenleute, 
die Pickup-Trucks mit Aufklebern der Konföderiertenfahne am Heck fahren, sollten für 
uns und nicht für die Republikaner stimmen, denn ihre Kinder haben ebenfalls keine 
Gesundheitsversicherung und ihre Kinder brauchen ebenfalls bessere Schulen.« 

Mit den von ihm geforderten und propagierten Maßnahmen steuerfi nanzierter 
öffentlicher Beschäftigungsprogramme und Infrastrukturinvestitionen fand sich 
Dean freilich weit links von der Mainstream-Position seiner eigenen Partei wieder, 
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wobei diese ihm mit der Unterstützung des neoliberalen Sozialabbaus und der 
Zustimmung zu Bushs »War on Terror« sowie des Irakkriegs im Grunde bereits 
zuvor genügend Anlässe gegeben hatte, seinen »Prinzipien« folgend, die eigene 
Partei zu verlassen. Selbst für das, was für Lafontaine die Hartz-Gesetze waren, 
hatten Clintons New Democrats mit dem systematischen Einstieg in ein System 
der Zwangsarbeit, der Temporary Assistance for Needy Families-Gesetzgebung, 
gesorgt. Aber ungeachtet all dessen organisierte sich Dean, der durch eine der 
Medienkampagne gegen Oskar Lafontaine vergleichbaren Intervention zu Fall 
gebracht wurde, nicht in einer der unzähligen linken Drittparteien, die seit dem 
Niedergang der amerikanischen KP nach 1940 alle für das Scheitern des linken 
Radikalismus in den USA stehen, das daraus resultiert, dass das amerikanische 
fi rst-past-the-post-Wahlrecht linken Parteien schon auf regionaler Ebene den Erfolg 
so gut wie unmöglich macht, da die Wahl für eine Drittpartei nie auch nur annähernd 
mit einer dem Wählerzuspruch proportional entsprechenden parlamentarischen 
Vertretung belohnt wird, von der aus diese Partei in einem nächsten Schritt beginnen 
könnte, sich zu einem ernstzunehmenden Machtfaktor zu entwickeln. Diese 
Zentrismus-Tendenz verschlimmert sich noch dadurch, dass jede Stimme für eine 
Drittpartei ins Potenzial der realexistierenden Linkspartei schneidet und damit dem 
politischen Gegner dient. 

III.

Nun ist die deutsche Linkspartei in den Bundestag eingezogen, während Dean in 
der Demokratischen Partei aus anderen Gründen zwar scheiterte, aber eben nicht 
in dem Maße wie sein linker Gegenkandidat Ralph Nader, der 2000 zusammen mit 
den Richtern des Obersten Gerichtshofes de facto Bush ins Amt gehievt hat, da sein 
Stimmenanteil in Florida und anderswo Gores Niederlage besiegelte. Das Wahlrecht 
machte jede Stimme für den faktischen Linkssektierer zu einer Stimme für Bushs 
neokonservatives Projekt, anders als in Deutschland, wo ein Stimmanteil über 
5 Prozent zu einer annähernd proportionalen Vertretung führt. Trotz der massiven 
Kampagnen gegen die Linkspartei, die sich gelegentlich mit der Nichtfi nanzier-
barkeit ihres Steuermodells, häufi ger aber noch mit dem »Luxusleben« eines ihrer 
Spitzenkandidaten, dessen verruchtem »Schmuddelkinder-Rechtsradikalismus« 
oder seiner und Gysis »Fahnenfl ucht« beschäftigten, wird die Linkspartei in den 
nächsten vier Jahren als viertstärkste Partei im deutschen Parlament sitzen und 
von dort die Tribüne des Parlaments nutzen, den sozialen Protest von oben zu 
organisieren und zu koordinieren. Einen politischen Erfolg hat sie bereits jetzt 
schon erzielt: Die »neoliberale Einheitspartei« ist rhetorisch binnen kürzester Zeit 
unerwartet weit nach links gerückt und hat etwa mit der wahltaktischen Debatte über 
Lohnerhöhungen zur Ankurbelung der Binnennachfrage gegen ihren Willen das 
diskursive Feld für eine Bruchstelle in der pensée unique geöffnet und Keimformen 
einer postneoliberalen Konstellation freigesetzt. 
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In den kommenden Monaten und Jahren wird sich entscheiden, ob die durch 
 Schröders Politik erzwungene und von Lafontaine angestoßene Vereinigung der 
deutschen Linken tatsächlich gelungen sein wird; einer Linken, die dabei freilich 
nicht ihr »Endziel des demokratischen Sozialismus« über Bord werfen darf. Erst 
dann lässt sich tatsächlich von einer europäischen Normalisierung Deutschlands 
sprechen, in der die Sozialdemokratie von einer sozialen Partei zu ihrer Linken unter 
Druck gesetzt werden kann. 

Das Mehrheitswahlrecht der USA zusammen mit dem immer noch immens höheren 
Grad der Klassenfragmentierung und einer eigentümlichen rechten kulturellen 
Hegemonie, mit der auf die zivilgesellschaftlichen Desintegrationsprozesse reagiert 
wird, macht dort den Erfolg einer entsprechenden Politik mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit unmöglich. Die wirkliche »Arbeiterbewegung« in den USA ist heute 
die christlich-fundamentalistische Volksbewegung von rechts unten. Die Widersprüche 
im gegenwärtigen Kapitalismus der Vereinigten Staaten – infrastrukturelle Finanzkrise, 
Deklassierung der größeren Hälfte der Mittelklasse im Neoliberalismus, »imperial over-
stretch« etc. – könnten nach einer Niederlage dieser Bewegung einen sozial progressiven 
Ausdruck bekommen, sollte es gelingen, die soziale Frage gegenüber der kulturellen 
»Wertefrage« nach fast 40 Jahren wieder ins Zentrum der politischen Debatte zu 
rücken. Doch die Geschichte der Vereinigten Staaten nach 1953, dem Höhepunkt der 
organisierten Arbeiterklasse in den USA, zeigt, dass die größten Erfolge auf »nicht-
sektiererische« Art und Weise in und durch die Demokratische Partei hindurch erzielt 
wurden. Nach dem Untergang der relativ starken Socialist Party in den 1920ern und 
der CPUSA gegen Anfang der 40er Jahre sind vor dem Hintergrund des amerikanischen 
Wahlsystems die mehr als ein Dutzend »sozialistischen«, »kommunistischen« »sozial-
demokratischen« und »Arbeiterparteien« in den USA als sektiererisch zu bezeichnen. 

Freilich macht die Demokratische Partei heute nicht den Eindruck, als könne 
sie wieder zur Speerspitze der organisierten amerikanischen Arbeiterbewegung 
werden, schon weil diese im Rahmen des amerikanischen Systems der Kampagnen-
fi nanzierung eine immer geringere Rolle spielt. Doch gibt es für sie bei Strafe ihres 
eigenen Untergangs keine Alternative. Bill Clinton gewann die Wahlen seinerzeit 
mit der berühmten Einsicht »It s the economy, stupid!«, die er als »good ole guy 
from Arkansas« glaubwürdig zu vertreten in der Lage war, handelte hiernach aber 
gemäß der Kräfteverhältnisse in den us-amerikanischen Staatsapparaten genau 
gegenteilig, weshalb das kurze Demokratische Interlude ein rasches, lediglich durch 
den Wirtschaftsaufschwung von 1996 verzögertes Ende fand. Die gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse stehen für eine Linkswende der Demokratischen Partei also 
denkbar schlecht. Nichtsdestotrotz gibt es zu einer langfristig geplanten Organisierung 
der Linken innerhalb der Demokratischen Partei keine Alternative. Nach der Tragödie 
des gescheiterten Generalstreiks von 1894 und dem Scheitern der Socialist Party und 
der CPUSA am Anfang des 20. Jahrhunderts kam die Farce der Freedom Socialist Party 
und anderer vergleichbarer Trauergestalten. Könnte es nach der Farce etwas anderes 
geben als das absurde Theater einer Drittparteigründung ohne Finanzmittel und ohne 
organisierte Klassenbasis inmitten einer rechten kulturellen Hegemonie?
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Moshe Zuckermann

Die Larmoyanz des bestohlenen Kosaken

Israels Rückzug aus dem Gazastreifen

Israel zieht sich aus dem Gazastreifen zurück. Das in diesem okkupierten Territorium 
jahrzehntelang erbaute jüdische Siedlungswerk ist geräumt und aufgelöst worden. 
Das sagt sich einfacher als es ist; es herrscht in Israel alles andere als ein Konsens über 
den Räumungsakt, allenfalls ist man sich über seine immense politische Tragweite für 
alle Teile der israelischen Politlandschaft einig. Denn sollte sich die Entkopplung von 
Gaza im Nachhinein als Startzeichen für einen im Gesamtrückzug aus den besetzten 
Gebieten kulminierenden Prozess erweisen, manifestiert sich in ihr zweifelsohne 
eine dramatische historische Wende: Würde sie doch nichts weniger als die materielle 
Aufhebung einer der folgenschwersten Auswirkugen des 1967er Krieges bedeuten, 
mithin die tendenzielle Beseitigung eines der härtesten Kernprobleme im israelisch-
palästinensischen Konfl ikt. Dass dem so sei, ist freilich mitnichten ausgemacht. 
Nicht von ungefähr ließ Ariel Sharon, Israels Premierminister und Initiator des 
unilateral beschlossenen Rückzugs, verlauten, aus der Entscheidung über Gaza sei 
nicht auf die Zukunft der Westbank zu schließen; augenzwinkernd hieß es zudem aus 
dem Kreis seiner Vertrauten, Gaza habe man aufgegeben, um für viele Jahre Ruhe im 
Westjordanland genießen zu können. In der Tat mag man sich wundern, wieso gerade 
Ariel Sharon, der über Jahrzehnte handlungsmächtigste und verbissenste Förderer 
des Siedlungswerks und Politidol der Siedler, die gravierende Entscheidung des 
Abzugs getroffen hat, eine Entscheidung, die nicht nur seine Position in der eigenen 
Partei zutiefst erschütterte, sondern letztlich seine gesamte politische Zukunft aufs 
Spiel gesetzt haben dürfte. Zum übelst geschmähten Hassobjekt der Siedler, die ihn 
nur noch als Verräter anzusehen vermögen, ist er ohnehin bereits avanciert.

Die Antwort darauf ist nicht eindeutig. Eine zentrale Rolle dürften in diesem 
Kontext die auf die Einhaltung der »Road Map« bedachten USA gespielt haben. 
Dass sie dabei einen Kurs betreiben, den viele Israelis als den »israelischen 
Interessen« entgegengesetzt deuten, hat einmal mehr erwiesen, dass die sogenannte 
»traditionelle Israelfreundschaft« der USA eben nur unter gewissen realpolitischen 
Bedingungen zu sichern ist. Sie hält sich in konventionellen Bahnen, solange 
die israelische Politik in Einklang mit den us-amerikanischen geopolitischen 
Interessen in der Region des Nahen Ostens betrieben wird – jede Abweichung von 
diesem Interessenkurs lässt die Israelis für gewöhnlich sehr bald spüren, wie die 
wirklichen Machtverhältnisse im Rahmen dieser »Freundschaft« strukturiert sind. 
Condoleezza Rice ließ bei ihrem letzten Israelbesuch nicht den geringsten Zweifel 
daran. Eine andere Erklärung für Sharons »Wende« liegt in der oben anvisierten 
Möglichkeit, dass die für Israel unter sicherheitsmäßigen, ökonomischen und 
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politischen Gesichtspunkten ohnehin absurde jüdische Besiedlung Gazas für 
die Rettung des großen, eigentlich relevanten Teils des Siedlungswerks geopfert 
wurde. Der Gaza-Abzug als Garant der Fortsetzung, gar der Erweiterung des 
Siedlungswerks im Westjordanland. Nicht ganz auszuschließen ist allerdings, dass 
Sharon, der brutale Militärmensch und machtbesessene, skrupellose Politiker, der er 
in seiner langen Laufbahn immer war, »altersweise« geläutert und den Zwängen der 
Realpolitik auf der Höhe seiner Machtkarriere unumgehbar ausgesetzt, tatsächlich 
zum Schluss gelangt ist, dass Israel mittel- und langfristig nicht gut eine jüdische 
Mehrheit im zionistischen Staat erhalten könne, wenn es die mit der Okkupation 
objektiv festgeschriebene »demographische Zeitbombe«, wie sie in Israel nicht 
ohne rassistischen Unterton genannt wird, weiterhin ticken lässt; dass er mithin 
die sich daraus ableitende Konsequenz gezogen hat, die Großisrael-Ideologie 
endgültig aufzugeben und einen generellen Rückzug aus den besetzten Gebieten 
einzuläuten. Möglicherweise möchte er auch mit der Aura des staatsmännischen 
Friedensbringers in die Geschichte eingehen. Zu fragen bleibt dann freilich: what 
took him so long? Warum bedurfte es über dreißig Jahre, um zu dieser Einsicht zu 
gelangen, dreißig Jahre, in denen gerade er, Sharon, maßgeblich an der Schaffung, 
Förderung, Expansion und Stabilisierung des kolonisatorischen Unglücks und der 
Besatzungsbarbarei beteiligt war? Dies mag hier jedoch unerörtert bleiben.

Wenn sich aber mit dem Abzug aus Gaza eventuell ein Flügelschlag der 
Geschichte ankündigt, so darf man sich auch an die Gedichtworte eines bedeutenden 
israelischen Poeten erinnern, denen zufolge selbst im Verlauf des erhabensten 
Moments der Durchquerung des Roten Meeres beim Exodus aus Ägypten unter 
Moses  Führung der israelitische Einzelmensch das Keuchen des Mannes hinter 
ihm gehört und den Schweiß auf dem Rücken des Mannes vor ihm erblickt habe. 
Trotz – oder vielleicht gerade angesichts – der Tatsache, dass der Räumungsakt 
einigermaßen glimpfl ich, mitunter relativ gewaltfrei verlief (die einzige mörderische 
Gewalt ging von einem jüdischen Terroristen aus, der vier Palästinenser erschoss), 
wurde in Israel in den beiden Haupttagen der Räumung der Siedler viel geweint, 
großes Leid beklagt und tiefe Pein durchlebt. Das wundert nicht: Übersiedlung, 
Emigration und Transfer von Bevölkerung sind nie leicht, mögen mithin tiefe 
seelische Wunden, gar Traumata hinterlassen. Und in der Tat durchschwemmte 
eine Welle solidarischer Empathie und pathoserfüllten Mitleids einen Großteil der 
israelischen Bevölkerung, die – auf die schnellstmögliche »nationale Versöhnung« 
aus – tagelang tränenden Auges vorm Fernseher saß und sich in kollektiv 
prästabilisiertem Mitgefühl übte. Die Print- vor allem aber die elektronischen 
Massenmedien kamen dem obsessiven Verlangen nach Befriedigung des nationalen 
Solidaritätsbedürfnisses bereitwillig nach. Und spätestens an dieser Stelle trat der 
Ideologiecharakter der Selbstdarstellung der Siedler und ihrer öffentlichen Rezeption 
während der Räumungstage zutage. Besonders prekär nimmt sich dabei die Haltung 
aus, die man im Hebräischen »das Wehklagen des bestohlenen Kosaken« nennt: Die 
Kosaken waren über lange Zeit an Pogromen gegen Juden im zaristischen Russland 
maßgeblich beteiligt; die Larmoyanz des bestohlenen Kosaken ist zum Sinnbild 
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selbstmitleidiger Unverschämtheit geworden, der gegenüber man tunlichst keine 
Empathie entwickeln soll. Das zeternde Wehgeschrei, dass sie, die Kolonialisten, die 
den Palästinensern über Jahrzehnte die Hölle bereitet haben, nun »aus ihren Häusern« 
vertrieben werden; dass sie, die billige palästinensische Arbeitskräfte ausgebeutet 
haben und an ihnen reich geworden sind, sich nunmehr als enteignet gerieren; dass 
sie, die als kleine Minorität unbegreifl ich große Anteile der Wasservorkommen und 
des landwirtschaftlich nutzbaren Bodens im Gazastreifen usurpiert und die daraus 
resultierende Leiderfahrung der Araber nie refl ektiert haben, nun zu »Opfern« 
geworden sind; dass sie, die alles, was liberal-linkes Denken zu verteidigen sucht 
(Menschenrechte und Demokratie z.B.), durch ihr schieres Dasein zertreten und 
verlacht haben, plötzlich in ihrem politischen Kampf lauthals einklagen – dieses aus 
all den aufgezählten und sehr viel mehr unaufgezählten Gründen unerträglich sich 
ausnehmende Wehgeschrei bedarf rigoroser Kritik. Es muss seines Ideologiecharak-
ters und übelster Bigotterie überführt werden.

Dabei darf freilich nicht ausgeblendet werden, dass das Siedlungswerk mitnichten 
im luftleeren Raum entstanden ist, die Siedler mitunter nicht ohne staatlich garantierte 
Rückendeckung gehandelt haben. Ja, die Ursünde dessen, was jetzt im großen Drama 
der bestohlenen Kosaken unterzugehen droht, liegt nicht so sehr bei der ideologischen 
Verblendung der Siedler (die an sich freilich schon arg genug ist), sondern in der seit 
Mitte der 1970er Jahre von allen israelischen Regierungen goutierten und tatkräftig 
geförderten Siedlungsaktivität, die durchaus als nationale Politik verstanden und 
über viele Jahrzehnte betrieben wurde. Die im Epilog von Brechts Dreigroschenoper 
rigoros gestellte Frage, was schon der Einbruch in eine Bank sei gemessen an der 
schieren Gründung der Bank, zeichnet sich durch ihren paradigmatischen Charakter 
aus. Aufgrund einer gewohnt instrumentellen Mentalität der »Problemlösung« 
– die dem amerikanischen Begriff ›trouble shooting‹ innewohnende Aggression 
indiziert die vorbewusst-ohnmächtig gespeicherte Gewissheit, dass letztlich kein 
Problem wirklich gelöst werde – beschäftigt man sich, den verlorenen Groschen 
im Laternenlicht suchend, mit dem Offensichtlichen und Selbstverständlichen. Um 
herauszufi nden, was das »Problem« – mehr noch: das »gesellschaftliche Problem« – 
sei, muss man aber (zuweilen) bei ›Adam und Eva‹ ansetzen. Ein Leichtes ist es 
freilich nicht. Wer hat schon die Lust, Kraft und Ausdauer, bis auf ›Adam und Eva‹ 
zurückzugehen, wenn die Probleme »brandaktuell« sind? Die Tragikomik aktueller 
Praxis: Was ist schon das »Brandneue« am partikularen Problem gemessen an 
der gesamtzivilisatorischen Brandstiftung? Nicht von ungefähr berufen sich viele 
Siedler zwar nicht auf Bertolt Brecht, dafür aber auf Ariel Sharon: mit Fug und Recht 
behaupten sie, nicht zuletzt er und seinesgleichen hätten sie nach Gaza geschickt. 
Nicht zuletzt deshalb gilt er ihnen heute als Verräter im Wortsinne – Verräter an seiner 
eigenen Ideologie, Verräter an ihnen, den Vollstreckern dieser Ideologie.

Und weil dieser »Verrat« zur propagandistischen Diskursbasis der Siedler erhoben 
wurde, griffen Teile von ihnen zum ideologisch Extremsten der Manipulation. Als im 
Januar 2005 Siedler aus dem Gazastreifen sich bei einer ihrer Protestaktionen gegen 
die von der israelischen Regierung beschlossene Räumung ihres  Siedlungsgebiets 
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einen orangenen (die Farbe dieses Gebiets symbolisierenden) Judenstern an ihre 
Kleidung hefteten, sich teilweise auch nicht entblödeten, dem Stern einen Streifen 
mit dem Akronym DP (Displaced Person) beizufügen, war klar, dass es sich zwar 
um eine wohlorchestrierte Politkampagne, zugleich aber auch um die Ausreizung 
des wohl allerempfi ndlichsten Punktes israelischer Kollektivneuralgien handelte. 
Nicht dass die Instrumentalisierung der Shoah-Erinnerung der israelischen 
politischen Kultur fremd wäre; ganz im Gegenteil haben sich ihre rechten Träger seit 
Jahrzehnten gerade darin besonders effektiv geübt. Während aber die ideologische 
Manipulation der Gedenkkodierungen in der Vergangenheit stets gegen Israelgegner 
und -feinde in der arabischen Welt und in Europa, die Selbstviktimisierung »Israels« 
mithin ›nach außen‹ gerichtet war, vereinnahmte die Politaktion diesmal das Grauen 
jüdischer Erfahrung im 20. Jahrhundert für ›nach innen‹ gesteuerte Zwecke. Zwar 
haben Siedler israelische Soldaten und Grenzschutzpolizisten öfter schon im Eifer 
kleiner, gleichwohl medienwirksamer Räumungsgefechte als »Nazis« und »SS« 
beschimpft, aber eine solche bewusst eingesetzte Taktik, eine derart sich gegen die 
Regierung richtende, mithin sich von der Staatsräson rigoros absetzende Kampagne, 
bei der die Selbststilisierung als Opfer die »Regierungstäter« unverkennbar in den 
historischen Vergleich mit den Nazis und die Siedler selbst in den mit entwurzelten 
Shoah-Überlebenden katapultierte, war neu. Der öffentliche Aufschrei gegen derlei 
Gleichsetzungen ließ denn auch nicht lange auf sich warten; die Kampagne wurde 
einige Tage nach ihrem Start wieder eingestellt – nicht zuletzt freilich deshalb, weil 
ihre Initiatoren das deutliche Gefühl hatten, die erwünschte Wirkung öffentlicher 
Aufmerksamkeit erzielt zu haben.

Was aber im Vorfeld auffl ammte, um wieder zurückgenommen zu werden, loderte 
dann in den Tagen der realen Räumung mit umso größerer Impertinenz auf. Die 
heteronome Vereinnahmung des Shoah-Gedenkens durch die Siedler nahm solche 
Ausmaße an, dass sich selbst Yad Vashem veranlasst sah, die Instrumentalisierung 
der Katastrophe des jüdischen Volkes für politische Zwecke öffentlich anzuprangern. 
Was soll man auch zu derlei Ungehörigkeiten sagen? Wer den Auszug seiner Kinder 
aus dem Haus in den besetzten Gebieten ins Kernland Israel mit der Situation des 
Kindes mit den erhobenen Händen im Warschauer Ghetto vergleicht und inszeniert, 
darf Mitgefühl lediglich im Hinblick auf seinen totalen Realitätsverlust beanspruchen 
(mithin aber auch einer spezifi sch jüdischen Form der Shoah-Verleugnung bezichtigt 
werden). Das gilt nun für alle messianisch-religiösen Fundamentalisten in Israel, 
letztlich aber für das gesamte Siedlungswerk in den besetzten Gebieten. Nimmt 
man s aber ganz genau: für Israels staatsoffi ziell fortgesetzte Politik seit 1967. Was ist 
schon der Einbruch in eine Bank gemessen an der schieren Gründung der Bank?
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José María Ripalda

Habermas und Europa1

Habermas  vor dem französischen Referendum getane Äußerungen über den 
europäischen Verfassungsentwurf haben einen Rekord an Kommentaren ausgelöst, 
die eine vierstellige Zahl erreichen dürften. Daniel Cohn-Bendit, Günter Grass oder 
Wolf Biermann sind in analoger Position kaum wahrgenommen worden. Auch das 
»Ja« Virilios und sogar Antonio Negris hatte keine vergleichbare Wirkung. Über 
Habermas zu sprechen, heißt also auch, über ein Medienphänomen zu sprechen. 
Er ist der Repräsentant der klassischen Linken im ›Mainstream‹ der europäischen 
Politik, und als solcher ist er bereits mehrfach vor den spanischen Institutionen 
aufgetreten. 

Nach dem französischen und holländischen Nein hat Habermas nun versucht, 
der Niederlage, die auch seine war, eine positive oder, wie er sagte, »produktive« 
Wendung zu geben (»Europa ist uns über die Köpfe hinweggerollt«, SZ, 6.6.2005). 
Seinen linken Kritikern, darunter auf spanischer Seite Paco Fernández Buey, beschei-
nigt er »ein illusionäres Vertrauen in die Leistungsfähigkeit eines Nationalstaats«. In 
der Tat könnte es sein, dass die neokeynesianischen Staats-Politiken im Postfor-
dismus weniger wirksam sind als die Verbindung von ›just-in-time‹-Produktion und 
Bankkredit, v.a. wenn wie in Spanien der Boden selbst, d.h. die Bauindustrie, das 
größte und sicherste Geschäft geworden ist. Der Staat erlebt schwere Zeiten, er muss 
an allzu vielen Fronten präsent sein, seine Legitimität ist nicht mehr selbstverständ-
lich. Anzunehmen jedoch, eine europäische Autorität könne ihn wirksamer ersetzen, 
ist eine These, die etwas mehr verlangt als Glaube, Hoffnung, Liebe. Ist nicht gerade 
das Überleben der Nationalstaaten vorauszusehen, allerdings als europäischer 
Club von Bürokraten und Entscheidungsträgern, die in noch weiterer Ferne von 
den ohnehin schon problematischen Repräsentations- und Kontrollmechanismen 
»unserer« Demokratien agieren werden? D.h. in unmittelbarer Nähe der Lobby und 
damit demokratischer Kontrolle umso ferner? Die Neoliberalen können mit den 
Verträgen von Nizza »gut leben«, wie Habermas meint; aber die neue Verfassung 
kann leicht zu ihrer entscheidenden Panzerung werden. Einige Spanier werden 
sich noch daran erinnern, wie man uns sagte: Entweder diese Verfassung oder das 
Militär. Die Szene wiederholt sich. Wir müssen anscheinend damit zufrieden sein, 
dass man uns wenigstens die ›Grundrechte‹ zugesteht. Aber die Furcht, der Vorhang 
könne über dem Szenario der Demokratie fallen, ist nicht grundlos. Habermas weiß 
genau, dass diese Verfassung zugleich ein Vertrag wäre. Ist es ›demokratisch‹, dass 
Regierungen einen Vertrag über das Leben ihrer Bürger abschließen?

1 Die spanische Fassung erscheint in mientras tanto (Barcelona). 
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Habermas sagt ja, auch wenn dies nicht das klassische Vorgehen ist, um zu Verfas-
sungen zu kommen. Die Anerkennung der Grundrechte in Europa ist ihm zufolge 
eine Tatsache, die keiner Legitimierung durch einen »revolutionären Akt« bedarf, 
sondern einer sich »im Laufe von Jahrzehnten« geltend machenden Konvergenz 
entspringt. Freilich gibt es kein Recht, das nicht in Kämpfen, oft blutigen, in die Welt 
gekommen wäre. In Deutschland ist es so, dass die Siegermächte ein Grundgesetz 
aufdrückten, das die Rechte (gegen eine mögliche ›Volksrepublik‹) garantierte, das 
aber bis heute kein Recht hat, sich Verfassung zu nennen. Der wahrhaft politische 
Prozess, der sie im geeigneten Moment – dem der Wiedervereinigung von 1989 – 
hätte produzieren sollen, wurde verhindert. Auch im Fall Europa räumt Habermas ein, 
dass es die Politiker sind, nicht die Bürger, die den Prozess im »bequemen bürokrati-
schen Modus einer Einigung von oben« vorangetrieben haben, um ihn nicht »durch 
ein polarisierendes Thema« zu gefährden (nach Habermas fehlte es den Politikern 
lediglich an Klarheit und ›timing‹). Die Ablehnung des Projekts schreibt er »Vertei-
lungskonfl ikten« zwischen den Staaten sowie den »Nationalstaatlern« zu. »Die 
Politiker hatten ihre Gründe, der öffentlichen Diskussion über das Ziel der europäi-
schen Einigung aus dem Wege zu gehen. Jetzt kehrt ihnen das bockige Wahlvolk den 
Dreck, den sie seit Jahrzehnten unter den Teppich gekehrt haben, vor die eigene Tür.«
Es ist schon gewagt, die Ablehnung nur Verteilungskonfl ikten und nationalstaatlicher 
Raison zuzuschreiben. Es dürfte etwas mehr als bloß halsstarriger Nationalismus 
eine Rolle spielen. Zunächst einmal, wenn es die Grundrechte sind, worum es bei 
einer Verfassung geht, wird dann die Politik jenseits der Verfassung liegen oder 
sogar eine Privatangelegenheit der Regierenden sein, wie es, nach Habermas, im 
Falle des europäischen Verfassungsentwurfs geschehen ist? Wenn »Bürger«-Sein 
sich auf diese Anerkennung von Grundrechten beschränkt, wird die Verfassung 
zu etwas, das eingeräumt wird, im Stile der Magna Charta des Johann ohne Land, 
oder der Konzession von Individualrechten, die den nordamerikanischen Indianern 
gewährt wurden, wobei man gleichzeitig die Grundlagen ihrer eigenen Organisation 
zerstörte. Wenn die Staatsbürger nicht auch politische Protagonisten sind, reduzieren 
sich die Grundrechte auf gewisse Garantien gegenüber dem Staat. Und wenn den 
›Staatsbürgern‹ eine eigentliche politische Persönlichkeit fehlt, kann es leicht 
geschehen, dass der Staat selbst die ihnen zukommenden ›Rechte‹ defi niert, die in 
letzter Instanz, wie Voltaire gesehen hat, sich eher auf Ausnahmen beziffern oder nur 
Gültigkeit haben, wie Carl Schmitt gelehrt hat, solange die Dinge »gut gehen«. Das 
Vorspiel zu den schrecklichen Kriegen, die den Kontinent verwüstet haben, könnte, 
mehr als mit dem Fehlen eines Vertrags, mit der von Bismarck verkörperten autori-
tären Konstitution der Gesellschaft zu tun haben, die noch immer ihren bedrohlichen 
Schatten auf das europäische Projekt wirft.

Da man nun den Leuten in einem Land die Möglichkeit der Abstimmung 
eingeräumt hat – ein Minimalrecht, höchst manipulationsträchtig und selbst so noch 
keineswegs bindend –, hätte man »ein transparentes Gerüst von Grundnormen« 
gebraucht statt eines unlesbaren »Gestrüpps«, dem die »Perspektive« fehlt, der 
Zweck. Ich meine, dass die entschiedenste Opposition in der Linken gerade von 
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denjenigen ausgeht, die sich durch dieses »Gestrüpp« hindurchgekämpft haben 
und sich davon nicht haben irre machen lassen. Was die »Perspektive« betrifft, das 
»Worumwillen des Einigungsprozesses«, so korrigiert Habermas die Politiker und 
versucht die Leerstelle auszufüllen: die Sicherung eines »wachstumsfördernden 
Wettbewerbs«. Noch immer habe ich mich nicht von dem Schrecken erholt, den mir 
dieses große politische Prinzip für Europa eingejagt hat. Natürlich, so Habermas, 
würde es uns erlauben, die »Globalisierung« zu steuern und sowohl den »büro-
kratischen Wohlfahrtsstaat« wie den »Wettbewerbsradikalismus« zu überwinden. 
Europa würde so »die Kraft gewinnen, um auf das internationale Wirtschaftsregime 
einzuwirken«. Das Regime – wie übel klingt es manch einem von uns noch in den 
Ohren! D.h. eine Übung in ethischem Voluntarismus wird die kapitalistische Globa-
lisierung mit ihren eigenen Waffen schlagen: auf der Grundlage von Wachstum und 
Konkurrenzfähigkeit. Worin unterscheidet sich dieses Links-Sein von den Prinzipien 
des reinen Neoliberalismus? In der Überzeugungskraft der guten Absichten? 

In solchen Aussagen glaube ich Habermas  tiefen politischen Pessimismus 
zu erkennen, der mir allerdings durch einen entgegengesetzten Optimismus 
unwiderlegbar scheint. Mit den Mitteln einer klassischen deutschen Bildung, die 
sich (auch im Schulsystem) durch ihren Versuch auszeichnete, der alltäglichen 
Wirklichkeit auszuweichen, versucht er sich dem Weltsystem überzuordnen und ihm 
– wie durch Osmose – seine eigene Noblesse mitzuteilen. Der Rückgriff auf eine 
abstrakte Ethik der Prinzipien und Rechte fügt sich der Politik als deren begriffl iche 
Defi nition an, die sich fähig glaubt, der Wirklichkeit tatsächlich Herr zu werden. Es 
ist ein Rückgang auf Kant ohne dessen Aporien, in Wirklichkeit eine Hinwendung 
zur Aufklärung, die nicht verstanden hat, warum die deutschen Idealisten und 
deren Nachkommen glaubten, gerade mit ihr sich so viel Mühe geben zu müssen. 
Habermas situiert sich im ›Mainstream‹ des guten Willens als Rechtfertigung der 
›Realpolitik‹. Dass Europa die nordamerikanische Vorherrschaft kompensieren solle 
(hier weniger explizit als in anderen Beiträgen) – schon darin zeigt sich die willige 
Ignoranz hinsichtlich der Rolle der USA im Plan selbst der europäischen Union, 
wobei Brüssel als das trojanische Pferd des nordamerikanischen Kapitalismus 
fungiert. Im übrigen sehe ich keine Motive, warum Europa sich den Vereinigten 
Staaten überlegen fühlen sollte. Ich erinnere mich noch, als Felipe González sich 
darüber aufregte, dass man den PSOE mit der SPD oder die UGT mit der IG Metall 
verglich, bevor er selbst, Partei und Gewerkschaft dem Vergleich offensichtlich nicht 
mehr standhielten.

Der letzte Teil des Artikels enthält m.E. den höchsten Ausdruck dieser aufge-
klärten Ethik (die mir eine verzweifelte zu sein scheint). Dort spricht er den Wunsch 
aus, eine europäische Demokratie müsse »kosmopolitische Vorstellungen für eine 
andere internationale Ordnung zur Geltung bringen«. Wiederum Kant – der Globa-
lisierung als deren gute Seite übergeordnet mit dem Anspruch, aus der »›global 
governance‹ eine handfeste Weltinnenpolitik zu machen«. Auch in diesem Teil, 
nachdem im ersten etwas um den heißen Brei herumgeredet wurde, gibt Habermas 
zu, dass es beim französischen und holländischen Nein weniger um eine Absage an 
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die Europäische Union als vielmehr um einen Protest gegen die Marginalisierung 
der Bürger in diesem Prozess geht, d.h. gegen das »oppositionslose Regime von 
Brüssel« (wie Habermas mit exquisiter politischer Korrektheit formuliert). Aller-
dings sei das Nein zwar legitim, aber illusorisch, weil es keine Alternative gibt, 
und es sei naturgemäß auch nicht in der Lage, etwas Positives vorzuschlagen. Hier 
hakt Habermas mit seinen Vorschlägen ein. Der erste besteht darin, aus der kosmo-
politischen »Weltinnenpolitik« den hauptsächlichen Inhalt der nächsten Wahlen in 
Deutschland zu machen, obwohl er annimmt, dass sie damit nicht gewonnen werden 
können. Es geht also darum, ausgehend von der Politik einen ethischen Diskurs zu 
führen und in dem für die öffentliche Meinung entscheidenden Moment, dem der 
Wahlen, die Verantwortung aller für das, was in der Welt geschieht, hervorzuheben. 
Zweifellos bewegen sich die großen deutschen und europäischen Unternehmen 
bereits auf Weltniveau, wie ihre ausgezeichneten Bilanzen zeigen, während Europa 
und v.a. seine Staaten in die Armut abgleiten. Werden die Politiker etwas ändern 
können an einer öffentlichen Meinung, die im Zynismus des Konsums, wenn nicht 
in dem des bloßen Überlebens, versinkt?

Der starke Punkt der politischen Interventionen Habermas  scheint mir immer 
im Bezug auf sein deutsches Vaterland zu liegen. Es sind Vorstellungen, die den 
politischen Diskurs aus dem Schwanken zwischen Zynismus und Scheinheiligkeit 
herausholen sollen, obwohl ich fürchte, dass er sich entweder in gute Absichten 
verfl üchtigt oder an der Mauer der harten herrschenden Wirklichkeit zerschellt. 
Praktischer und ehrgeiziger scheint mir der Vorschlag, die Wirtschafts-, Steuer- und 
Sozialpolitiken der Mitgliedsstaaten zu harmonisieren – eine Forderung, die ja den 
Anhängern des Nein entnommen wurde. Genau darauf käme es an, vorausgesetzt, 
diese Politiken werden nicht nach neoliberalen Vorschriften entkräftet. (Brüssel hat 
der Stadt Madrid mit einem Gerichtsverfahren gedroht, weil sie Bauunternehmen 
mit festem Personal gegenüber solchen mit Zeitarbeitern den Vorzug gibt, denn das 
verstoße gegen die freie Konkurrenz, obwohl die konservative Regionalregierung 
vernünftigerweise anführt, dass feste Arbeitsplätze die Unfallquote senken und die 
Effi zienz steigern.) Auch in diesem Vorschlag zur Harmonisierung fällt sogleich der 
asymptotische Gradualismus Kants auf, jenes endlose »Schritt für Schritt«; vor allem 
aber sieht der Vorschlag die Beschränkung auf einen Kern von Staaten innerhalb der 
Union selbst vor, sowie die Möglichkeit unterschiedlicher sozialer Modelle unter 
Berücksichtigung des »Willens der Unionsbürger«, von dem ich weder erkennen 
kann, wie er in dem Kontext wieder auftaucht, noch mit welcher Wirkung. Freilich 
geht es auch hier um eher vage Vorstellungen – ist doch das Europa der »zwei 
Geschwindigkeiten« keineswegs eine eindeutige Angelegenheit, trotz Habermas  
Hoffnungen auf ihre ansteckende Wirksamkeit –, deren praktische Reichweite mehr 
technisch diskutiert werden muss.

Was für mich von dieser Diskussion bleibt, ist vor allem ihr symptomatischer 
Charakter für eine Linke, die, sich für klüger haltend als die Planer dieser gigantischen 
Rekonversion der europäischen Demokratie, sich ihr anschließt mit dem Anspruch 
sie zu hegemonisieren, wie Antonio Negri – und das scheint mir »illusorisch« –, 
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oder aber sich dem Triumphzug anschließt in der Einbildung, hier höre man auf eine 
Stimme, die zunächst versucht hat, jeder Spur von Verdacht über sie vorzubeugen. 
Immer ist das gemeine Volk verdächtig gewesen! Nur dass diese Linke nie Pöbel 
gewesen ist, sondern Elite, zuerst der Revolution, dann der Evolution.

Damit will ich nicht unbedingt die Position von Habermas charakterisieren, für 
den ich großen intellektuellen Respekt hege. In Wirklichkeit hat sein theoretischer 
Kosmopolitismus einen sehr lokalen Zug, der außerhalb Deutschlands schwer 
auszumachen ist. Die Angst vor Positionen, die sich vom stabilen Zentrum 
entfernen, ist bezeichnend fürs politische Spektrum in Deutschland, das ein 
schlecht integriertes und in wachsenden Schwierigkeiten begriffenes Land ist; 
aber diese Schwierigkeiten heben sich ab vor dem Hintergrund der Erfahrung des 
NS und des deutsch-russischen Kommunismus, außerdem der Gefahr des Kalten 
Krieges, der jahrzehntelang die Nation geteilt hat (ohne hier das heiklere Thema der 
Konsolidierung einer postnazistischen führenden Klasse unter Kontrolle der USA 
anschneiden zu wollen). So erklärt sich auch Habermas  überaus kritische Reaktion 
auf die Studentenrevolte – die er später nuancierte – und die Kriminalisierung von 
Ausdrücken wie »radikal« – ein klassisches Attribut der republikanischen Tradition 
– und »extremistisch«, die aus dieser Zeit herrührt. Genau dieser lokale Zug macht 
Habermas  Positionen zu Exponenten des politischen ›Mainstream‹ und mithin zu 
einem medialen Exportprodukt. Obwohl man ihn unentwegt der Frankfurter Schule 
zurechnet, stieß er doch philosophisch ausgebildet zu ihr auf der Grundlage einer 
anderen Erfahrung, und es waren Gadamer und Löwith, die ihn zum Professor 
machten. Nie hat er sich auf Adornos und Horkheimers radikale Aufklärungskritik 
eingelassen; er stand auf Adornos Seite im sogenannten »Positivismusstreit«, jener 
Methodendiskussion mit der angelsächsischen Soziologie, für die seine logische 
Ausbildung bei Oskar Becker von Hilfe war, während sein anderer Lehrer – Erich 
Rothacker – eine mehr ›akademische‹ klassische deutsche Tradition vermittelte. 
Gerade das mimetische Verhältnis zur angelsächsischen Kultur, die im besiegten 
Deutschland eine große Rolle spielte und immer noch spielt, machte den Positivis-
musstreit zu einem Meilenstein in der »Modernisierung« des akademischen Lebens 
in Deutschland. Alle diese Elemente trugen dazu bei, Habermas eine zentrale Rolle 
als ideologischer Integrator in der deutschen Gesellschaft und, als Refl ex ihrer 
Macht, in deren Einfl ussbereich zu geben.

Wenn Europa mit dem weisen und einfühlsamen Habermas »kosmopolitisch« 
sein will, wird es zuerst seinen offensichtlichen Eurozentrismus überwinden und 
lernen müssen, auch auf andere Weisen zu denken. Was die »Linke« betrifft, so wird 
sie sich noch etwas anderes einfallen lassen müssen als die Rückkehr zu den Prin-
zipien der Aufklärung, mit denen die Inhaber des heutigen neuen »Ancien Régime« 
ihren Aufstieg rechtfertigten. Es ist ihre Unfähigkeit dazu, die die Linke nicht nur 
verurteilt, sondern auch eine theoretische und praktische Ablösung verlangt, die 
diese Linke selbst zu verhindern beiträgt. 

Aus dem Spanischen von Peter Jehle
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Jerry Harris

Drei ökonomische Erfolgsgeschichten: 
China, Indien und Brasilien*

Die Entwicklung Chinas, Brasiliens und Indiens zu bedeutenden globalen Mächten 
schlägt politische Wellen in Europa und den USA. Sie treten selbstbewusster in 
transnatio nalen Institutionen wie der Welthandelsorganisation (WTO) auf und ihr 
ökonomisches Gewicht hat globale Auswirkungen. Der Aufstieg von China und Indien, 
so die Zuspitzung der Financial Times, »kündigt eine Neubildung der ökonomischen 
und politischen Weltordnung an, deren Bedeutung vergleichbar ist mit der industriellen 
Revolution oder dem ihr folgenden Aufstieg der USA« (FT Editorial 2003). An der 
Integration Chinas, Indiens und Brasiliens in den Weltmarkt lässt sich ihr Aufstieg zu 
mächtigen modernen Volkswirtschaften ablesen. Doch damit entstehen Spannungen 
zwischen national orientierten Klasseninteressen und den Anforderungen der trans-
national organisierten Akkumulation. Das alte, mit dem industriellen Kapitalismus 
entstandene internationale System hatte seine Basis im Aufbau nationaler Märkte, 
dem Export ins Ausland, der staatlichen Wirtschaftsförderung, einem Gesellschafts-
vertrag mit der Arbeiterklasse und der Ausweitung der Macht über die Dritte Welt 
zugunsten eigener nationaler Monopole. Das Modell globaler Akkumulation beruht 
auf grenzüberschreitenden Fusionen, Direktinvestitionen im Ausland, transnatio-
nalen Fließbändern, globaler Segmentierung der Arbeiter, freiem Kapitalfl uss und 
multilateralen Institutio nen, die gemeinsame Regeln für Handel, Geldwirtschaft 
und Investitionen entwickeln. Dieses System basiert auf der Revolution der Infor-
mationstechnologie, die die Produktionsmittel verändert und die Reorganisation des 
Kapitals auf einer qualitativ stärker integrierten Stufe ermöglicht hat. 

Jedes Land tritt in einen Prozess der Umgestaltung von Sozialstruktur und 
Institutionen ein, dieser ist zugleich durch die je spezifi sche Geschichte und Kultur 
bedingt. Daher ist die Einbindung in den Weltmarkt durch ungleiche Entwicklungen 
bestimmt. Dieser Prozess ist in China, Brasilien und Indien im Gange, nicht ohne 
Auswirkungen auf die internen Klassenkämpfe und die jeweilige Stellung in der 
Weltordnung. Obwohl alle drei Länder politisch von sozialistischer Ideologie oder 
staatlich geführter Ökonomie geprägt sind, verfolgen sie keine Politik der Import-
substitutionen und großen staatlich protektionierten Unternehmen mehr, wie sie seit 
der Bandung Ära und während der 1970er Jahre in der Dritten Welt üblich waren. 
Auch wenn ihre nationalistischen Traditionen Auswirkungen auf die gegenwärtigen 
Veränderungen haben, ist heute die staatlich gesteuerte Entwicklung an globale, mit 
transnationalem Kapital verknüpfte Produktionsketten gekoppelt.

*   Ergänzte und gekürzte Fassung des Beitrags »Emerging Third World Powers: China, India and 
Brazil«, erschienen in: Race & Class, 46. Jg., 2005, H. 3, 7-27
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Dabei handelt es sich nicht um eine Kompradoren-Unterwerfung1 unter den Imperia-
lismus, sondern um eine Entwicklungsstrategie, die von der neuen politischen und 
wirtschaftlichen Elite der transnationalen Kapitalistenklasse vorangetrieben wird. 
China, Indien und Brasilien zielen in ihren jeweiligen politischen und historischen 
Kontexten darauf ab, ihre Mittelschicht zu vergrößern, Arbeitsplätze für die 
Armen zu schaffen, eine technologisch fortgeschrittene Wirtschaft zu entwickeln 
und die politische Macht auf internationaler Ebene auszuweiten. Hat der globale 
Kapitalis mus das gesellschaftliche Potenzial, den politischen Willen und die Flexi-
bilität, um Millionen von arbeitenden Armen einen ansprechenden Lebensstandard 
und höhere Einkommen zu ermöglichen? Die Globalisierung wird von einem 
Wettlauf nach unten vorangetrieben, in dem transnationale Unternehmen nach den 
niedrigsten Löhnen und den besten Ausbeutungsbedingungen streben. Eine Abwen-
dung von dieser Akkumulationsstrategie ist äußerst unwahrscheinlich ohne eine 
Revolution von unten und einen radikalen Wandel der Denk- und Machtverhältnisse. 
Können Wachstum und Modernisierung der Wirtschaft dennoch die Fähigkeiten der 
arbeitenden Massen zu Organisation und politischer Einfl ussnahme soweit steigern, 
dass sie unabhängig die Gesellschaft verändern und eine demokratischere und 
gerechtere Welt schaffen? Und, falls dem so ist, in welchem Maße sollten Organi-
sationen der Arbeiterklasse und soziale Bewegungen die Globalisierer in der Dritten 
Welt unterstützen? Diese strategischen Fragen nach übergangsweisen Reformen und 
revolutionären Veränderungen im Kontext der Globalisierung sind Schlüsselfragen 
im gegenwärtigen Entwicklungsprozess.

China: auf dem Weg zum Pekinger Konsens

Die Geschichte Chinas ist entscheidend durch den Kampf gegen den Imperia-
lismus und durch die kommunistische Revolution geprägt, die die ökonomische 
Entwickung unter staatliche Kontrolle brachte. Sogar im gegenwärtigen, an der 
Globalisierung orientierten Regime ist die chinesische Führung darauf bedacht, 
Kontrolle über die Wirtschaft zu behalten. Bislang hat sie die Fallstricke von Finanz-
spekulation und Verlust der Kapitalkontrolle umgangen, die andere Länder unter 
das Diktat von Strukturanpassungs-Programmen des IWF gezwungen haben. Die 
chinesische Elite will sich nicht als Juniorpartner in die Weltwirtschaft einbringen, 
sondern als voll anerkanntes und integriertes Mitglied der transnational agierenden 
Kapitalistenklasse. Sie hat die starke Stellung des Staates und ihre dirigistische 
Erfahrung dazu genutzt, einheimische ökonomische Institutionen umzugestalten, 
und so die kommunistische Vergangenheit über Bord geworfen, ohne die Macht zu 
verlieren. Tatsächlich arbeiten noch mehrere hundert Millionen Menschen im staat-
lichen Sektor, der 68 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) ausmacht. Im Gegensatz 

1   Unter der Kompradorenbourgeoisie wird die Fraktion der Bourgeoisie verstanden, »die nicht 
über eine Basis der Kapitalakkumulation verfügt, die gewissermaßen als bloßer ›Vermittler‹ des 
ausländischen imperialistischen Kapitals agiert« (Poulantzas 1974/2001, 51).
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zu den Russen, die in ihrer Unterwerfung unter eine neue Oligarchie allen Sinn für 
nationale Ziele verloren haben, konnten die chinesischen Kommunisten ihre sozia-
listische Ideologie in ein neues nationales Projekt umformen, das Modernisierung 
als Globalisierung defi niert. Das Erbe der nationalen Unabhängigkeit, getrennt von 
maoistischem Egalitarismus und Radikalismus, erleichtert die Integration in globale 
Strukturen.

Die massive Expansion der chinesischen Wirtschaft ist getragen von einem 
gigantischen Urbanisierungsprozess und einer industriellen Revolution, die China 
zum Zentrum der weltweiten Produktion macht. Höhere Löhne treiben viele in die 
Städte, etwa 150 Mio. ehemalige Bauern ziehen von Job zu Job. Trotzdem schuften 
viele dieser Arbeiter unter dem Mindestlohn, erhalten keine soziale Absicherung 
und müssen unbezahlte Überstunden leisten. Die Einkommen auf dem Land liegen 
65 % unter dem durchschnittlichen Lohn in der Stadt, eine Differenz, die größer 
ist als bei den landwirtschaftlichen Kollektiven unter Mao. Sie wird ausgeglichen 
durch die Überweisungen, die Stadtarbeiter trotz der harten Lebensbedingungen 
leisten. Dadurch tragen sie 40 % zu den Einkommen der Landbevölkerung bei 
und ermöglichen ihr, Konsumgüter wie Fernsehgeräte und Waschmaschinen anzu-
schaffen. Noch leben 800 Mio. Chinesen auf dem Land, in den nächsten 15 Jahren 
werden aber schätzungsweise 250 Mio. in die Städte ziehen. Welche Folgen der 
Aufbau der nötigen Infrastruktur über einen so kurzen Zeitraum hat, ist kaum 
abzusehen. Wohnungen, Kanalisation, Energie und Verkehrswesen bereitzustellen 
bedeutet gleichsam, eine ganze Nation aus dem Boden zu stampfen. Diese innere 
Umgestaltung  wird einen gewaltigen Bedarf an Stahl, Kohle, Öl, Zement und allen 
übrigen Grunderzeugnissen mit sich bringen.

China arbeitet an einer Zukunft in der globalen Wirtschaft als weltgrößter 
Exporteur und größter Binnenmarkt. Das Interesse transnationaler Unternehmen, 
in China zu produzieren und Waren abzusetzen, hat es bereits auf den dritten Platz 
weltweit katapultiert. Zwar verkaufen die USA und Deutschland mehr Waren ins 
Ausland, doch China war im letzten Jahr für 60 % des globalen Exportwachstums 
verantwortlich. Die Integration in globale Produktionsketten schreitet voran, bereits 
50 % der chinesischen Exportgüter und 29 % der industriellen Produkte werden 
von transnationalen Unternehmen hergestellt (Wolf 2003). China hat auch die USA 
als das primäre Ziel von ausländischen Direktinvestitionen abgelöst, 2003 zog es 
52,7 Mrd. US-Dollar ins Land, insgesamt 480 Mrd. seit 1990. Chinas Produktions-
ketten bilden mittlerweile das Zentrum der asiatischen Wirtschaft, es hat Japan und 
die USA als größter Produzent und Handelspartner in einem interregionalen Markt 
abgelöst, der seit 1985 die größten Wachstumsraten in der Welt aufweist (722,2 Mrd. 
US-Dollar Handelsvolumen im Jahr 2001).

Auch global betrachtet sind die Auswirkungen der chinesischen Entwicklung 
gigantisch. 2002 fi elen auf China 28 % des weltweiten Handelsaufkommens an 
Eisenerz, 24 % desjenigen an Zink, 23 % an rostfreiem Stahl, 21 % an Aluminium 
und 17 % an Kupfer (Kynge 2004). Der industrielle Aufschwung hat China zum 
größten Zinn-, Platin- und Chemikalien-Importeur gemacht, zum drittgrößten 
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Nickel-Importeur und zum größten Baumwoll-Produzenten. Was Kohle anbelangt, 
so produziert und konsumiert China weltweit am meisten und steht im Export an 
zweiter Stelle. Der enorme chinesiche Verbrauch an Rohstoffen hat auf der ganzen 
Welt die Metallvorräte verringert und eine Steigerung der Rohstoffpreise um 40 % 
bis 200 % verursacht. Die Folge ist ein Bergbauboom in Japan, Australien, Kanada 
und Brasilien. Ein weiterer Effekt ist die Zunahme von Massengüter-Transporten 
mit einem Kursanstieg von 600 % sowie neue Aufträge für Werften. 

Der Schlüssel für die industrielle Revolution ist Stahl. China ist größter Produ-
zent und Konsument mit einem Verbrauch von 220 Mio. Tonnen jährlich, mehr als 
Japan und die USA zusammen. An einer Kapazitätserweiterung um 230 Mio. Tonnen 
wird gearbeitet. Daneben gibt es einen riesigen Energiebedarf, auf China fallen 40 % 
des weltweiten Mehrbedarfs an Öl. Die Öffnungspolitik der Regierung hat China 
in den fünftgrößten Direktinvestor verwandelt. Staatliche Ölunternehmen auf der 
Jagd nach Öl- und Gasressourcen haben fast dreißig Investitionen in Übersee mit 
einem Gesamtvolumen von über 5 Mrd. US-Dollar getätigt. Bei einer Betrachtung 
der chinesischen Wirtschaft darf ein Blick auf den wachsenden Informationstechno-
logie-Sektor nicht fehlen. Man nimmt an, dass Hightech etwa 20 % des chinesischen 
Exports ausmacht; davon kommen 61 % aus rein staatlichen Unternehmen. China 
betreibt die Entstehung nationaler Großunternehmen ebenso wie die Integration 
ausländischer transnationaler Unternehmen. Mit am schnellsten wächst der Bereich 
der Halbleiter- und Chipproduktion, der chinesische Markt ist der drittgrößte der 
Welt mit der größten Wachstumsrate. Im Export von den USA nach China ist 
der von Halbleitern der zweitgrößte und beläuft sich 2005 voraussichtlich auf 
47 Mrd. US-Dollar. Die Ausweitung der aufstrebenden Chip-Industrie von ihrem 
Stammgebiet Shanghai auf Peking zeigt die rapide Expansion an. Die chinesische 
Halbleiter-Industrie spielt in der globalen Produktionskette beim Zusammenbau und 
Testen eine Rolle, komplexere Produktionsschritte bleiben in ausländischer Hand. 
Um transnationales Kapital anzulocken, bietet die Regierung billiges Land, niedrige 
Steuern und, wenn nötig, Sieben-Tage-Arbeitswochen. Doch chinesische Funktio-
näre betrachten das als Teil einer langfristigen Strategie, die heimische Produktion 
aufzuwerten. Ein Beispiel für High-End-Produktion ist Microsofts Forschungslabor 
in Peking, wo 150 der besten chinesischen Programmierer arbeiten. Zwei der 
früheren Direktoren dieses Labors sind mittlerweile Vizepräsidenten im Firmensitz 
in Seattle (G. Huang 2004).

Im Finanzwesen sind Banken und Börsen gleichermaßen relevant. Unternehmen 
vom Festland sind mittlerweile gewöhnlich in Hong Kong und in New York notiert. 
Spitzenwachstum an der Hong Konger Börse verzeichneten 2003 die Chinesische 
Aluminium Gesellschaft mit 391 % Steigerung, Maanshan Iron and Steel mit 
357 % und Jiangxi Copper mit 292 %. Der chinesische Reichtum wuchs auch 
in New York, wo Investoren Kapital in Telekommunikation, Fluggesellschaften, 
Petrochemie und Bergbau anlegten. Von Juli 2003 bis März 2004 konnten Festland-
Unternehmen über 15 Mrd. US-Dollar in Aktiengeschäften aufnehmen, die größte 
Triebkraft der asiatischen Börsen sind die Börsengänge chinesischer Firmen. 
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Das chinesische Wachstum ist auch lebenswichtig für andere Wachstumsmärkte, 
eine Verlangsamung würde sich auf die Warenpreise in Russland, Südafrika, Indone-
sien und Brasilien auswirken. Global agierende Investment-Banken beobachten den 
chinesischen Börsenhandel, der voraussichtlich bis 2010 mit einer Kapitalmasse 
von 2 Billionen Dollar der zweit- oder drittgrößte der Welt sein wird. Ausländische 
Firmen müssen mit inländischen Investment-Banken zusammenarbeiten und ihre 
Besitzanteile sind zur Zeit auf 33 %, zukünftig auf 49 % beschränkt. Morgan 
Stanley, UBS, Credit Suisse First Boston und die Deutsche Bank gehören heute 
zu den Hauptakteuren. Die meisten Investment-Banken würden gerne auf inlän-
dische Partnerbanken verzichten: »Einige unserer Konkurrenten glauben«, so ein 
chinesischer Investment-Banker, »sie könnten die Behörden austricksen und die 
Regeln umgehen. Aber das wird ihnen nicht gelingen, denn die Behörden wollen 
den einheimischen Investment-Bankensektor stärken und nicht einen Raubzug 
durch Ausländer erleichtern.« (Guerrera 2003) Auch hier zeigt sich die chinesische 
Strategie – für Partnerschaft, nicht Unterwerfung, durch eine sorgfältige Mischung 
der nationalen Entwicklung mit Globalisierungsformen.

Das starke Wirtschaftswachstum hat auch politische Dimensionen. China spielt 
eine zentrale Rolle in der APEC (Asia Pacifi c Economic Cooperation) und im UN-
Sicherheitsrat, und hat wachsenden Einfl uss in der WTO. Seit Jahrzehnten plädiert 
China für eine multipolare Machtverteilung auf der Erde, die sich nicht so sehr auf 
militärische Stärke als auf zivile Machtformen stützt. Das wurde auch deutlich 
während der Europareise Wen Jiabaos, als Frankreichs Präsident Jacques Chirac 
ausdrücklich China darin beipfl ichtete, »den Weg zu Multipolarität zu fördern«, 
um »jedem Versuch entgegenzutreten, die internationalen Angelegenheiten zu 
dominieren« (Bork 2004) – eine klare Bezugnahme auf die USA. Während der 
maoistischen Ära bemühte man sich darum, die Unabhängigkeit der Dritten Welt 
zu fördern und den Einfl uss des chinesischen Marxismus auszudehnen. Heute hat 
China aufgrund seiner wirtschaftlichen Bindungen einen starken Stand in interna-
tionalen Institutionen und das Wachstum der chinesischen Industrie ist Vorbild für 
Entwicklungsländer.

Die Art der Integration Chinas in die Weltwirtschaft kann in vielerlei Hinsicht 
als Ablehnung des Washingtoner Konsenses gelten, der während der 1990er Jahre 
das Denken dominierte und immer noch im IWF und der Weltbank vorherrscht. Wen 
Jiabaos neue Politik, die nach der Asienkrise 1997 in Think-Tanks entwickelt wurde, 
entspricht dem, was Joshua Cooper Ramo ›Pekinger Konsens‹ genannt hat. Diese 
Strategie besteht in einem nur vorsichtigen Einlassen auf Privatisierung, Freihandel 
und Kapitalmärkte. Dagegen bemüht sich China um eine geordnete Entwicklung: 
substanzielles Wachstum, politische Unabhängigkeit und ein neuer Gesellschafts-
vertrag mit einer sich entwickelnden Mittelschicht. Ramo dazu: »Dieses Modell 
für globale Entwicklung zieht Unterstützer fast mit derselben Geschwindigkeit an, 
wie das US-Modell sie abstößt.« (2004) Doch Chinas Modernisierung beruht auf 
globaler Akkumulation und Produktion. Der Aufstieg der transnationalen chinesi-
schen Kapitalistenklasse ist auf die Integration ausländischen Kapitals gegründet, 
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innerhalb Chinas wie auch im Ausland. Der China-Experte Yasheng Huang verweist 
darauf, dass »China sich dazu entschlossen hat, sich mehr auf ausländische Investi-
tionen zu stützen als eigene private Unternehmen als Grundlage für Entwicklung 
und Handel heranzuziehen« (2004). Diese Strategie hält am Grundsatz der politi-
schen Unabhängigkeit der Dritten Welt fest, der von der chinesischen Revolution 
übernommen wurde, und gestaltet ihn zu einem Modell für die Integration in den 
Weltmarkt um. Dieses Modell ist sehr attraktiv für andere sich globalisierende 
Dritte-Welt-Staaten, die ebenfalls eine gleichberechtigte Rolle in der transnationalen 
Ökonomie anstreben. Sogar Globalisierer aus den USA haben den chinesischen Weg 
gegenüber der in Amerika betriebenen unilateralistischen und protektionistischen 
Politik hervorgehoben. In einem Kommentar zu Bushs Politik, die China zu einem 
›strategischen Konkurrenten‹ erklärt, schrieb der ehemalige Verhandlungsführer für 
Außenhandel unter Reagan, Clyde Prestowitz: »China scheint den Wettstreit mit 
seiner vorbildlichen Weltbürgerschaft für sich zu entscheiden, während die USA 
zunehmend ein Kandidat für das Etikett ›Schurkenstaat‹ werden.« (2003)

Doch der schnelle Einstieg Chinas in den Weltmarkt hat auch eine entsprechende 
Zunahme von Protesten auf dem Land und in der Stadt zur Folge. Diese Proteste 
sind lokaler Natur und ermangeln einer einheitlichen landesweiten Führung. 
Nichtsdestotrotz erzeugt der Ärger über korrupte Mitglieder der Kommunistischen 
Partei und die neuen Wirtschaftseliten Spannungen in vielen Gebieten des Landes. 
Willkürliche Besteuerung, Privatisierung, Bankrotte, Einschnitte in den sozialen 
Einrichtungen, Arbeitslosigkeit und Umweltzerstörung bilden eine lange Liste 
beständiger Klagen. Diese Spannungen haben sich derart aufgeheizt, dass Angriffe 
auf Regierungsgebäude und Beamte nicht mehr ungewöhnlich sind. Rechtskonfl ikte 
über Arbeit sind von 19 098 im Jahr 1994 auf 154 621 im Jahr 2001 angewachsen, 
und das Ministerium für öffentliche Sicherheit verzeichnete im Jahr 2003 58 000 
Störungen der öffentlichen Ordnung durch insgesamt 3 Mio. Menschen (Ma 2004). 
Solche Konfl ikte gibt es in jeder Gesellschaft, die die strukturellen Veränderungen 
durchmacht, die mit der Integration in den Weltmarkt einhergehen. Doch der 
Umgang mit diesen Widersprüchen ist der Schlüssel für Chinas Zukunft und den 
Erfolg des Pekinger Konsenses. Die Vorteile der Entwicklung müssen über die 
gebildete Mittelschicht hinaus den Chinesen zugute kommen, wenn China eine 
wirkliche Alternative zur neoliberalen Globalisierung bieten soll.

Indien: Integration auf hohem Niveau

Indien hat sich jahrzehntelang an einem dirigistischen Entwicklungsmodell 
orientiert, das von Jawaharlal Nehru und der Kongress Partei etabliert worden war. 
Dadurch ist ein großer staatlicher Beschäftigungssektor entstanden und im Zuge 
einer Importsubstitutionspolitik wurde die Industrie subventioniert – unterstützt 
durch eine blockfreie Außenpolitik. Mitgetragen wurde diese Politik von zwei 
großen reformistisch-marxistischen Parteien: der Communist Party of India (CPI) 
und der Communist Party of India/Marxist (CPI/M). Mit dem Ziel der nationalen 
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Einheit wurde die Idee der Koexistenz verschiedener Glaubensrichtungen in 
einem säkularen Staat als indische Identität kultiviert. Die aufstrebende Bharatiya 
Janata Party (BJP) unter der Führung Atal Behari Vajpayee stellte dieses nationa-
listische Entwicklungsmodell infrage. Die BJP kombiniert hinduistisch-ethnischen 
Nationa lismus mit neoliberaler, globalisierender Wirtschaftspolitik mit spezifi sch 
indischem Anstrich, und hat sich aus dem Rashtriya Swayamsevak Sangh (RSS) 
heraus entwickelt, einer nach dem Modell des italienischen Faschismus gebildeten 
extremistischen Hindu-Organisation, die für die Ermordung Mahatma Gandhis 
verantwortlich war. 

Vajpayee hat die BJP zu einer moderateren Politik gedrängt – trotzdem kam 
es unter seiner Regierung zu zahlreichen gewalttätigen Übergriffen von BJP-
Mitgliedern auf Muslime und Christen. Auf der internationalen Bühne konnte er 
die Spannungen mit Pakistan abbauen und die wirtschaftlichen Beziehungen zu 
China stärken; außerdem schloss er sich einer von Brasilien angeführten Kampagne 
an, die das Ziel hatte, ökonomische Interessen der Dritten Welt stärker in der WTO 
zur Geltung zu bringen. Im eigenen Land begann die BJP, die staatliche Industrie 
zu privatisieren, und die föderale Bürokratie in typisch neoliberaler Manier zu 
verschlanken. Doch diese global ausgerichtete Strategie unterhöhlte zu gewissen 
Teilen die nationalistische Anziehungskraft der Partei. Die Politik war ausgerichtet 
auf die fortschrittliche Ökonomie in den Städten und die Entstehung einer kleinen 
Mittelschicht im IT-Bereich, Landwirtschaftsreformen, die der großen ländlichen 
Bevölkerungsmehrheit hätten zugute kommen können, wurden nicht durchgeführt 
– mit dem Ergebnis, dass die Kongress Partei die Wahl 2004 mit den Stimmen von 
Millionen von Armen und Arbeitern überraschend gewann. Auch die Kongress Partei 
hat sich dem Weg in die transnationale Ökonomie verschrieben. Die  Ernennung 
von Manmohan Singh zum Premierminister und Palaniappan Chidambaram zum 
Finanzminister hat das Vertrauen transnationaler Kapitalisten bekräftigt, dass Indien 
seinen Weg zur globalen Integration weiterverfolgen wird. Der Oxford-Absolvent 
Singh hatte als Finanzminister in der vorangegangenen Regierung der Kongress 
Partei als erster neoliberale Reformen vorangetrieben. Chidambaram, in Harvard 
zum Ökonomen ausgebildet, hat als Anwalt einige der größten in Indien operie-
renden transnationalen Unternehmen vertreten.

Doch die Kongress Partei hat sich eher neokeynesianisch als neoliberal 
positioniert. Dadurch ist sie auf größere Zurückhaltung bei der Privatisierung 
festgelegt. Zugleich verspricht sie Hilfe für die ländliche Wirtschaft durch den 
Bau neuer Straßen und Bewässerungsprojekte. Das würde Indien näher an den 
Pekinger Konsens rücken, besonders auch mit dem guten Wahlergebnis der CPI/M 
und anderer marxistischer Parteien, die dem IWF und der Veräußerung profi tabler 
Staatsbetriebe kritisch gegenüberstehen. Singh hat bereits das Ministerium für 
Privatisierung abgeschafft und den Verkauf einiger großer Staatsbetriebe im Öl-, 
Gas- und Energiesektor ausgeschlossen. Indien ist immer noch Eigentümer von 
240 Unternehmen, Direktinvestitionen im Ausland belaufen sich bloß auf 0,7 % des 
BIP im Vergleich zu 4,2 % für China und 3,2 % für Brasilien. Der kommunistische 
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Einfl uss beunruhigt global operierende Investoren. Sie beklagen ein zu strenges 
Arbeitsrecht und fürchten, die neue Regierung werde den Kündigungsschutz nicht 
lockern. 2003 haben transnationale Unternehmen nur 4 Mrd. US-Dollar direkt 
investiert im Vergleich zu 50 Mrd. in China. Doch zu größerer Sorge besteht für 
die globalen Kapitalisten kein Anlass. Die CPI/M regiert West-Bengalen seit über 
20 Jahren – IBM ist dort einer der größten Investoren. 

Millionen aus der armen Landbevölkerung haben die Kongress Partei 
zurück an die Macht gebracht. Doch eine Anpassung des Agrarsektors an die 
globale Ökonomie hätte eine massenhafte Vertreibung von Kleinbauern zur 
Folge. Indien subventioniert die eigene Nahrungsmittelproduktion und etwa 
58 % der nationalen Arbeitskraft ist noch auf dem Land eingesetzt. Nur 40 % 
des indischen Ackerlandes ist bewässert, es gibt wenig Mechanisierung und 
wenige Großfarmen; die Weltbank schätzt, dass in Indien 40 % der ärmsten 
Weltbevölkerung leben – derjenigen, die mit weniger als einem US-Dollar am Tag 
auskommen müssen. Eine steigende Produktivität in der Landwirtschaft würde 
größere Betriebe, mehr Maschinen und in Ausrichtung auf den internationalen 
Nahrungsmittelmarkt eine Veränderung im Anbauspektrum zur Folge haben. 
Diese Reformen würden Millionen vom Land in die Stadt treiben. Der industrielle 
Sektor und die Infrastruktur können eine derart gewaltige Strukturverschiebung 
nicht tragen. Solange die Kongress Partei und ihre linken Verbündeten keine 
andere Strategie ausarbeiten, werden in der Zukunft Aufstände der ländlichen 
Bevölkerung unvermeidlich sein.

Die Integration Indiens in den Weltmarkt beruht hauptsächlich auf dem schnellen 
Wachstum der IT-Branche und der Pharmaindustrie. Diese auf High-End-Produkte 
ausgerichtete Strategie hat viel Aufmerksamkeit erregt, da Indien erste Wahl für die 
Auslagerung von IT-Jobs aus den USA geworden ist. Dieses Modell ist dem chine-
sischen entgegengesetzt, das die globale Integration auf Niedriglohn-Produktion 
gründet. Tatsächlich hinkt die indische Industrie der chinesischen weit hinterher 
und bietet weniger Möglichkeiten für ausländische Direktinvestitionen. Obwohl die 
indischen Fabriklöhne einen niedrigen Standard haben, liegen sie immer noch über 
chinesischen. China hat 100 Mio. Arbeiter in der Manufaktur, während es in Indien 
nur 9 Mio. sind. Diese Lücke zeigt sich in den Exportzahlen: 2003 wurden Waren 
im Wert von 318 Mrd. US-Dollar aus China ausgeführt, aber nur für 60 Mrd. aus 
Indien. Die chinesische Strategie hat eine größere urbane Wirtschaft hervorgebracht, 
die Millionenscharen armer Landbevölkerung anlockt und mit größerem Erfolg die 
Konsumbasis erweitert. Zum Beispiel werden in China jährlich 35 Mio. Fernsehge-
räte verkauft im Vergleich zu 6 Mio. in Indien; der chinesische Binnenmarkt ist drei 
bis vier Mal größer als der indische (Luce 2004).

Indien glänzt mit einem ausgezeichneten Bildungssystem für Informationstech-
nologie und Wirtschaft. Nach US-Studien wird Outsourcing im IT-Bereich in vier 
Jahren eine Industrie im Wert von 57 Mrd. US-Dollar mit vier Millionen Beschäf-
tigten und einem Anteil von 7 % am BIP Indiens sein. 2003 fi elen auf Indien 52 % 
der globalen Gesamteinnahmen von ausgelagerter IT-Arbeit. In den USA könnten 
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zwischen 25 % und 47 % der Jobs zugunsten Indiens abgebaut werden. Indiens 
Überlegenheit über China in diesem Bereich wird deutlich an den 10 Mrd. US-Dollar 
IT-Exporten gegenüber 1,5 Mrd. beim nördlichen Nachbarn. Rasches Wachstum 
verzeichnet auch der Bereich der Automobilproduktion. Man erwartet, dass Indien 
in der Komponentenproduktion China, Brasilien und Mexiko als großes Produktions-
land zur Seite treten wird. Allerdings ist ein großer Teil davon, wie Schmiede und 
Guss, im Bereich niedriger Qualifi kationen angesiedelt. Solche Unternehmen sind 
in globale Versorgungsketten durch ihre Anbindung an globale Unternehmen inte-
griert. Aber die erfolgreichsten indischen Unternehmen konkurrieren selbst auf dem 
globalen Markt und expandieren durch zahlreiche Übernahmen sogar ins Ausland.

Das Wirtschaftswachstum hat ausländisches Portfoliokapital mit einem Anstieg 
auf 7 Mrd. US-Dollar angezogen im Vergleich zu 739 Mio. im Jahr davor. Bombay 
Stock Exchange und National Stock Exchange gehören zu den fl orierendsten Börsen 
in Asien, der Investitionsbereich hat sich über den Technologiesektor auf Konsum-
güter, Energie, Bankwesen und Grunderzeugnisse ausgedehnt. Die Gefahr für Indien 
besteht darin, dass 1,5 Mrd. US-Dollar in Kurzzeit-Fonds angelegt sind, die schnell 
wieder abgezogen werden können, wenn die Investoren wegen des Einfl usses des 
linken Regierungsfl ügels nervös werden oder sich andernorts profi table Gelegen-
heiten auftun.

Die globalen Beziehungen Indiens machen sich auch in der Integration in die 
asiatische Wirtschaftsachse bemerkbar. Der interregionale Handel wächst schneller 
als in der NAFTA (North American Free Trade Agreement) oder der Europäischen 
Union; Elektronik und Computer sind Schlüsselkomponenten dieses Vorgangs. 
Transnationale Unternehmen lagern verschiedene Arbeitsstufen in verschiedene 
asiatische Länder aus, in eine Produktionskette, in der High-End-Arbeit in Singapur, 
Südkorea und Indien geleistet wird und Fließbandarbeit in China. Doch obwohl die 
asiatische Wirtschaft Auftrieb hat, agiert sie nicht als ein regionaler Wirtschaftsblock 
mit panasiatischen Institutionen und einem entsprechenden politischen Rahmen. 
Vielmehr ist sie Teil einer globalen Wirtschaft und mit transnationalen Unternehmen 
verwachsen, die stark in die regionalen Handelsfl üsse integriert sind. Mit 722,2 Mrd. 
US-Dollar Umsatz im regionalen Binnenhandel und 728,2 Mrd. im Handel mit 
NAFTA und der EU ist zwischen Asien und dem Westen eine integrierte Ökonomie in 
Partnerschaft und gegenseitiger Abhängigkeit entstanden.

Brasilien: Neuausrichtung der Globalisierung

Die Arbeiterpartei (PT) hat in Brasilien neue und vorwärtsweisende Perspektiven 
aufgezeigt, ihre Politik ist ein Vorbild für viele lateinamerikanische Linke. Sie hat 
eine breite Basis und eine solide Verankerung in der Arbeiterklasse. Ihr Ziel war, 
durch Wahlen die Staatsmacht zu erringen und trotzdem mit den demokratischen 
Kämpfen der Massen verbunden zu bleiben. Die Ausrichtung der Partei blieb deut-
lich sozialistisch und der Präsidentschaftskandidat, Luiz Inácio Lula da Silva, schien 
die Hoffnungen der Arbeiterklasse zu verkörpern.
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Lula, der bei seinem dritten Versuch zum Präsidenten gewählt wurde, überraschte viele 
mit einer orthodoxen Wirtschaftspolitik, die bei IWF und internationalen Investoren für 
unerwartete Freude sorgte und einen schnellen Abzug von Kapital verhinderte. Wie in 
China und Indien sieht die Führung von Brasiliens Arbeiterpartei die besten Chancen 
auf Entwicklung darin, integraler Teil der transnationalen Ökonomie zu werden. 
Es gibt weder Hinweise auf eine nationalistische Entwicklungspolitik wie in den 
1960er Jahren, noch auf radikale Veränderungen hin zur Ermächtigung der Arbeiter. 
Stattdessen hat die Regierung dauerhafte Hilfsprogramme für die Armen eingerichtet, 
dies allerdings eher zurückhaltend, während die innovativsten Anstrengungen darauf 
verwandt wurden, Brasiliens Stellung auf dem Weltmarkt zu verbessern. Lulas Strategie 
besteht darin, die Verhandlungsmöglichkeiten der Entwicklungsländer zu verbessern, 
so dass sie als stärkere oder sogar gleichwertige Partner dem industrialisierten Norden 
gegenüber auftreten können. Mit dem wachsenden Einfl uss in der transnationalen 
Wirtschaft entsteht die Hoffnung, dass ökonomische Überschüsse zugunsten der 
Arbeiterklasse und der Armen umverteilt werden können. Das entspräche nicht dem 
neoliberalen Globalisierungsmodell, sondern ähnelt dem Pekinger Konsens oder einer 
neokeynesianischen Strategie.

Lula verfolgt das Projekt einer Neuausrichtung der Globalisierung, indem er die 
Bildung eines Machtblocks aus Entwicklungsländern vorantreibt. Unter dem Namen 
der Gruppe der 20 (G-20) ist ein Bündnis entstanden, deren Kern Brasilien, Indien, 
China und Südafrika bilden. Dieses Bündnis forderte bei dem WTO-Treffen in 
Cancún einen ganzen Katalog an Zugeständnissen bei Fragen der Landwirtschaft und 
Regierungsführung; da es keine Einigung darüber gab, mussten die Verhandlungen 
schließlich abgebrochen werden. Seitdem sind weitere schwierige Verhandlungen 
gefolgt. So nahm sich Brasilien des heißen Themas der Agrarsubventionen an und 
klagte bei der WTO gegen die USA wegen deren Subventionierung der Baumwoll-
produktion. Die USA unterstützen gerade einmal 25 000 Produzenten mit insgesamt 
3 Mrd. US-Dollar und drücken dadurch die Weltmarktpreise um 12-25 %. Das 
schadet nicht nur Brasilien, sondern betrifft auch einige der ärmsten afrikanischen 
Staaten. Die WTO gab Brasilien recht. Ein weiterer Sieg folgte mit einem Urteil 
der WTO gegen Zuckersubventionen der EU. Transnationale Kapitalisten begrüßen 
die brasilianischen Bemühungen, die nationalistische Wirtschaftspolitik der USA zu 
bekämpfen, und sehen darin ein Gegengewicht zur Militärpolitik der USA.

Auf dem FTAA (Free Trade Area of the Americas)-Treffen in Miami verfolgte die 
brasilianische Regierung dieselbe Strategie wie zuvor in der WTO. Die FTAA stellte 
einen Versuch der USA dar, NAFTA auf den Rest von Lateinamerika auszudehnen. Das 
sollte den Kontinent wirtschaftlich in einer Weise öffnen, die den nordamerikanischen 
transnationalen Unternehmen zugute käme. Auch hier verließ Brasilien gemeinsam 
mit Argentinien den Verhandlungstisch, ohne den Vertrag zu unterschreiben. Obwohl 
die USA andere Länder durch Druck zum Beitritt bewegt haben, war der Erfolg zwei-
felhaft, denn Brasilien und Argentinien umfassen zwei Drittel der südamerikanischen 
Produktion. Lula verfolgte seine Agenda weiter und forderte bei einem späteren Treffen 
gemeinsam mit dem argentinischen Präsidenten Néstor Kirchner mehr Spielraum für 



492 Jerry Harris

DAS ARGUMENT 262/2005 ©

Nationalökonomien, um Wachstum mit der Finanzierung von Sozialprogrammen 
auszugleichen. Ein weiterer Schritt bei dieser Strategie, die Herrschaft der Indus-
triestaaten zu brechen, war ein Handelsvertrag Brasiliens mit Indien und Südafrika. 
Angesichts des wachsenden Widerstands der Globalisierer aus der Dritten Welt haben 
die USA und die EU bei den Agrarsubventionen in einigen wichtigen Punkten nachge-
geben, um die Doha-Runde der WTO zu reaktivieren. Die Verhandlungen wurden von 
Brasilien und den G-20 geführt, die 22 % der weltweiten Agrarproduktion leisten und 
70 % der Bauern repräsentieren.

Lula und die Arbeiterpartei haben unter den Globalisierern in der Dritten Welt 
die deutlichste Position zu Wirtschafts- und Sozialpolitik artikuliert. Diese neue 
Ausrichtung entspringt ihrer Erfahrung mit den desaströsen Folgen des Washingtoner 
Konsenses, der viele Länder in den Ruin trieb. Lulas Perspektive einer auf gerechtem 
und gleichberechtigtem Handel basierenden multipolaren Welt ist keine Zurückwei-
sung von Globalisierung oder transnationalem Kapital. Tatsächlich haben auch viele 
westliche Globalisierungsbefürworter den Bedarf an einem umfassenden politischen 
Regime erkannt, das transnationalen Kapitalisten aus den Entwicklungsländern mehr 
Freiraum gibt. Der Supermacht-Nationalismus der Bush-Regierung hat in der ganzen 
Welt tiefe Verwerfungen verursacht, und Lula hat diese Gelegenheit ergriffen, um die 
Machtverhältnisse in der Globalisierung zu verschieben. Jose Genoio, Präsident der 
Arbeiterpartei, sagt zu dieser Strategie: »Mit dem Ende des kalten Krieges und einer 
neuen US-Außenpolitik hat die Welt einen unilateralen Charakter unter Vorherrschaft 
von US-Interessen bekommen. Der Widerstand [...] dagegen hat neue Verbindungen 
hergestellt, die die Entstehung einer multilateralen Welt begünstigen. Die brasi-
lianischen Bestrebungen zielen auf die Konsolidierung von Machtblöcken durch 
Bildung bedeutsamer neuer Akteure auf kontinentaler Ebene und in global vernetzten 
Gebieten« (Greider 2003).

Die Arbeiterpartei vertritt nicht nur die brasilianische Linke, sondern trägt auch zwei 
Kabinettsmitglieder, die direkt aus der Industrie bzw. einem Agrarunternehmen kommen. 
Dazu gehört Vizepräsident José Alencar, ein Industrieller von der Liberalen Partei. 
Viele in der brasilianischen Wirtschaftselite sehen in der Strategie der Arbeiterpartei, 
Brasiliens Position in der Weltwirtschaft zu verbessern, Übereinstimmungen mit ihren 
eigenen Zielen. Darin spiegelt sich das Anwachsen der brasilianischen transnationalen 
Kapitalistenklasse, das mit der Ausdehnung von Brasiliens Macht und Wirkungsbereich 
einhergeht. Die transnationalen Verbindungen Brasiliens entwickeln sich rasant. Eines 
der wichtigsten Joint Ventures verbindet die Companhia Vale do Rio Doce (CVRD), 
weltgrößtes Eisenerzunternehmen, Chinas größten Stahlproduzenten Baosteel und das 
weltgrößte Stahlunternehmen Arcelor aus Luxemburg. Dieses Joint Venture wird mit 
Ausrichtung auf die brasilianische Automobilindustrie für 8 Mrd. US-Dollar ein Stahl-
werk errichten. Zusätzlich hat CVRD Vereinbarungen mit zwei Kohleunternehmen in 
China getroffen, und Arcelor hat Mehrheitsanteile an brasilianischem Stahl gekauft, was 
es zum größten Produzenten des Landes macht. Agrar- und Tierexporte nach China sind 
in halsbrecherischer Geschwindigkeit angewachsen, vor allem bei Sojabohnen, Milch, 
Kaffee, Rind- und Hühnerfl eisch. Andere Wachstumsbranchen sind Software, Textilien 
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und Kupfer. Der bilaterale Handel hat sich seit 2000 vervierfacht, China ist mittlerweile 
Brasiliens drittgrößter Handelspartner und importiert Waren im Wert von 4,5 Mrd. 
US-Dollar jährlich. Das kommt alles transnationalen Unternehmen zugute, die in 
Brasilien  investiert haben. Im Gegenzug fl ießt chinesisches Kapital nach Brasilien. 
Edmar Cid Ferreira, Präsident der Banco Santos, erklärt: »Die Chinesen suchen eine 
langfristige Versorgung mit Nahrungsmitteln und Technologie, und wir haben beides. 
Sie kommen für Joint Ventures zu uns.« (Colitt 2003) Das wurde durch die Aufnahme 
Chinas in die Inter-American Development Bank bekräftigt, was chinesischen Unter-
nehmen besseren Zugang zu Infrastrukturverträgen gewährt. Brasilien war zusammen 
mit Argentinien ein wichtiger Unterstützer der chinesischen Mitgliedschaft.

Die wachsende ökonomische und politische Zusammenarbeit beider Länder 
wurde durch Lulas Besuch in China unterstrichen, bei dem ihn 450 brasilianische 
Wirtschaftsvertreter begleiteten. Die brasilianischen Unternehmen werden von 
20-30 % niedrigeren Rohstoffpreisen angezogen und von Lohnkosten, die ein Drittel 
unter dem brasilianischen Durchschnitt liegen. China und Brasilien haben sich auf 
gemeinschaftliche Investitionen in Höhe von 4 Mrd. US-Dollar zur Verbesserung der 
brasilianischen Infrastruktur geeinigt, dabei geht es insbesondere um den Ausbau von 
Häfen und des Schienen- und Straßennetzes. Politisch wurde der Besuch, als Lula und 
der chinesische Premierminister Wen Jiabao auf der Armutskonferenz in Shanghai 
auftraten. Beide forderten bessere Abkommen über Handel und Hilfe von den reichen 
Staaten. Lula hatte die Reise nach China in einem strategischen Rahmen defi niert: 
»Wir wollen, dass diese Beziehung ein Paradigma für Süd-Süd-Verbindungen ist.« 
(Colitt 2004) Später entwickelte Lula diese Idee noch weiter, indem er eine Allianz 
u.a. zwischen China, Brasilien, Indien, Südafrika und Russland vorschlug, um den 
Einfl uss der USA und der EU auszugleichen. Doch diese Süd-Süd-Strategie unter-
scheidet sich von der in den 1960er Jahren, als die Bewegung blockfreier Staaten 
versuchte, Dritte-Welt-Länder aus dem Würgegriff des Imperialismus zu befreien. 
Das neue Süd-Süd-Paradigma ist darauf angelegt, Dritte-Welt-Ländern innerhalb des 
globalen Systems eine bessere Position zu verschaffen, inklusive Zugang zu auslän-
dischen Direktinvestitionen, transnationalem Kapital, globalen Produktionsketten, 
übernationalen Fusionen und Übernahmen und größerer politischer Anerkennung. 
Es handelt sich um eine Entwicklungsstrategie, deren Perspektive Verteilungseffekte 
nach unten sind, so dass der Reichtum eine größere Mittelschicht erreicht und 
schließlich bessere Bedingungen für Arbeiter und die Armen schafft.

Inwieweit diese Strategie tatsächlich verfolgt werden kann, ist eine offene 
Frage. Während Lula weiterhin das transnationale Kapital mit einer konservativen 
Geldpolitik umwirbt, in der Hoffnung, das Vertrauen werde wachsen und die Inves-
titionen zunehmen, verliert die brasilianische Arbeiterklasse die Geduld. Obwohl die 
Regierung progressive Arbeitsreformen durchgeführt und die Initiative in Fragen der 
Landverteilung ergriffen hat, geht das vielen Unterstützern zu langsam und nicht weit 
genug. Die Arbeitslosigkeit ist gestiegen, während die staatlichen  Bemühungen, Jobs 
zu schaffen, nur minimalen Erfolg hatten. Falls die Unzufriedenheit wachsen sollte, 
könnte Lula nicht genügend Zeit bleiben, um seine Strategie zu verwirklichen.
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Ausblick

Die Globalisierer in der Dritten Welt haben eine eigene Vision der Globalisierung 
entworfen, die auf dem Grundsatz größerer Gleichheit und Fairness beruht. Doch 
in China, Brasilien und Indien wächst der Abstand zwischen Arm und Reich, die 
Klassenunterschiede nehmen zu. Die Mittelschicht ist angewachsen, was jedoch 
die breiten Massen angeht, hinkt die Verbesserung der sozialen Lage weit hinterher. 
Denn hebt man den Lebensstandard der Arbeiterklasse und der Armen, so unter-
miniert man genau jenes Element, das globales Kapital anzieht und diese Länder 
konkurrenzfähig macht – riesige Mengen billiger Arbeit. Wenn die Strategie auch 
wichtige Fortschritte in der Gesundheitsversorgung, Bildung und Nahrungsmittel-
versorgung beinhalten mag – sobald es um Arbeit geht, bleibt das transnationale 
Kapital hartnäckig bei seinen Bemühungen, die Arbeitsgesetze abzuschwächen, 
Gewerkschaften zu untergraben und die Löhne nach unten zu treiben. Es ist seit jeher 
ein Grundwiderspruch des kapitalistischen Systems gewesen, den Markt jederzeit 
ausdehnen und zugleich die Arbeitskosten senken zu müssen. Die Antwort kann 
nicht eine bloß anti-neoliberale Agenda sein, auch wenn das unter den gegenwär-
tigen politischen Umständen erst einmal sinnvoll sein mag. Die Globalisierung muss 
auf einer fundamentaleren Ebene von Gleichheit und Gerechtigkeit herausgefordert 
werden. Diese Herausforderung könnte sehr wohl von einer besser genährten und 
gebildeten Arbeiterklasse kommen. Wenn der Pekinger Konsens eine Durchgangs-
station darstellt hin zu einer tiefergehenden Veränderung der Gesellschaft, wird er 
eine wesentlich progressive Rolle spielen. Falls es sich aber nur um eine Strategie 
handelt, die Kapitalisten aus der Dritten Welt in die neue globale Wirtschaftsordnung 
einzugliedern, dürfte er kaum Nutzen bringen für den Kampf für eine neue Welt.

Nach dem ersten Erscheinen dieses Artikels in Race & Class hat sich die starke 
Wirtschaftsleistung von China, Brasilien und Indien fortgesetzt. Aussagekräftige 
Beispiele für das Wachstum in China waren der Erwerb der Personal-Computer-
Sparte von IBM und der Versuch, zwei bekannte us-amerikanische Unternehmen, 
Unocal und Maytag, zu übernehmen. Ebenso hat Lula seine Rolle auf der internatio-
nalen Bühne weitergespielt. Nach der Aussage Fred Rosens, des Herausgebers der 
Berichte des North American Congress on Latin America, hat er sich »erfolgreich 
zu der Führungsfi gur in Lateinamerika entwickelt, der man am ehesten zutraut, 
eine unabhängige Gemeinschaft lateinamerikanischer Staaten zu organisieren, zu 
tragen und zu schützen« (2005, 5). Die wachsende politische Unabhängigkeit und 
wirtschaftliche Stärke dieser aufstrebenden Mächte vermindert den Einfl uss des 
US-Imperialismus, der EU und Japans und schafft anderen Dritte-Welt-Ländern 
den Raum und die Flexibilität, den schlimmsten Auswirkungen des Washingtoner 
Konsenses zu entkommen. Doch China, Brasilien und Indien haben mit Armut 
und politischer Instabilität zu kämpfen, Probleme, die sie nur langsam angehen 
und zu denen sie nur partiell Lösungen anzubieten haben. Lulas Regierung und die 
Arbeiterpartei hat die Zustimmung der wichtigsten sozialen Bewegungen wie der 
Landlosenbewegung MST verloren und sich beim Versuch, eine parlamentarische 
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Mehrheit zu sichern, in Korruptionsskandale verstrickt, die eine Wiederwahl 
gefährden. Gleichzeitig muss sich China mit lokalen und regionalen Protestbewe-
gungen auseinandersetzen wie dem Streik von 10 000 Arbeiterinnen bei Uniden 
Electronics oder dem Aufruhr von 20 000 Bauern gegen Missbrauch und Verschmut-
zung ihres Landes durch Unternehmen, die im Zhuxi Industriepark ansässig sind. 
Doch die radikalen sozialen Bewegungen dieser Länder sind nicht in der Lage, die 
Macht zu übernehmen, und einige autonome Organisationen wie der MST lehnen 
jede direkte Regierungsbeteiligung ab. Vielleicht muss man für die nähere Zukunft 
die Hoffnung darauf setzen, dass sich weiterhin Volksbewegungen mobilisieren 
lassen, die unabhängig zivile Einrichtungen zur Selbstermächtigung schaffen und 
zugleich zugunsten der Armen Druck auf progressive Eliten ausüben. Die Balance 
zu halten zwischen Radikalismus von unten und Unterstützung einer Regierungspo-
litik, die westliche Herrschaft auf progressive Weise unterminiert, wird nicht leicht 
sein, doch könnte dies der beste Weg nach vorn sein.

Aus dem Englischen von Daniel Fastner
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Steve Ellner

Die drei anti-neoliberalen Strategien Lateinamerikas*

Die jüngsten Ereignisse in Lateinamerika strafen die neoliberalen Behauptungen 
Lügen, ein schlanker Staat vergrößere die Einkommen von Arm und Reich 
 gleichermaßen und festige die Demokratie. Während der 1990er Jahre sind nahezu 
alle lateinamerikanischen Präsidenten neoliberalen Rezepten gefolgt, die Ergebnisse 
erwiesen sich aber sowohl in politischer als auch in ökonomischer Hinsicht als enttäu-
schend. Diese Erfahrung brachte den Anti-Neoliberalismus in die Offensive, wie die 
Wahlerfolge von Hugo Chávez (Venezuela), Luiz Inácio Lula da Silva ( Brasilien), 
Lucio Gutierrez (Ecuador) und Néstor Kirchner (Argentinien) gezeigt haben. 
Vom Bankrott des Neoliberalismus ermutigt, bildeten sich drei anti-neoliberale 
Strategien heraus: Der Mitte-Links-Ansatz des mexikanischen Wissenschaftlers und 
Politikers Jorge Castañeda, demgemäß Linke auf Grundlage eines Gegenprogramms 
zum Neoliberalismus ›die Mitte‹ von der Rechten abwerben; die Strategie der 
 chilenischen marxistischen Theoretikerin Marta Harnecker, nach der die Linke sich 
in erster Linie gegen den Neoliberalismus positionieren soll, während sie weiterge-
hende linke Forderungen sowie Bündnisse mit der Mitte meidet, soweit diese einen 
Anti- Neoliberalismus wesentlich verwässern würden; und eine von James Petras 
vorgetragene radikalere Strategie, in der anti-neoliberale Forderungen vorgebracht 
werden, ohne antiimperialistische oder antikapitalistische Kämpfe zu vernach-
lässigen. Hintergrund der Debatte ist das Problem der Linken, ihre  Forderungen 
und Lösungsansätze im Zeitalter der Globalisierung zu formulieren. Stärker als 
früher müssen sie die Mobilität des transnationalen Kapitals berücksichtigen  und 
sich Aufgaben stellen, die sich jeder Schwarz-Weiß-Malerei entziehen. Die drei 
Positionen stellen die Hauptbezugspunkte der lateinamerikanischen linken Strate-
giedebatte dar. Ihre Autoren sind wohlbekannt in den linksintellektuellen Kreisen 
Lateinamerikas, da sie überaus produktive Schreiber sind und über Jahre hinweg 
in engem Kontakt mit politischen und sozialen Führungsfi guren aus dem linken 
 Spektrum standen. Im Folgenden geht es darum, die drei Ansätze mit den hervor-
tretenden anti-neoliberalen Bewegungen und Regierungen in Beziehung zu setzen 
und einige ihrer klassentheoretischen Implikationen zu untersuchen, besonders 
im Hinblick auf die relevanten Konzepte der »progressiven Bourgeoisie« und der 
»marginalen Klasse«.

*  Gekürzte und vom Autor um einen neuen Schluss ergänzte Fassung des Artikels »Leftist Goals 
and the Debate over Anti-Neoliberal Strategy in Latin America«, erschienen in: Science & Society, 
68. Jg., 2004, H. 1, 10-32
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Die Mitte-Links-Strategie

In seinem breit rezipierten Buch Utopia Unarmed: The Latin American Left after the 
Cold War legte Castañeda den Grundstein für seine Forderung nach einem Mitte-
Links-Bündnis, indem er ein Programm hin zu sozialer Gerechtigkeit und nationaler 
Selbstbestimmung entwarf, dabei aber sorgfältig den Zwängen der Globalisierung 
Rechnung trug. Sein Kernvorschlag bestand aus einer Neuaufl age des asiatischen 
»Tigerstaaten«-Modells, in dem der Staat wichtige Exportsektoren fördert und 
Günstlingswirtschaft vermeidet, jedoch – anders als etwa die Regierung Südkoreas 
– »eine soziale [...] und eine ökologische Agenda auf den Weg bringt, die auf höhere 
statt niedrigere Standards zielen« (1993, 317). Castañeda unterstützte dann Vicente 
Fox  Präsidentschaftskandidatur, um schließlich unter ihm im Jahr 2000 Außen-
minister zu werden. Für viele weckte dieser Wechsel zur Macht Zweifel an seiner 
Glaubwürdigkeit als »echter« Linker. Dennoch ging er über den »Dritten Weg« 
à la Blair/Clinton insofern hinaus, als er die Struktur des globalen Kapitalismus 
reformieren und menschlicher gestalten wollte. Castañeda nahm das internationale 
spekulative Kapital ins Visier: Er wollte mittels einer speziellen Steuer Investoren 
bestrafen, die ihr Kapital plötzlich aus einem Land abzogen – etwas, das schon 
François Mitterand erfolglos vorschlug, während (ausgerechnet) Augusto Pinochet 
es in bescheidenem Maßstab in Chile eingeführt hat. 

Seit 1994 propagierte Castañeda die Strategie der Mitte-Links-Bündnisse auf dem 
ganzen Kontinent und brachte auf verschiedenen Konferenzen, die Realisierbarkeit und 
Detailfragen seines Ansatzes ausloten sollten, eine beeindruckende Anzahl politischer 
und intellektueller Akteure zusammen. Der resultierende »Buenos-Aires-Konsens« 
(eine Kampfansage an den pro-neoliberalen Washingtoner Konsens) zielte darauf, die 
Demokratie in Lateinamerika zu stärken, indem er die Ablehnung eines verantwortungs-
losen Populismus durch die Mitte mit dem umfassenden sozialen Anliegen der Linken 
verband. Das von Castañeda entworfene Grundsatzpapier – Nach dem Neoliberalismus: 
Ein neuer Weg – betont die sich gegenseitig ergänzenden Aufgaben der Akteure: die 
der Linken sei es, »der Ungleichheit entgegenzutreten«, während die Mitte darauf aus 
ist, »den Nonkonformismus der Mittelschicht für sich einzuspannen und das Leis-
tungsprinzip auf das ganze gesellschaftliche Leben auszudehnen«. Das Dokument tritt 
angesichts der neoliberalen Tendenz, die Macht des Staates zu untergraben, für dessen 
Stärkung ein. Finanziert werden soll dieser Prozess, der umfassende Programme für 
nicht-privilegierte Sektoren vorsieht, mittels einer energisch durchgesetzten Mehrwert-
steuer statt durch eine progressive Einkommenssteuer, die schwieriger durchzusetzen 
wäre. Castañeda verteidigte diesen Kurs mit realpolitischen Erwägungen: »Wenn wir zu 
weit gehen, werden sie (die Kapitalisten) einfach ihre Zelte abbrechen. Entweder wird es 
Kapital- und Kapitalistenfl ucht geben – sie gehen einfach und leben woanders – oder sie 
stürzen die Regierung, wozu sie durchaus in der Lage sind.« (2001, 32)

Castañeda ermahnte die Mitte, ihre engen Beziehungen zur Rechten zu lockern, da 
diese sich sowohl im In- als auch im Ausland auf viel mächtigere Verbündete stütze. 
Der Bruch mit der Rechten öffne der Mitte die Wahl zwischen den zwei  Möglichkeiten, 
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entweder eigene Kandidaten aufzustellen oder das Bündnis mit der Linken zu suchen. 
Aufgrund des absoluten Mehrheitswahlrechts, das sich mittlerweile beinahe auf dem 
ganzen Kontinent durchgesetzt hatte, war Castañeda überzeugt, die erste Möglichkeit 
sei zum Scheitern verurteilt. Weiter behauptete er, dass die »zentralen Themen der 
Linken«, einschließlich des Kampfes gegen Ungleichheit und Armut sowie der 
Ansicht, das neoliberale Modell sei zu weit getrieben worden, selbst innerhalb der 
Weltbank und in führenden Kreisen der entwickelten Staaten breite Akzeptanz 
fänden (1996, 30ff). Doch seine Strategie geht über die Vereinigung von linken und 
gemäßigten Parteien hinaus und zielt darauf, die »fortschrittliche« oder »nationale« 
Bourgeoisie zu gewinnen. Diesen Ansatz hat die Kommunistische Bewegung schon 
in der »Volksfront-Politik« der 1930er Jahre verfolgt, die in Lateinamerika darauf 
abzielte, die sog. »nationalprogressive Bourgeoisie« einzubinden (Ellner 1988, 25ff). 
Castañeda zufolge wurde dieser Ansatz angesichts der Kubanischen Revolution und 
der Guerilla-Bewegungen der 60er Jahre durch radikalere Ziele ersetzt. Die interna-
tionale rechte Offensive – eingeleitet durch die Reagan- und Thatcher-Regierungen 
der 80er Jahre – untergrub die Möglichkeit, gemäßigte Kräfte in linksgerichtete 
Bündnisse einzubinden, weiter. Es gehe daher darum, Allianzen auf breiter Basis 
wiederzubeleben, um die nationale Bourgeoisie zu gewinnen. In der Tat hat dieses 
Spektrum viel vom Anti-Neoliberalismus. Es profi tiert nicht nur von den hohen 
Importzöllen, sondern auch von den Fördergeldern für die Entwicklung der heimi-
schen Industrie. Erfolg oder Versagen der Mitte-Links-Regierungen sind somit ein 
Prüfstein für das politische Potenzial der nationalen »fortschrittlichen« Bourgeoisie, 
bzw. dafür, ob es eine solche Klassenformation überhaupt gibt.

Verglichen mit den enttäuschenden Wahlergebnissen der lateinamerikanischen 
Linken insgesamt seit den 1980er Jahren hat die Mitte-Links-Strategie zu drama-
tischen Wahlerfolgen geführt: die drei Siege der Präsidentschaftskandidaten der 
»Concertación« in Chile (darunter 2000 der Sozialist Ricardo Lagos), die Wahl 
Rafael Calderas 1993 in Venezuela, der Triumph Fernando De La Ruas 1999 in 
Argentinien, und die Wahl von Vicente Fox 2000 in Mexiko. Jetzt, in den Nachwehen 
des ökonomischen und politischen Debakels der De La Rua-Regierung sowie des 
sang- und klanglosen Rücktritts Castañedas selbst als mexikanischer Außenminister 
im Jahr darauf, ist eine Auswertung dieser Strategie angezeigt. 

In Mexiko überzeugte Castañeda Fox von seiner Mitte-Links-Strategie. Dieser 
lehnte zwar die Forderung der Linken nach Vorwahlen für einen gemeinsamen 
Kandidaten ab, propagierte aber ein quer durchs politische Spektrum gehendes 
»Bürgerbündnis«. Fox gab sich als Verfechter popularer Interessen und hielt die 
Rechten auf Armeslänge, um einzelne Linke in sein Wahllager zu ziehen. Nach seiner 
Wahl bot er der Revolutionär-Demokratischen Partei (PRD) Cardenas  2-3 wichtige 
Kabinettsposten an, die diese aber ausschlug. Castañeda kritisierte den PRD scharf 
wegen seines Neins zum Mitte-Links-Bündnis, auch wenn er eingestand, dass Fox 
nicht brechen würde mit dem »Markt-Paradigma im weiteren Sinne, das ich zwar 
nicht sonderlich mag [...], aber zu akzeptieren habe« (2001, 32). In Anbetracht der 
schwachen und unorganisierten Linken in Fox  Lager und dessen neoliberalen 
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Kurses kann der Fall Mexiko geradezu als Karikatur des ursprünglichen Mitte-Links-
Modells Castañedas gelten. – In Argentinien vereinigte sich im August 1997 die linke 
Front FREPASO mit der gemäßigten Radikalen Partei, um die »Allianz« zu bilden, die 
nur wenige Monate später die Kongresswahlen gewann. Die Radikalen und FREPASO 
prangerten beide die Korruption und die Verletzung der Gerichtsautonomie durch 
die Regierung Menem an. Auch kritisierten sie die besonderen Beziehungen zu den 
USA, die Menem auf Kosten der ökonomischen Vernetzung Argentiniens mit seinen 
Nachbarstaaten pfl egte, und seinen Schocktherapie-Ansatz in der Wirtschaftspolitik. 
Dessen ungeachtet gab die Allianz sofort ihre Unterstützung für den seit 1991 
umgesetzten Konvertibilitätsplan Menems bekannt, der einen 1:1-Dollar/Peso-
Wechselkurs garantierte. Präsident De La Rua, der den konservativen Flügel der 
Radikalen Partei vertrat, war ein denkbar ungeeigneter Kandidat, um den von 
Menem begonnenen neoliberalen Kurs wieder rückgängig zu machen. Der FREPASO 
brachte es nicht zustande, in wirtschaftspolitischen Fragen mit ihm zu brechen, 
nicht einmal, als er Anfang 2001 Argentiniens Bannerträger des Neoliberalismus, 
Domingo Cavallo, zum Finanzminister machte. Zwar verzichtete FREPASO auf das 
Amt des Vizepräsidenten, allerdings aufgrund von Korruptionsvorwürfen, nicht 
wegen der Wirtschaftspolitik. Andere Angehörige des FREPASO blieben in der 
Regierung und hinterließen so den Eindruck von mangelndem organisatorischen 
Zusammenhalt. – In Chile schienen die Aussichten auf Veränderung ermutigender. 
Dort ließen Sozialisten und Christdemokraten langjährige Animositäten ruhen, um 
das Bündnis »Concertación« zu gründen, das nicht nur den Kampf für die Absetzung 
Pinochets anführte, sondern auch hintereinander drei Präsidentschaftswahlen für sich 
entschied. Was die Concertación jedoch zusammenhält, sind nicht so sehr der Anti-
Neoliberalismus oder generell wirtschaftspolitische Vorstellungen, sondern vielmehr 
das Ziel, Pinochets Vermächtnis, verkörpert in der rechtslastigen Verfassung von 
1980, zu überwinden. Die Parteien der Concertación sind dermaßen darauf bedacht, 
die Vergangenheit hinter sich zu lassen, dass sie die Abschaffung undemokratischer 
Überreste mit dem Vergeben und Vergessen von Verbrechen der Pinochet-Ära 
verquicken. So unterließ es z.B. Lagos, nachdrücklich die Solidarität von Präsident 
Frei gegenüber Pinochet zu kritisieren, als dieser in Haft in England saß, und legte 
damit eine Haltung an den Tag, die – in den Worten eines politischen Beobachters 
– »zwischen Mehrdeutigkeit und Opportunismus oszillierte« (Moulian 1999, 17). Es 
bleibt abzuwarten, ob Sozialisten und Christdemokraten, wenn Pinochet und seine 
Verfassung erst einmal ein abgeschlossenes Kapitel der chilenischen Geschichte 
sind, noch genügend Gemeinsamkeiten haben, um die Koalition aufrechtzuerhalten. 
Ein Flügel der Sozialistischen Partei drängt bereits darauf, den von Frei initiierten 
Privatisierungsprozess zu stoppen. Dennoch ist die Orientierung der Sozialistischen 
Partei zur Mitte hin in wirtschaftspolitischen Fragen deutlich. So ist z.B. Präsident 
Lagos  Enthusiasmus für die Eingliederung Chiles in die NAFTA bei weitem größer als 
sein Interesse an Lulas Vorschlag eines Zusammenschlusses der südamerikanischen 
Länder, um bei Verhandlungen mit den USA über Handelsbeziehungen in einer 
starken Position zu sein. 
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Wo auch immer in Lateinamerika ein Mitte-Links-Bündnis an die Macht gekommen 
ist, wurden anti-neoliberale Ziele anderen Erfordernissen – wie etwa dem Kampf 
gegen Korruption, effektiver Umsetzung von Sozialprogrammen und Demokrati-
sierung – untergeordnet. Tatsächlich spielten die linken Mitglieder der Koalitionen 
selber den Anti-Neoliberalismus herunter oder wandten sich komplett von ihm ab 
und konzentrierten sich stattdessen auf nicht-ökonomische Ziele. Anstatt die Mitte 
für offen anti-neoliberale Positionen zu gewinnen, hatten die Mitte-Links-Bündnisse 
den gegenteiligen Effekt, die Linke auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik handzahm 
zu machen. Zudem spielte der linke Bündnispartner immer nur die zweite Geige. Die 
Präsidenten De la Rua (Argentinien), Patricio Aylwin (Chile), Eduardo Frei (Chile), 
Caldera (Venezuela) und Fox (Mexiko) waren keine Linken, sondern nur in den 
relativ knappen Wahlkämpfen auf linke Unterstützung angewiesen. 

Kurzfristig war die Mitte-Links-Strategie hilfreich, die Demokratisierung in 
Lateinamerika voranzutreiben. Die Entmachtung Pinochets und des mexikanischen 
PRI hätte anders nicht erreicht werden können. Auf lange Sicht aber verstärkt 
Castañedas Koalitionsstrategie lediglich ein Kernproblem der lateinamerikanischen 
Demokratien in Zeiten des Neoliberalismus: das Verwischen programmatischer 
Unterschiede. Zwar entwarf Castañeda für den »Buenos-Aires-Konsens« einen 
Satz anti-neoliberaler Forderungen, um die Polarisierung zwischen Neoliberalen 
und ihren Gegnern voranzutreiben. Der Haken ist aber, dass die Parteien der Mitte, 
die er gewinnen möchte, nicht einmal annähernd zu einem klar anti-neoliberalen 
Bekenntnis zu bewegen sind. Chiles Christdemokraten z.B. haben in der Vergan-
genheit Sozialprogramme gefördert, doch gaben sie die unter Pinochet etablierte 
ökonomische Orientierung nicht auf. Auch die Radikale Partei Argentiniens 
scheiterte ungeachtet ihrer Kritik an Menems Schocktherapie daran, entschieden 
mit der orthodoxen Wirtschaftspolitik zu brechen. Die Wirtschaftspolitik Vicente 
Fox  ist sogar noch weiter vom anti-neoliberalen Lager entfernt. Die linken 
Gegner von Castañedas Mitte-Links-Ansatz waren in den Wahllokalen anfangs 
nicht so erfolgreich wie Castañedas Strategie. Doch das Versagen der Mitte-
Links-Allianzen, neoliberaler Wirtschaftspolitik etwas entgegenzusetzen, beweist 
die Notwendigkeit eines gegenüber dem Neoliberalismus kompromisslosen 
Ansatzes. Nur so kann die anti-neoliberale Bewegung zeigen, dass eine wirkliche 
Alternative – jenseits des zentralistischen, etatistischen Modells der alten Linken – 
zum Neoliberalismus besteht. 

Anti-Neoliberalismus oder Antiimperialismus

Diejenigen, die die Mitte-Links-Bündnisse für ihre Mitte-Lastigkeit kritisieren, 
begreifen den Kampf gegen den Neoliberalismus als Kernstück linker Politik, 
das nicht aus wahltaktischen Erwägungen verwässert werden darf. Sie teilten 
sich in zwei Strömungen. Die eine, deren führende Theoretikerin die auf Kuba 
lebende Marta Harnecker ist, schlägt vor, alle Bemühungen auf den Kampf gegen 
den Neo liberalismus zu konzentrieren, bis sich die internationalen Bedingungen 
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zugunsten der popularen Kräfte verschieben. Die von James Petras vertretene zweite 
Position ist optimistischer was die Verknüpfung von Anti-Neoliberalismus mit 
weiterreichenden Kämpfen wie Antiimperialismus und Antikapitalismus angeht. 

Harneckers Position wurde erstmals 1990 von Sandinisten auf dem Forum in 
Sâo Paulo formuliert, unmittelbar nach deren Wahlniederlage in Nicaragua und 
dem Zusammenbruch des staatssozialistischen Blocks in Osteuropa. Sie erklärten, 
das »Ende der Ära antiimperialistischer Revolutionen« zwinge die Linke, sich 
auf die moderateren Ziele des Anti-Neoliberalismus zu konzentrieren. Harnecker 
lehnt zudem die »ultra-linke« Auffassung ab, eine Teilhabe an kommunaler und 
nationaler Regierungsgewalt bedeute »Hilfestellung für den Kapitalismus«. 
Lokalpolitik betrachtet sie als Teil des anti-neoliberalen Kampfes und als Gele-
genheit für die Linke, die Realisierbarkeit von Alternativen zum Neoliberalismus 
aufzuzeigen (NACLA 1995). Gerade linke Bürgermeister und Gouverneure könnten 
öffentliche Strukturen zu größerer Effi zienz umstrukturieren und gleichzeitig die 
mit Neoliberalismus verbundenen Massenentlassungen verhindern, indem sie 
Umschulungsmaßnahmen fi nanzieren. Einmal an der Macht würden linke Parteien 
den neoliberalen Zielen entgegenstehen, wenn sie über das Effi zienzgebot hinweg 
für Beschäftigung Druck machen.

James Petras hält dagegen, die Verbindung anti-neoliberaler Kämpfen mit 
antiimperialistischen und sogar antikapitalistischen Forderungen habe den »Kampf 
[in Lateinamerika] nicht nur zahlenmäßig verstärkt, sondern auch radikalisiert« und 
»den Sozialismus wieder auf die Agenda gesetzt« (2003). Aufkeimende soziale 
Bewegungen (besonders in ländlichen Gebieten von Mexiko, Kolumbien, Brasilien 
und Bolivien) und mehrere wichtige politische Parteien wie der bolivianische 
»Movimiento al Socialismo« (angeführt von Evo Morales) haben sich in eine stärker 
antiimperialistische Richtung bewegt (Petras/Veltmeyer 2000, 115ff). Dieser Radi-
kalisierungsprozess war eine Antwort auf die Militarisierung der US-Außenpolitik, 
besonders auf den »Plan Colombia« zur militärischen Bekämpfung der nationalen 
Guerillabewegung und des Drogenhandels. Gegen die Behauptung eines Endes 
des Imperialismus und wechselseitigen Nutzen der Nationen dank der Globali-
sierung verweist Petras auf die neuerliche Verschärfung der Konfl ikte zwischen 
›entwickel ten‹ Staaten, wie z.B. am Erfolg des Irans zu sehen sei, die US-Sanktionen 
durch Aufnahme ökonomischer und sogar militärischer Beziehungen zu Europa 
und Japan zu überwinden. In Lateinamerika zeigt sich die inner-imperialistische 
Konkurrenz an der Freihandelszone der Amerikas (FTAA), die energisch von Bush 
vorangetrieben wird und darauf angelegt ist, die Hemisphäre gegen europäische 
Wirtschaftsinteressen abzuschließen (Petras 2002, 52ff). Petras spricht auch von 
»Plünderung« im Sinne von Lenins Imperialismusschriften angesichts der vom 
transnationalen Kapital aus ihren Investitionen in der ›Dritten Welt‹ gezogenen 
Super-Profi te (Petras/Veltmeyer 2001). Nach Petras ist »permanenter Krieg« 
das logische Ergebnis von Bushs Außenpolitik, die Teil eines dem neoliberalen 
Denken entgegengesetzten »militärischen Keynesianismus« sei, in dem militärische 
Interventionen außerhalb und staatliche Interventionen in die Wirtschaft zu Hause 
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das neoliberale Modell von Freihandelspolitik und IWF-Rezepten ersetzt haben. 
Tatsächlich pralle der Staat mit dem privaten Sektor in aller Regelmäßigkeit 
zusammen. Dies impliziert, eine antiimperialistische Ausrichtung für Dritte-Welt-
Länder sei adäquater als die anti-neoliberale Harneckers.

Chávez  und Lulas Aufstiege zur Macht liefen der Strategie Castañedas zuwider, 
die Führungsrolle in der Regierungskoalition an die Mitte zu übertragen. Beide 
Präsidenten attackierten den Neoliberalismus scharf. Nichtsdestotrotz gibt es 
gewichtige Unterschiede zwischen ihren politischen Strategien und zwischen den 
sozialen Kräften, auf die sie sich stützen, was wiederum Implikationen für Petras  
und Harneckers Ansätze hat. Insbesondere die Rollen der »nationalen Bourgeoisie«, 
der Arbeiterklasse und der marginalisierten Schichten sind in beiden Ländern radikal 
verschieden gewesen. Weder Petras noch Harnecker haben die Auswirkung dieser 
Faktoren gründlich untersucht. 

Anders als Chávez kann Lula auf die feste Unterstützung von Organisationen 
der Arbeiterklasse zählen. Seit ihrer Gründung 1983 war Brasiliens größte 
Arbeiter gewerkschaft, die CUT, eng mit Lulas Arbeiterpartei verbunden. Bei den 
Präsidentschaftswahlen 2002 bestimmte Lula zudem José Alencar, den die Arbei-
terpartei als »fortschrittlichen Industriellen« bezeichnete, zum Vizepräsidenten und 
sicherte sich so die Unterstützung der »nationalen Bourgeoisie«. Petras betrachtet den 
Pakt der Arbeiter partei mit Alencars Liberaler Partei als Zeichen von Lulas schritt-
weiser Aufgabe progressiver Ziele. Lula werde sich entscheiden müssen zwischen 
der anti-popularen Politik der liberalen Partei und den popularen Forderungen 
seiner eigenen Parteibasis und sozialer Gruppen wie der Landlosenbewegung, die 
inzwischen auf Distanz zur Regierung Lula gegangen sind. Für Harnecker (2002, 8f) 
dagegen repräsentieren Lula und Chávez die wichtigsten »anti-neoliberalen Fronten« 
der Welt, obwohl auch sie anerkennt, dass Venezuela im Gegensatz zu Brasilien 
einen »revolutionären Prozess« durchläuft. Petras  Kritik an der Wahl Alencars zum 
Vizepräsidenten impliziert seine Ablehnung der These vom fortschrittlichen Potenzial 
der Industriellen und anderer Sektoren der »nationalen Bourgeoisie« in Dritte-Welt-
Ländern. Einige linke Autoren bestreiten, dass ein solcher unabhängiger Sektor jemals 
existiert habe, während andere behaupten, er habe sich im Zeitalter der Globalisierung 
mit der Allgegenwärtigkeit des transnationalen Kapitals aufgelöst (Robinson 1996). 

Die soziale Basis der Regierung Chávez bilden die Arbeiter der informellen 
Wirtschaft, denen es an sozialer Sicherheit, arbeitsrechtlichen Vorteilen, Abfi n-
dungs- zahlungen und nationalen Verhandlungspartnern fehlt. Die Integration 
dieser Sektoren in das wirtschaftliche und politische Leben der Nation setzt 
einen weitreichenden ökonomischen und politischen Wandel voraus. Ein zweiter 
Klassenfaktor trägt zu der Unvorhersagbarkeit und der radikalen Stoßrichtung des 
Chávez- Phänomens bei: die aggressive Opposition von Venezuelas Privatsektor. 
Verschiedene Mitglieder der Regierungskoalition – wie etwa die Patria Para Todos-
Partei – traten für eine Sonderbehandlung der inländischen Kapitalisten ein, um so die 
ökonomische Abhängigkeit des Landes von ausländischem Kapital zu  durchbrechen. 
Trotzdem konnte die Befürchtung nicht ausgeräumt werden, die Konfrontation 
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zwischen Regierung und Unternehmern werde zu einem Radikalisierungsprozess 
und der Übernahme von Fabriken durch Staat oder Arbeiter führen. Harnecker und 
Petras unterscheiden sich in ihrer Einschätzung der Regierung Chávez, aber keiner 
von ihnen sieht die Unbeständigkeit der Situation in Venezuela als Folge der Rollen, 
die Bourgeoisie und marginalisierte Klasse spielen. Entsprechend ihrer Ansicht von 
der gegenwärtigen Schwäche der Linken rechtfertigt Harnecker Chávez  Bereit-
schaft, die Auslandsschulden weiterhin abzuzahlen und Öllieferungen an die USA 
zu gewährleisten. Petras für seinen Teil nennt Chávez einen »Nationalisten« in der 
Außenpolitik und »Populisten« im Inneren und betrachtet seine Wirtschaftspolitik, 
wie seine Weigerung, Privatisierungen kategorisch auszuschließen, als grund-
sätzlich mit der freien Marktwirtschaft konform. Wie Harnecker weist er darauf 
hin, dass Chávez  ideologische Konzepte, die größtenteils auf dem Denken des 
Unabhängigkeitsführers Simón Bolívar fußen, vage sind und ihnen eine umfassende 
Kapitalismuskritik fehlt. Diejenigen, die Chávez wegen seiner politischen Ambiva-
lenz kritisieren, übersehen allerdings die Tatsache, dass es der Anti-Neoliberalismus 
im Zeitalter der Globalisierung versäumt hat, Strategien, Losungen und Ziele zu 
entwickeln – dies ist eine der großen Herausforderungen für die Dritte-Welt-Linke.

Objektiv-subjektive Bedingungen und die drei Strategien des Anti-Neoliberalismus

Den drei Ansätzen liegen unterschiedliche Annahmen über die objektiven Bedin-
gungen eines weitreichenden Wandels in Lateinamerika und der Welt zugrunde. 
Castañedas gemäßigte Strategie einer Mitte-Links-Allianz ist die logische Konse-
quenz seines Arguments, dass die Kräfte der Globalisierung nationalen Akteuren 
gewaltige Beschränkungen auferlegen, und seiner damit verknüpften Neigung, 
soziale Kämpfe herunterzuspielen. Wie bei den sozialdemokratischen Parteien in 
Europa führte jedoch seine Übernahme der Globalisierungslogik zu zunehmenden 
Zugeständnissen an den und Kompromissen mit dem Neoliberalismus, die dann 
auch den Weg zu seiner Integration in die Fox-Regierung bahnten. – Harnecker 
pfl ichtet bei, dass die Linke in der Defensive ist, führt jedoch andere Gründe dafür 
an, namentlich das Fehlen eines sozialistischen Blocks nach 1989/91. Zwar räumt 
sie ein, dass die Globalisierung die Stellung von Entwicklungsländern und sozialen 
Bewegungen geschwächt hat, hält diese Tendenz aber nicht für unumkehrbar. Ange-
sichts der Globalisierung des Kapitals sei die Vereinigung der Dritte-Welt-Länder 
ein notwendiger Schritt, bevor ein weiterreichender Wandel in Angriff genommen 
werden könne (2003). – Petras  Begeisterung für »Graswurzel«-Kämpfe und seine 
Kritik an Globalisierungskonzepten bringt ihn in Gegensatz zu den defensiven 
Strategien Castañedas und Harneckers. Er widerspricht dem Globalisierungspa-
radigma, insofern darin tendenziell nationale Akteure als Gefangene eines Netzes 
internationaler Sachzwänge betrachtet werden (Ellner 2002, 78). Er greift Globa-
lisierungstheoretiker an, die soziale Kämpfe herunterspielen und die Klassenfrage 
vernachlässigen (Petras/Veltmeyer 2001, 78), da seiner Ansicht nach die subjektiven 
Voraussetzungen für einen radikalen Wandel in Lateinamerika gegeben sind.
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Das politische Fiasko der argentinischen Linken unter De La Rua und das Verfehlen 
eines anti-neoliberalen Kurses in den Regierungen Fox, Caldera und (zu einem gerin-
geren Grad) Lagos wecken Zweifel an der Wirksamkeit von Castañedas Ansatz. Auch 
straft Bushs Außenpolitik die Behauptung Lügen, die USA hätten mit ihrer imperia-
listischen Vergangenheit abgeschlossen, um stattdessen eine »globale« Ordnung 
zu verteidigen. Die Erklärung der Sandinisten vom Ende der antiimperialistischen 
Revolutionen, die Harnecker in der Formulierung ihrer anti-neoliberalen Strategie 
beeinfl usste, war voreilig. Gleichzeitig zeigen die Phänomene Chávez und Lula die 
Vorteile und sogar die Notwendigkeit (zumindest in der Startphase) von Bündnissen 
mit nicht-linken Organisationen auf, was gegen Petras  Ansatz spricht. In Venezuela 
verließen die nicht-linken Bündnispartner kurz vor dem Staatsstreich 2002 sang- und 
klanglos die Regierungskoalition. Dennoch hätte Chávez  Aufstieg zur Macht oder 
die Verkündigung der Chavista-Verfassung 1999 ohne Förderung und Beteiligung 
dieser Nicht-Linken vermutlich nicht stattgefunden. Demgemäß war auch Lulas 
Wahlvereinbarung mit der Liberalen Partei, die zu marktwirtschaftlichen Reformen 
führte, kein »Ausverkauf«, wie Petras behauptet. Ein Bündnis zwischen Lula und 
Argentiniens Präsident Néstor Kirchner (später vielleicht ergänzt durch Perus Präsi-
dent Alan García) könnte eine Bühne für die Erarbeitung anti-neoliberaler Positionen 
bieten, die den Druck auf Chávez mildern würden. Es könnte zu kollektiven Verhand-
lungen über die Auslandsschulden und südamerikanischen Zollabkommen vor der 
Etablierung der FTAA kommen. Petras  Ablehnung organisatorischer Unterstützung 
durch Nicht-Linke beraubt die Linke – wie seinerzeit schon Trotzkis Position – ihrer 
Bündnispartner, die, wenn auch kein verlässlicher Partner fürs Erreichen langfristiger 
Ziele, doch nützlich im Kampf gegen den Neoliberalismus sind.

 Die Bedeutung der subjektiven Bedingungen stellt angesichts der politischen und 
sozialen Unbeständigkeit in Drittweltländern eine besondere Herausforderung dar. 
Gewerkschaftsaktivitäten und Wahlerfolge sind historisch ein wichtiges Barometer für 
die Tendenzen unterprivilegierter Sektoren gewesen. Im Zeitalter der Globalisierung 
haben sich Gewerkschaften zunehmend auf die Verteidigung von Mitgliederinteressen 
zurückgezogen. Straßenunruhen, eine häufi ge Antwort auf neoliberal inspirierte 
Maßnahmen, ereignen sich außerhalb des Umkreises der Arbeiterbewegung. Solche 
Aktionen ziehen die Marginalisierten an, deren Zahl astronomisch zugenommen hat, 
ohne dass sie staatliche Ansprechpartner gefunden hätten. Perry Andersons Thesen aus 
den 90er Jahren über die neoliberale Hegemonie waren plausibler für die USA und 
Europa als für Lateinamerika. Die neoliberalen Regierungen Fujimoris und Menems 
z.B. fl ößten damals schwerlich Vertrauen auf andauernde Stabilität ein, und doch wurden 
beide wiedergewählt. Ihre Siege führten viele Beobachter zur Unterschätzung der weit 
verbreiteten Enttäuschung von der Demokratie neoliberalen Stils zu einem Zeitpunkt, 
als der Glaube der Eliten an Globalisierung und Neoliberalismus seinen Höhepunkt 
erreicht hatte. Zunahme der Nichtwähler und Schrumpfung der traditionellen Parteien 
deuteten auf wachsende Entfremdung der Volksmassen vom politischen System. 
Hinzu kam die Unfähigkeit der mit dem Neoliberalismus identifi zierten  Politiker, 
die Macht durch korrekte Wahlen zu halten. Die Vertreter der Defensivstrategie 
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waren nicht in der Lage, die weitverbreiteten Mobilisierungen zu antizipieren, die etwa 
in Argentinien, Bolivien und Ekuador den Sturz der Regierungen bewirkten. Man kann 
also nicht sagen, dass eiserne Strukturzwänge und ungünstige subjektive Bedingungen 
die nachhaltige Implementierung antiimperialistischer Politiken durch Drittweltre-
gierungen ausschlössen. Ohne differenzierte Berücksichtigung der unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Akteure – Arbeiterklasse, Bauernschaft, marginalisierte Sektoren, 
kleine Geschäftsleute und nationale Bourgeoisie – ist es jedoch unmöglich, Harne-
ckers These von der Nichtmachbarkeit einer antiimperialistischen Revolution »in 
einem isolierten Land« etwas entgegenzusetzen. Die zunehmende Diskreditierung 
des Neoliberalismus in Lateinamerika verdankt sich den unseligen ökonomischen 
und politischen Resultaten der Globalisierung während der letzten 25 Jahre. Der 
anhaltende organisierte Widerstand gegen ihn widerspricht dem, was weithin von 
neoliberaler Hegemonie und dem Konsens, auf den sie angeblich stößt, angenommen 
wird. Auch widerlegt er die Abstempelung derer, die für die Kontrolle ausländischen 
Kapitals eintreten, als moderne Maschinenstürmer oder »Dinosaurier«. Eine breite und 
nachhaltige anti-neoliberale Bewegung in ganz Lateinamerika wird früher oder später 
funktionsfähige Alternativen nicht nur zur neoliberalen Wirtschaftspolitik, sondern 
auch zur ausländischen Durchdringung der Ökonomie entwickeln.

Aus dem Amerikanischen von Sascha Penshorn
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Dorothea Melcher

Venezuelas Erdöl-Sozialismus 

Seit dem Wahlsieg von Hugo Chávez Frías Ende 1998 endet die Diskussion nicht, 
was man von diesem Militär aus einem Lehrerhaushalt in den venezolanischen 
Llanos halten soll. Im Vorfeld hatten Professoren und Journalisten des linken und 
liberalen Lagers ihn als Faschist bezeichnet, während fast alle kleinen linken Parteien 
sich um ihn scharten und seither einen beträchtlichen Anteil an seinen Ministern 
und Beamten stellen. Noch nach sechs Jahren Regierung, nach Staatsstreich und 
Boykott durch die Führungskader des staatlichen Petroleumkonzerns, wird darüber 
diskutiert: Ist Chávez ein Diktator, ein Hitler, Mussolini oder Perón, oder wird Vene-
zuela einen Weg wie Kuba einschlagen? Oder geht Venezuela einen eigenen Weg, 
der nationalistisch, sozialistisch und basisdemokratisch ist? Was hat man von den 
aggressiven Reden gegen die US-Regierung zu halten, von der auf Lateinamerika 
bezogenen Integrationspolitik oder der Freundschaft mit China, Iran und Libyen?

Nationalismus eines Petroleumlands

Vor allem andern muss man auf die Besonderheit eines Landes hinweisen, dessen 
Haupteinnahmequelle seit Mitte des 20. Jahrhunderts der Erdölexport ist. Bis 1975 
lag dieser in der Hand ausländischer Konzerne. In jahrzehntelangem Gerangel hatten 
die Regierungen nach und nach erreicht, den nationalen Anteil an den Gewinnen 
auf über 80 % zu steigern. Seither wird das Öl durch das staatliche Unternehmen 
Petróleos de Venezuela Sociedad Anónima (PDVSA, »Pedewéssa« ausgesprochen) 
gefördert und vermarktet. 

Nationalismus ist daher in Venezuela ein zentrales Thema, das jedoch ganz eigene 
Inhalte hat. Die Venezolaner sind ein offenes integratives Volk, Einwanderung war 
eine wichtige Politik vor allem in den Jahren des Aufschwungs nach dem Zweiten 
Weltkrieg und in den 1970er Jahren. Viele der Neubürger konnten mit ihren Kennt-
nissen Karriere machen und sich in die neue Mittelschicht eingliedern, die durch 
die Ölwirtschaft und ihre Einnahmen entstand. Nationalismus konzentriert sich hier 
auf die Verteidigung der Souveränität über die Ressourcen, von deren Ausbeutung 
und Export in die Industriestaaten das Land lebt. Zum Erdöl kommen Eisenerz 
und die Triade Bauxit-Hydroelektrizität-Aluminium, ferner Gold, Diamanten usw. 
sowie erneuerbare Ressourcen wie z.B. Holz. Hierfür einen Preis zu bekommen, 
der dem Land und seinen Bewohnern einen Gewinn bringt, ist für die Venezolaner 
zentral. Zu dieser Vorstellung gehört, dass die Ressourcen Eigentum der Nation 
und somit aller Venezolaner sind, denen deshalb auch ein Teil der Einnahmen 
zusteht. Arbeitswerttheorien haben in venezolanischen Köpfen kaum eine Chance. 
Der Staat, die Zentralregierung und die regionale Verteilung der Staatseinnahmen 
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bilden für sie die wesentliche Quelle des Reichtums. Der Zugang zu ihr kommt 
zumeist über Klientelbeziehungen zustande. Familie, Freundschaften, Parteien 
und sonstige Organisationen spielen diese Rolle, auch wenn die Ausbildung und 
die dadurch erworbenen Titel nicht unwichtig sind. Die Großgrundbesitzer und 
Unternehmer, die Staatsaufträge bekommen, neues Land kolonisieren, Boden-
schätze schürfen und Firmen gründen, verdienen durch Fördermittel, großzügige 
Kredite und ein relativ hohes Preisniveau. Marktbedingte Preisveränderungen bei 
den wesentlichen Rohstoffen werden leicht als Folge politischer Entscheidungen 
und Racheakte fremder Regierungen oder ausländischer Konzerne interpretiert. Als 
Antwort auf die Ölpolitik der USA in den 1950er und 60er Jahren war Venezuela 
nicht von ungefähr eine treibende Kraft bei der Gründung und Entwicklung der 
OPEC (vgl. Mommer 1993).

Die Globalisierung hat dem Land eine neue Rolle zugespielt. In der Tradition des 
europäischen Kapitalismus und der industriellen Revolution wurden die Rohstoffe 
aus der staatlichen Konzessionspolitik herausgelöst und im Dienst der Kapitalakku-
mulation von Zahlungen an die Grundeigentümer (Regalien, Royalties) befreit.1 Die 
Verbilligung der Rohstoffe als Grundlage für die interne industrielle Entwicklung 
und Kapitalakkumulation gehört zu den Grundlehren der Nationalökonomie. Bis 
zum Ende des 19. Jahrhunderts war die Grundrente eine wichtige Kategorie in 
der wirtschaftlichen und politischen Diskussion. Die Klassiker beschrieben die 
»Differentialrente«, die als Extragewinn für Bauern bzw. die an sie verpachtenden 
Grundbesitzer anfällt, wenn ihre Böden fruchtbarer sind als andere, oder wenn ihr 
Land näher am Markt liegt. Da der Markt einen einzigen Preis bildet, wird dieser von 
den Produkten bestimmt, die auf den noch notwendigen weniger fruchtbaren Böden 
zu höheren Kosten erzielt werden. Man glaubte jedoch, dass der technologische 
Fortschritt und die Senkung der Transportkosten diese Unterschiede auf lange Sicht 
auslöschen würden. 

Marx fügte dieser Analyse noch die Kategorie der »absoluten Grundrente« 
hinzu (MEW 25, 756ff), der er besondere Bedeutung für die Ausbeutung von 
Bodenschätzen zuerkannte, »wo die Rente allein einem Monopolpreis geschuldet 
scheint« (780). Die aktuelle Form, in der sich das Problem stellt, ist geprägt durch 
die Länder, deren Rohstoffe exportiert werden, ohne dass sie eine Chance haben, 
darauf eine eigene industrielle Entwicklung zu gründen. Als Eigentümer der 
Lagerstätten von Naturressourcen beanspruchen sie eine Grundrente (Royalty, span. 
regalía), die einen Abzug am in den entwickelteren Ländern produzierten Mehrwert 
bedeutet. Als die USA 1958 ein protektionistisches Quotensystem gegen Billigim-
porte einrichteten, sanken die Ölpreise auf dem nun abgekoppelten Weltmarkt und 
damit auch die Einnahmen der Ölländer. Daher gründeten 1960 einige von ihnen 
die OPEC, um die Einnahmen wieder anzuheben. Daraus entwickelte sich nach und 
nach ein Konzept der besonderen Besteuerung, das sich in eine absolute Grundrente 

1   So z.B. im Ruhrgebiet um 1850 mit der Kohle. Theoretisch aufgearbeitet ist dieses Thema bei 
Mommer 2002.
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verwandelte (Mommer 1983). Als 1970 klar wurde, dass die Konsumentenländer 
keine mobilisierbaren Ölreserven mehr besaßen, konnte die OPEC als Kartell 
der Grundbesitzer des Öls durch ihre Entscheidungen die Grundrente und damit 
die Ölpreise in bis dahin ungekannte Höhen treiben. Schließlich nationalisierten 
die Ölländer ihre Industrien und nahmen die großen ausländischen Konzerne als 
Dienstleister unter Vertrag. 

Gegen diese »OPEC-Revolution« (Mommer 2002) gründeten die großen 
Konsumentenländer 1974 die Internationale Energie-Agentur (IEA), die eine 
Politik der Schwächung der Rolle der OPEC-Länder betrieb, indem sie alternative 
Energiequellen förderte, Reserven anlegen ließ und vor allem eine gemeinsame 
Strategie beim Abschluss von neuen Förderverträgen mit Ölstaaten entwarf. Diese 
wurde auch wichtig durch die Aufl ösung der Sowjetunion, deren Nachfolgestaaten 
entweder in die allgemeine neoliberale Privatisierungswelle eintraten oder sich den 
Regeln der Konsumentenländer unterwarfen, um deren so dringend benötigten 
Investitionen zu bekommen. In den Projekten für internationale Freihandelsverträge 
erscheinen Klauseln, die die Souveränität der Nationalstaaten bei der Vergabe von 
Rohstoff-Förderverträgen stark beschränken. Freie Aktivität für das internationale 
Kapital und Aufhebung der Souveränität der Rohstoff exportierenden Staaten über 
ihre Lagerstätten soll die Regel werden, die durch internationale Schiedsgerichtsbar-
keit noch untermauert wird.

Bei der Konfrontation zwischen den OPEC-Staaten und den Konsumenten des 
Erdöls geht es um die Verteilung des Reichtums, der durch die Ausbeutung von Erdöl 
geschaffen wird. Dabei spielen auch die großen Firmen mit, die sich mit der Produk-
tion, Raffi nierung und Verteilung des Erdöls und seiner Produkte beschäftigen. In 
diesem komplexen Machtspiel zwischen den privaten Ölkonzernen, den Regierungen 
der Industriestaaten, den OPEC-Staaten und ihren staatlichen Ölunternehmen geht es 
um Gewinne, Märkte, Steuern, Royalties und Konzessio nen. Die Verstaatlichung hat 
in den Petroleumstaaten nicht vor dem Angriff auf die Souveränität geschützt. Auch 
die Manager des venezolanischen nationalen staatlichen Ölkonzerns versuchten 
in den 90er Jahren mit beachtlichem Erfolg, den venezolanischen Staat aus dem 
Zugriffsrecht über die Gewinne herauszudrängen und das nationale Unternehmen in 
einen transnationalen Konzern umzuwandeln (vgl. Melcher 2003). 

Die Regierung Chávez hat diese Souveränität wieder für sich beansprucht und im 
Bereich des Erdöls konsequent umgesetzt. Der Widerstand der Manager des staat-
lichen Ölkonzerns gipfelte im Versuch, die Regierung zu stürzen, zuerst im Vorfeld 
des Staatsstreichs vom 11. April 2002 und dann in der Sabotage seitens der PDVSA 
vom Dezember 2002 bis März 2003. Nach der Entlassung vieler dieser Angestellten 
hat die Regierung die Revision der von ihren Vorgängern abgeschlossenen Verträge 
betrieben. Die Auseinandersetzung fi ndet nun noch vor nordamerikanischen 
Gerichten und in Verhandlungen zwischen dem Ministerium für Energie und Petro-
leum und den privaten ausländischen Konzessionsinhabern statt.
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Regionale Integration gegen neoliberale Freihandelspolitik

Chávez hat sich in den Jahren nach dem gescheiterten Putschversuch, der durch 
die US-Regierung begrüßt wurde, in einen äußerst aktiven Diplomaten für eine 
regionale Integration Lateinamerikas verwandelt, als erklärte Gegenpolitik zu den 
neoliberalen Einigungsbestrebungen der USA in Form des Free Trade Association of 
the Americas (FTAA)/Associación de Libre Comercio de las Américas (ALCA). Er 
drängt auf einen eigenen lateinamerikanischen Block, den er Alternativa Bolivariana 
para las Américas (ALBA) nennt. Bolivarianisch spielt dabei auf die Tradition 
Simon Bolívars an, der die Unabhängigkeit von Spanisch-Amerika erkämpfte und 
versuchte, den Zerfall in viele kleinere Staaten zu verhindern.

Ende April 2005 wurde der Grundstein dafür mit Kuba gelegt, wo PDVSA ein 
Büro eröffnete und der Banco Industrial eine Filiale einrichtete, die den Handel mit 
venezolanischen Produkten wie Nahrungsmitteln und Bekleidung fi nanzieren soll. 
Die wirtschaftliche Kooperation mit Kuba ist schon seit einigen Jahren ausgedehnt 
worden und schließt die Anwesenheit von 13 000 kubanischen Ärzten und weiteren 
kubanischen Sportausbildern in Venezuela ein.2 Diese Zusammenarbeit wird als 
Herausforderung an die USA verstanden.

Die gespannte Lage auf dem internationalen Ölmarkt hat Chávez politischen 
Spielraum verschafft. In verschiedenen Treffen mit anderen Regierungschefs der 
Region – Lula aus Brasilien, Uribe aus Kolumbien, Kirchner aus Argentinien, Tabaré 
aus Uruguay – hat die Regierung Chávez die Stärkung des MERCOSUR3 durch die 
Integration mit der Andengemeinschaft versucht. Es wurde die Gründung eines 
eigenen lateinamerikanischen Währungsfonds als Gegengewicht gegen den Internatio-
nalen Währungsfonds mit seinen betont transnationalen Interessen angeregt. Als die 
argentinische Wirtschaft 2004 durch eine Energiekrise bedroht wurde, nachdem die 
Privatisierung der Ölindustrie unter Menem die Investitionen in eine nationale Versor-
gung in Frage gestellt hatte, half Venezuela, indem es Schweröl für die Elektrizitätswerke 
schickte und Kirchner davon überzeugte, wieder ein staatliches Ölunternehmen zu 
gründen, das inzwischen in eigenen Tankstellen venezolanisches Benzin zu güns-
tigeren Preisen anbietet.4 Als Gegenleistung bezieht Venezuela für sein staatliches 
Großhandelsunternehmen MERCAL (Mercados de Alimentos, Nahrungsmittelmärkte) 
Nahrungsmittel und Maschinerie aus Argentinien, in einer Art Kompensationshandel, 
um Schwierigkeiten mit den Devisenproblemen Argentiniens zu umgehen. Die enormen 
Dollarreserven aus den Erdölexporten haben der venezolanischen Regierung erlaubt, 
durch den Kauf von argentinischen Schulden dem durch den IWF unter Druck gesetzten 
Land eine Erleichterung zu verschaffen. Die Auseinandersetzungen in Bolivien um die 

2   Diese Zahl gibt die Regierung an. Die Oppositions-Zeitung El Universal behauptet, es seien 
doppelt so viele.

3   Mercado Comun del Sur, Freihandelsabkommen seit 1991 zwischen Brasilien, Argentinien, 
Uruguay, Paraguay. Inzwischen ist Venezuela assoziiert.

4   Vgl. Araque 2004. Rodriguez Araque war von 1999 bis 2000 venezolanischer Ölminister, 2001 bis 
2002 Generalsekretär der OPEC, danach Präsident der PDVSA. Seit 2004 ist er Außenminister.



510 Dorothea Melcher

DAS ARGUMENT 262/2005 ©

Bedingungen für die Vergabe neuer Konzessionen für Öl und Erdgas, mit der Forderung 
der Indígena-Bewegung unter Evo Morales nach 50 % Royalty für das Land, haben die 
dortige Regierung gestürzt und sind noch immer nicht zur Ruhe gekommen. Sie werden 
von der venezolanischen Linken aufmerksam verfolgt.

Da eines der wichtigsten Mittel bei den Staatsstreichsversuchen gegen Chávez die 
privaten Medien, vor allem die Fernsehsender, waren, die eng mit den nordamerikani-
schen Großsendern zusammengearbeitet haben, wurde nun auf Initiative Venezuelas 
eine eigene lateinamerikanische Nachrichtenagentur und ein gemeinsamer Fernseh-
kanal gegründet, um die Filterfunktion und möglichen Meinungsmanipulationen der 
us-amerikanischen Agenturen, wie z.B. CNN, zu unterlaufen.

Die Versuche der US-Regierung, Chávez zu isolieren, sind bisher nicht erfolgreich 
gewesen. Der immer weiter vorgebrachte Vorwurf, Venezuela unterstütze die ›terroris-
tische‹ Guerrilla in Kolumbien und der Kauf neuer Waffen werde diese dann stärken, 
läuft ins Leere. Schließlich ist Venezuela eines der Opfer der Unfähigkeit Kolumbiens, 
diesen internen Konfl ikt zu lösen, denn die kolumbianischen Guerrillas und Para-
militärs nutzen die fast menschenleeren Grenzgebiete Venezuelas als Zufl uchtgebiete 
und Durchgangszonen für ihre Versorgung und eben auch für den Drogenhandel. 
Dafür zeugen die wiederholten Zusammenstöße mit venezolanischen Truppen, die 
Morde an staatlichen Funktionären und Angestellten und die Tonnen von Kokain und 
anderen Drogen, die beschlagnahmt und verbrannt werden. Entführungen zur Erpres-
sung von Lösegeld sind eine gängige Industrie in den venezolanischen Grenzgebieten 
geworden. Chávez verstand es, gegen den Vorwurf der Unterstüzung von ›Terroristen‹, 
die Verletzung der nationalstaatlichen Souveränität in den Vordergund zu stellen. Die 
in der Nähe der venezolanischen Grenzen stationierten amerikanischen (Söldner-)
Truppen werden als eine mögliche Gefahr in dieser Hinsicht immer wieder erwähnt. 

Das Treffen in Caracas von Anfang April 2005 zwischen Chávez, Uribe, Lula 
und dem spanischen Premierminister Zapatero war ein großer diplomatischer 
Erfolg der venezolanischen Politik. Zapatero verkaufte Venezuela Hubschrauber, 
Patrouillen boote und Petroleumtanker; Lula übergab der venezolanischen Regierung 
Hubschrauber und anderes militärisches Material. Die us-amerikanische Regierung 
hatte sich schon vorher gegen den Kauf russischer Waffen für die venezolanische 
Armee ausgesprochen, vor allem mit der Warnung, dass die dadurch ersetzten 
50 Jahre alten Gewehre in die Hände der kolumbianischen Guerrilla fallen würden. 
Chávez erklärte, die USA hätten vorher auch an Venezuela Waffen verkauft; viel-
leicht seien sie nur ärgerlich, weil es diesmal russische seien. Es müsse zudem eine 
Armeereserve ausgerüstet werden, auch um der von ihm wiederholt behaupteten 
us-amerikanischen Bedrohung widerstehen zu können. Zudem erhielt die Orga-
nisation Amerikanischer Staaten (OAS) nach vielen Patt-Wahlgängen in Gestalt 
des Chilenen Insulza einen Präsidenten, der gegen den ursprünglich von den USA 
favorisierten Kandidaten vor allem von Venezuela unterstützt wurde. 

In Venezuela fehlt es nicht an kritischen Stimmen gegen diese Politik von Chávez 
gegen die USA. Die Rechte betont die Bedeutung der USA für die Wirtschaft, 
und im linken Lager weisen viele darauf hin, dass auch die kolumbianischen und 
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brasilianischen Interessen kapitalistisch und mit dem internationalen Großkapital 
vernetzt sind; Vorteile für Unternehmen aus diesen Ländern, mit denen vielfältige 
Abkommen unterzeichnet wurden, bestärkten das transnationale Kapital und seinen 
Einfl uss in Venezuela. Sorgen machen sich auch die Umweltschützer in Hinsicht auf 
die wachsende Integration mit Brasilien, die notwendigerweise die verkehrsmäßige 
Erschließung von Grenzgebieten nach sich zieht, die Nationalparks mit weitgehend 
unberührten Regenwäldern und/oder Indígena-Territorien betreffen.

Ist die »bolivarianische Revolution« sozialistisch?

Vorab: Die Sicherung der Grundrente aus dem Öl für den Nationalstaat bestimmt 
nicht, wie sie nun im Land verwendet wird und wer in ihren Genuss kommt. 
Venezuela hat Diktaturen und Entwicklungsdemokratien gehabt, die jeweils 
andere Gruppen mit der Verteilung des Geldes begünstigt haben. Dies wird auch 
» Verteilungsgesellschaft – sociedad distribucionista« genannt (vgl. Domingo 1999). 
Andere Resultate kann man im Mittleren Osten vergleichen. So ist die innenpoli-
tische Richtung von der Frage der Grundrente zu unterscheiden, auch wenn die 
wirtschaftliche Rolle dieser Einkommen bestimmend für die Entwicklung im Land 
geworden ist. Um die bolivarianische Revolution zu verstehen, muss man etwas 
von der venezolanischen Geschichte seit der Unabhängigkeit und von den Theorien 
wissen, die Chávez und seine Mitarbeiter inspirieren.

Chávez und seine militärischen Kampfgefährten aus den siebziger Jahren 
defi nierten ihre Ziele als eine Mischung aus Nationalismus und Basisdemokratie; 
jüngst bekannte sich Chávez als Sozialist neuen Typs. In seiner Regierungsallianz 
vereint er verschiedene Strömungen: alte kommunistische Kader mit festen 
Vorstellungen einer Avantgarde-Rolle der ideologisch gefestigten Partei, daneben 
eine beträchtliche Anzahl seiner Kameraden aus den Zeiten der Putschverschwörung 
von vor 1992, und schließlich ehemalige Linksradikale aus nachkommunistischen 
Studenten- und Kulturbewegungen. Seine Äußerungen zur ideologischen Richtung 
haben oft eklektizistischen Charakter: er liest viel, spricht mit vielen Menschen und 
integriert leicht neue Thesen in seine Ansprachen, wobei manchmal die Stimmigkeit 
der verschiedenen Ansätze zweifelhaft bleibt.

Für die wirtschaftlichen und sozialen Veränderungsziele scheint der ungarisch-
englische Marxist István Mészáros wichtig zu sein, dessen Buch Beyond Capital 
von der venezolanischen Regierung 2001 übersetzt und herausgegeben wurde. Dort 
werden sowohl der Kapitalismus wie auch die bisherigen sozialdemokratischen und 
sozialistischen Gegenbewegungen kritisiert. Als einzig gangbare Alternative zum 
globalen neoliberalen Kapitalismus und die durch diesen verschärfte Verarmung und 
Zerstörung der Gesellschaften, vor allem in den nicht hochkapitalistischen Nationen, 
fordert er einen Sozialismus, der sich auf Basisbewegungen und Produktions-
gemeinschaften gründen soll, da die bisherigen Reform- oder Revolutionsansätze 
durch die staatliche bürokratische Befehlsstruktur im Grunde nur die Gesetze des 
Kapitals reproduziert und so der nun herrschenden Idee, dass es keine Alternative 
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gebe, den Weg geebnet hätten. Politisch bedeutet diese soziale Basisdemokratie die 
Kritik an der repräsentativen Demokratie. Die vertikale Arbeitsteilung durch die 
parlamentarische Vertretung berge in sich bereits die Herrschaft über die arbeitenden 
Massen. Stattdessen soll eine partizipatorische Demokratie errichtet werden. Das 
Volk soll sich in Objekt und Subjekt der Macht verwandeln.

In seinem wöchentlichen Fernsehprogramm »¡Aló Presidente!«, das sonntags 
mehrere Stunden lang an jeweils bedeutsamen Orten inszeniert und ausgestrahlt 
wird – zuletzt in Kuba unter Mitwirkung von Fidel Castro und dem Sandinisten-
führer Daniel Ortega –, setzt Chávez solche Ziele seinen Zuschauern immer wieder 
auseinander. Er spricht populär und rutscht hin und wieder ins Grobe ab, was seine 
Gegner ihm heftig ankreiden. Aber seine Anhänger verteidigen diesen Stil als vene-
zolanische Volksstimme und betonen die pädagogische Funktion der manchmal sehr 
ausschweifenden Erklärungen. Denn die organisatorische Basis der Bolivarianischen 
Revolution ist weiterhin recht schwach und in den privaten Medien fi ndet sie noch 
immer wenig Echo. Seine eigene Partei, der Movimiento Quinta República, ist eine 
zusammengewürfelte Wählerorganisation und hat wenig organisatorische und ideolo-
gische Tradition, auch wenn sie bereits über 2 Millionen Mitglieder zählt. Vor Wahlen 
brechen immer wieder innere Spannungen auf. Dafür sucht Chávez den permanenten 
Kontakt mit den Bürgern. Seine Anhänger sind dabei nicht immer einverstanden mit 
der Art, wie er sich präsentiert. Als er sich in Macho-Manier über Condoleezza Rice 
äußerte, erntete er die johlende Zustimmung seines Publikums, aber am folgenden 
Tag protestierten die Frauen seiner Bewegung lebhaft, was besonderes Echo fand, da 
solche Bemerkungen dem Anspruch der Bewegung widersprechen.

 

Revolution von oben statt Revolution der Massen?

Die revolutionäre Rhetorik von Chávez und vielen seiner Minister sowie die Maß nahmen 
der Regierung zur Durchsetzung der beschriebenen Reformen beanspruchen, sich auf 
die breite Volksbewegung der bisher ausgeschlossenen und verarmten Bevölkerung zu 
stützen. Da die Ministerien weiterhin voll sind mit Personal der vorherigen Regierungen, 
das meistens die Ziele der neuen Regierung nicht teilt, hat Chávez eine Art paralleler 
Staatsorganisation gebildet, die Programme neuer Art vorantreibt und die direkte 
Mobilisierung der Basis anstrebt. Das geschieht auf den Sektoren der Erziehung und 
Ausbildung, der Gesundheit und der Wirtschaft. So wurden 2004 die »Missionen« ins 
Leben gerufen: »Misión Barrio Adentro« bietet kostenlose medizinische Versorgung 
durch kubanische, aber auch venezolanische Ärzte in den Armenvierteln; »Misión 
Robinson« ist eine Alphabetisierungskampagne mit Grundschulabschluss-Möglich-
keit; »Misión Ribas« bietet den Abschluss des weiterführenden Schulsystems an; 
»Misión Vuelvan Caras« macht Grundausbildung im agrarischen und technischen 
Bereich und hat als Perspek tive die Mitgliedschaft in Produktionsgenossenschaften.5 

5   Die meisten Namen stammen aus venezolanischen Traditionen: Robinson spielt auf den Lehrer Simón 
Bolívars, Simón Rodríguez, an, der Robinson in der Tradition Voltaires als das Erziehungsobjekt
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Viele dieser Missionen stützen sich auf kubanisches Lehrmaterial, was nicht verwundert, 
weil es wenig übernehmbare Vorlagen für solche breiten Kampagnen gibt. Bei den 
Grundschulen wurden Escuelas Bolivarianas errichtet, die integrale Ausbildung und 
Schulspeisung einschließen, was ein wichtiger Beitrag zur Lernfähigkeit der Kinder aus 
den Barrios ist. Als Krönung soll die Universidad Bolivariana ein neues Universitätsmo-
dell mit stark pädagogischer Ausrichtung und breitem Zugang bieten. 

Obwohl die Erfolgsdaten beeindruckend sind, bleibt das traditionelle Medizin-, 
Schul- und Universitätssystem weiterhin vorherrschend, und die Kritik an den 
Missionen richtet sich vor allem auf die geringe Qualifi kation der Lehrenden und 
stellt die Ergebnisse in Frage. Dass der Erziehungsminister, Aristóbulo Istúriz von 
der Partei Patria Para Todos (PPT), bisher das Schulwesen nicht ausdehnen oder 
gar revolutionieren und auch in den Universitäten keinen inhaltlichen Einfl uss 
nehmen konnte, zeigt die Schwäche des Regierungslagers und die Beharrlichkeit 
der Traditionen und der Professionellen dieser Sektoren, die sich wiederum über 
fehlende Finanzierung beklagen. Im März 2005 wurde der Versuch der Regierung 
sichtbar, in den traditionellen autonomen Universitäten diesen Widerstand über die 
Kontrolle der Finanzen zu schwächen. Die andere Seite der Missionen besteht darin, 
dass sie mit Stipendien aus dem Staatshaushalt fi nanziert werden und die Leistungs-
kontrolle lax gehandhabt wird. So kann man sie z.T. als kurzfristige populistische 
Subventionen zur Gewinnung der Begünstigten ansehen, die nicht wirklich an den 
Kursen teilnehmen oder greifbare Ergebnisse erzielen müssen. Vor allem aber ist zu 
fragen, wieviel davon Antworten auf aktive Forderungen der Volksbewegungen an 
der Basis sind und nicht nur von Seiten linker bzw. nationalistischer Politiker und 
Intellektueller, die mit dem Rückhalt von Chávez und den Einnahmen aus dem Erdöl 
ihre Programme durchzusetzen suchen. 

Verteilungsmentalität und kapitalistische Entwicklungsideologie haben in den 
Köpfen der venezolanischen Bevölkerung kaum sozialistisches Denken wachsen 
lassen, und die schwachen Linksparteien leisteten in den letzten zwei Jahrzehnten 
wenig auf diesem Gebiet, so dass der Neoliberalismus mit seiner Botschaft des Endes 
des Marxismus zur vorherrschenden Ideologie werden konnte. Es gibt auch wenig 
kollektive Sicherheitstraditionen. Kurzfristig anberaumte Sonderkampagnen mit 
politischer Motivation gehören zur Tradition, werden aber selten institutionalisiert. 
Es existiert ein Flickenteppich von sozialen Spezialregelungen, so die großzügigen 
Pensionsberechtigungen der Universitäten, des Ölkonzerns, des Erziehungsministe-
riums, eben der beim Staat Beschäftigten. Das offi zielle Sozialversicherungssystem 
für Arbeiter und Angestellte besteht zwar seit 1941, deckt aber nur einen kleinen 
Teil der Arbeitskräfte ab, da z.B. die Kliniken schlecht ausgestattet und große 
Landesteile erst seit wenigen Jahren überhaupt in die Versorgung eingebunden sind. 

   darstellte; Ribas hieß ein in den Unabhängigkeitskriegen heroisch gefallener Studentenführer; 
»vuelvan caras« war die Parole, unter der die Llaneros die Wendung von der Unterstützung der 
Königstreuen zu den Unabhängigkeitskämpfern in den Unabhängigkeitskriegen vollzogen und damit 
entscheidend zu deren Ausgang beitrugen.
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Korruption der Funktionäre und fehlende Zahlungsdisziplin der Unternehmer und 
des Staats haben die Bildung von Reserven verhindert, und die Pensionen müssen 
aus dem Staatshaushalt subventioniert werden. Die 2002 beschlossene Reform des 
Gesundheits- und Sozialsystems stagniert.

Aber diese Situation mobilisiert kaum die Massen. Man deckt sich traditionell 
durch die Solidarität der Großfamilie ab, und die wichtigste Einnahmequelle sind die 
»prestaciones sociales«, die Abfi ndungen, die die Arbeitgeber bei der Entlassung je 
nach der Dauer der Beschäftigung zahlen müssen. Bei besonderen Bedingungen wie 
Krankheit, Ausbildung oder Hauskauf kann vorzeitig auf sie zugegriffen werden. 
Viele Arbeitskräfte benutzen diese relativ beträchtlichen Summen zur Gründung 
eines eigenen Betriebs oder zum Kauf einer Wohnung, eines Stücks Land, eines 
Taxis oder eines Kleinbusses, um sich selbständig zu machen. Das Ziel des eigenen 
Mini-Unternehmens ist sehr verbreitet. Es gibt viele Vorbehalte gegenüber Genos-
senschaften, da diese in der Vergangenheit schnell bankrott gingen oder von den 
politisch eingesetzten Vorsitzenden ausgeplündert wurden. Mangelnde technische 
und wirtschaftliche Kenntnisse, aber auch klientelistische Strukturen waren meist 
die Ursachen. Die Regierung Chávez versucht nun, dem entgegenzuwirken durch 
Vergabe von staatlichen Aufträgen oder Bauernland an die durch die Missionen 
Ausgebildeten, denen man die Gründung von Kooperativen in Stadt und Land zur 
Bedingung macht. Ob diese kollektivistische Erziehung Wurzeln schlagen kann, 
muss man abwarten.

 

»Sembrar el petróleo« – »das Öl säen«

Venezolanische Regierungsmacht beruht seit Anfang des 20. Jahrhunderts auf der 
Kontrolle und Verteilung der Ölgelder. Seit den 30er Jahren traten die Politiker mit 
dem Anspruch auf, »das Öl zu säen«, d.h. die Einnahmen aus dem vergänglichen 
Petroleumexport in die Entwicklung alternativer Wirschaftszweige zu stecken. 
Daher wurde viel Geld in die Infrastruktur investiert, um Straßen, Elektrizität, 
Wasserversorgung und Telefonsystem als Grundlage für die Entstehung industrieller 
Sektoren anbieten zu können. Zur Verbesserung der Lebensbedingungen wurden 
Hospitäler und Polikliniken auf dem Land aufgebaut und recht gut ausgestattet. 
Man baute das Schulsystem und die Universitäten aus und schickte die Studenten 
mit Stipendien ins Ausland, um sie für diese Modernisierungsaufgabe auszubilden. 
Die staatlichen Projekte wurden meist durch Vertragsunternehmen ausgeführt, 
und so bildete sich eine Mittelschicht, die eng mit dem Staat verfl ochten war. 
Die oft erheblichen Gehälter und Gewinnspannen wurden mit dem Beitrag zum 
Fortschritt gerechtfertigt. Vorbild für Lebensstil waren die USA, woher man leicht 
importieren und wohin man schnell fl iegen konnte. Während der fetten Jahre der 
sog. Ölkrise kauften viele aus dieser Schicht Wohnungen in Florida, und ihre 
 Verschwendungssucht brachte ihnen, abgeleitet von ihrem bevorzugten Zielort 
Miami, den Beinamen »Maiameros« ein, die nach dem Motto lebten: »ta barato, 
dame dos« (»is billig, gib mir zwei«).
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Dabei blieben 80 % der Bevölkerung mehr oder weniger arm, 15 % erhielten 
einen guten Anteil an dem Reichtum des Landes, und 4 bis 5 % konnten zu großen 
Kapital- und Einkommensbesitzern aufsteigen. Jeder Anstieg oder jede Senkung der 
Öleinnahmen verschärfte diese Ungleichverteilung (vgl. Baptista 1997). Den Armen 
grub sich die Überzeugung ein, dass die Oberen ihre guten Lebensbe dingungen 
durch Korruption erhielten.

In seinen letzten Reden hat Chávez nun die Losung »das Öl säen« wieder aufge-
nommen und versprochen, durch Förderung der Binnenproduktion eine gerechtere 
Einkommensverteilung zu schaffen. Dabei sollen mittlere und kleine Unternehmen 
unterstützt werden, während das Großkapital sich selbst überlassen bleibt. Die seit Anfang 
2003 geltende Devisenbewirtschaftung soll den Kapitalexport ins Ausland behindern.

Nicht nur im Erdöl, sondern auch in anderen Bereichen werden die Bedingungen für 
die Nutzung und Ausbeutung nationaler Naturressourcen neu defi niert. Die Regierung 
bzw. einige Regionalregierungen erklärten die bisherigen Bergbau-Konzessionen und 
freien Ausbeutungsmöglichkeiten für nichtig; sie sollen eingezogen und neu ausgehan-
delt werden, mit regulierten Abgaben und Steuern, aber auch zur Ausbeutung durch 
Kooperativen, deren Förderung von der Regierung als vorrangig betrachtet wird. 

Im venezolanischen Militär sind Entwicklungsideologien sehr verbreitet, und 
sie haben Einfl uss in regionalen Entwicklungsinstitutionen. Viele Offi ziere haben 
technische oder medizinische Universitätsabschlüsse und bewegen sich in den 
Traditionen der nationalen Entwicklung, die durchaus auch privatkapitalistisch sein 
kann, wenn der Staat die Richtung bestimmt. Die Ausbeutung von Bodenschätzen, 
die Nutzung von Wäldern und Savannen, die infrastrukturelle Erschließung fi ndet 
unter ihnen neue Unterstützung. Dabei kommt es immer wieder zu Konfl ikten mit 
Indígenas, die ihre eigene wirtschaftliche Kultur verteidigen und gegen die Eingriffe 
der Zentralregierungen in ihre Territorien protestieren. Auch Umweltschützer mobi-
lisieren sich gegen Konzessionen mit fragwürdiger Legalität.6

Eine empfi ndliche Kritik an der Fähigkeit der Regierung, das viele Geld effi zient 
anzuwenden, gründet auf der Beobachtung, dass Armut und Arbeitslosigkeit kaum 
abgenommen haben. Mindestlöhne, die in den letzten Jahren beträchtlich gestiegen 
sind und dennoch nur 200 US$ monatlich betragen, erhalten nur Festangestellte, 
während rund 60 % der Arbeitsfähigen im informellen Sektor beschäftigt sind. Die 
Lösung durch die Erlaubnis für Straßenhändler, die inzwischen alle venezolanischen 
Innenstädte besetzt haben, kann nicht überzeugen, und auch das schlechte Funktio-
nieren der Müllabfuhr und anderer öffentlicher Dienste wie z.B. der Polizei wirft die 
Frage nach der Effi zienz der Regierung auf. Andererseits weitet sich die wirtschaftliche 
Funktion des Staats erneut aus, nachdem in den 80er Jahren viele Staatsunternehmen 
privatisiert worden waren. Sichtbarstes Beispiel ist die neue Handelsorganisation 
MERCAL, Mercados de Alimentos, eine von Militärs geleitete und betreute staatliche 

6   Widerstand der Indígenas gegen die Stromleitung nach Brasilien; Protest gegen den Kohleabbau 
in der Sierra de Perijá; Kritik an den Bergbaukonzessionen (Gold) in der Sierra de Imataca (vgl. 
PROVEA 2005)
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